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Beginn: 10:05 Uhr

Präsidentin Kristina Herbst: 
Guten Morgen, meine verehrten Kolleginnen und 
Kollegen! Ich eröffne die 19. Tagung des Schles-
wig-Holsteinischen Landtags, und ich erlaube mir, 
da es die erste Tagung in diesem Jahr ist, Ihnen al-
len noch einmal ein gutes neues Jahr zu wünschen. 
Ich hoffe, dass wir gut durch dieses Jahr 2024 kom-
men.

(Zuruf: Ihnen auch! – Beifall)
Das Haus ist ordnungsgemäß einberufen und be-
schlussfähig. Wir haben allerdings einige Krank-
meldungen zu verzeichnen. Von der CDU-Fraktion 
sind es die Abgeordneten Claus Christian Claussen, 
Patrick Pender, Sönke Siebke, Cornelia Schmach-
tenberg und Wiebke Zweig. Von der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind es die Abgeord-
neten Anna Langsch und Dr. Ulrike Täck. Von der 
SPD-Fraktion ist es der Abgeordnete Dr. Kai Dolg-
ner. Von der Landesregierung sind es Ministerin 
Monika Heinold und Minister Tobias Goldschmidt. 
Wir wünschen von dieser Stelle aus gute Besse-
rung.

(Beifall)
Wegen auswärtiger Verpflichtungen hat sich Minis-
terin Karin Prien heute bis 10:30 Uhr entschuldigt. 
Verhindert gemeldet haben sich nach § 47 Absatz 2 
der Geschäftsordnung für den heutigen Vormittag 
der Abgeordnete Werner Kalinka, der Abgeordne-
te Marc Timmer in der Zeit von 11:30 Uhr bis 
15:30 Uhr und die Abgeordnete Beate Raudies 
ganztags.
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von 
Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Abgeordneten erheben sich)
Zu Beginn dieser Tagung wollen wir gemeinsam 
zweier Persönlichkeiten gedenken, die Schleswig-
Holstein in ganz besonderer Weise geprägt und 
herausragende Verdienste um unser Land erworben 
haben: unserem Ehrenbürger Professor Dr. Günther 
Fielmann, der am 3. Januar 2024 verstarb, sowie 
unserem langjährigen Abgeordnetenkollegen und 
Justizminister Dr. Klaus Klingner. Er verstarb am 
19. Januar. 
Günther Fielmann wurde am 17. September 1939 
in Stafstedt geboren. Sein Berufswunsch war es ur-
sprünglich, Fotograf zu werden. Doch auf Drängen 
seines Vaters erlernte er den Beruf des Optikers 
und stieg damit in eine Branche ein, die er später 
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revolutionierte. Günther Fielmann stieg mit seinem 
Unternehmen zu nichts Geringerem als einem Op-
tiker von Weltformat auf. Die Tugenden eines vi-
sionären, mutigen und in höchstem Maße erfolgrei-
chen Unternehmers vereinigte er in seltener Klar-
heit mit dem hohen ethischen Anspruch, auch die 
Gesellschaft an seinem Glück teilhaben zu lassen 
und sie zum Positiven zu verändern. Nicht nur in 
seiner unternehmerischen Tätigkeit, sondern auch 
als Umwelt-, Natur- und Denkmalschützer sowie 
als Stifter und Mäzen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur hat Günther Fielmann unser Land in 
vielerlei Hinsicht geprägt. Dabei engagierte er sich 
nicht aus gönnerischer Attitüde heraus, sondern in 
stiller Bescheidenheit und der festen Überzeugung, 
hohe soziale Verantwortung für seine Mitmenschen 
zu tragen.
Für seine herausragenden Verdienste um unser 
Land wurde Günther Fielmann vielfach geehrt: mit 
der Ehrenbürgerwürde des Landes Schleswig-Hol-
stein, die ihm, wie wir alle wissen, besonders viel 
bedeutete, mit dem Großen Verdienstkreuz des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland und 
mit vielen anderen Auszeichnungen, die davon zeu-
gen, welche Bedeutung Günther Fielmann, dieser 
hoch integre Mensch mit Herz, für unser Land hatte 
– und die er über den Tag hinaus behalten wird.
Mit tiefer Trauer erfüllt uns auch die Nachricht vom 
Tod des früheren Justizministers und langjährigen 
Abgeordneten Dr. Klaus Klingner. Er verstarb we-
nige Wochen nach seinem 88. Geburtstag.
1935 in Potsdam geboren, erlebte Klaus Klingner 
die Schrecken der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft und des Zweiten Weltkrieges. Nach dem 
Abitur studierte er Rechtswissenschaften in Ham-
burg und Kiel. Nach Referendariat und Promotion 
war er ab 1964 als Amtsrichter in Bad Oldesloe tä-
tig, der Stadt, die ihm bis zuletzt nicht nur Lebens-
mittelpunkt, sondern echte Heimat war. Dort, in 
Bald Oldesloe, wurde Dr. Klingner 1966 Mitglied 
der SPD und engagierte sich zunächst kommunal-
politisch – in der Stadtvertretung sowie im Stormar-
ner Kreistag.
1971 zog Dr. Klaus Klingner in den Schleswig-Hol-
steinischen Landtag ein, dessen Mitglied er bis 
1996 blieb. In den 25 Jahren seiner Parlamentszu-
gehörigkeit bekleidete er eine Vielzahl parlamenta-
rischer Funktionen, von denen ich an dieser Stel-
le nur den stellvertretenden Vorsitz der SPD-Land-
tagsfraktion sowie seine Mitgliedschaften im In-
nen- und Rechtsausschuss erwähnen möchte, des-
sen Vorsitzender er in der 8. und 9. Wahlperiode 
war. Zudem gehörte er dem Landeswahlausschuss 

und dem Richterwahlausschuss an. In der 11. Wahl-
periode hatte Dr. Klingner überdies den Vorsitz 
des Untersuchungsausschusses der Barschel-Pfeif-
fer-Affäre inne. Von 1988 bis 1996 wurde Dr. Klaus 
Klingner als Justizminister in die Kabinette Eng-
holm und Simonis berufen.

Nach seinem Ausscheiden aus der Landespolitik 
engagierte er sich vor allem im sozialen Bereich 
und im Umweltschutz. Mehr als 40 Jahre gehörte er 
dem Arbeiter-Samariter-Bund an, war von 1986 bis 
1998 dessen Landesverbandspräsident. 1988 wur-
de Dr. Klaus Klingner zudem Landesvorsitzender 
des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Schleswig-Holstein. Nach der Wiedervereinigung 
war er maßgeblich daran beteiligt, sowohl den ASB 
als auch den Paritätischen in Mecklenburg-Vorpom-
mern aufzubauen.

Dr. Klaus Klingner war ein konstruktiv-kritischer 
Kopf, entschiedener Parlamentarier und prägender 
Justizminister. Gemeinsam mit dem damaligen In-
nenminister Hans Peter Bull leitete er in der Justiz- 
und Innenpolitik – ob mit grundlegenden Reformen 
im Jugendstrafvollzug oder bei der Entkriminalisie-
rung von Cannabis – einen liberalen Kurs ein, der 
bis heute Bestand hat. Dr. Klingner war, gerade im 
Ministeramt, ein Mensch zum Anfassen, ein Poli-
tiker, der immer ein offenes Ohr für die Fragen und 
Sorgen der Bürgerinnen und Bürger hatte, der ihnen 
offen und ohne Vorbehalte begegnete und bereit 
war, jenen eine zweite Chance zu eröffnen, die am 
Rande der Gesellschaft standen.

Der Verlust von Dr. Klaus Klingner, der bis ins 
hohe Alter politisch interessiert und engagiert blieb, 
wiegt schwer, nicht nur für seine Partei, sondern 
für das ganze Land. Für seine Verdienste um unser 
Land wurde Dr. Klaus Klingner mit dem Bundes-
verdienstkreuz 1. Klasse ausgezeichnet.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag trauert um 
unseren Ehrenbürger Professor Dr. Fielmann und 
unseren früheren Abgeordneten und Justizminister 
Dr. Klaus Klingner, vor deren Lebenswerk wir uns 
verneigen und denen wir ein ehrendes Andenken 
bewahren werden. Den Angehörigen gilt unser tie-
fes Mitgefühl.

Ich bitte Sie, einen Moment innezuhalten in stillem 
Gedenken an Günther Fielmann und Klaus Kling-
ner. – Ich danke Ihnen.

Meine Damen und Herren, die Fraktionen von FDP, 
SPD und SSW haben im Wege der Dringlichkeit 
mit der Drucksache 20/1819 (neu) – 2. Fassung – 
einen Dringlichkeitsantrag vorgelegt:
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Schleswig-Holstein muss bei Innovationsagentur 
an Bord bleiben

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von FDP, SPD 
und SSW
Drucksache 20/1819 (neu) – 2. Fassung

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich lasse über den Dringlichkeits-
antrag, Drucksache 20/1819 (neu) – 2. Fassung –, 
abstimmen. Es gilt das Erfordernis der Zweidrit-
telmehrheit der abgegebenen Stimmen. Wer die 
Dringlichkeit bejaht, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist einstimmig.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Damit ist die Dringlichkeit anerkannt. Die Parla-
mentarischen Geschäftsführer haben sich geeinigt, 
den Antrag als Tagesordnungspunkt 36 A am Frei-
tag als letzten Punkt aufzurufen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP] – Heiterkeit 
CDU und FDP)

Die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SPD, FDP und SSW haben im Wege der 
Dringlichkeit mit der Drucksache 20/1826 einen 
Dringlichkeitsantrag vorgelegt:

Wehrhafte Demokratie für ein vielfältiges Land 
– Demokratiefeinden und Vertreibungsplänen 
entgegentreten

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/1826

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Auch hier gilt das Erfordernis 
der Zweidrittelmehrheit. Wer die Dringlichkeit be-
jaht, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
einstimmig. Damit ist die Dringlichkeit festgestellt. 
Ich schlage Ihnen vor, den Antrag als 36 B in 
die Tagesordnung einzureihen. Der Ältestenrat hat 
sich verständigt, den Dringlichkeitsantrag gemein-
sam mit TOP 41, Verfassungsschutzbericht 2022, 
zu beraten. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
verfahren wir so.

Der Ältestenrat hat sich ferner verständigt, die 
erste Lesung des Gesetzentwurfs zur Fortgeltung 
der Rechtsgrundlagen für den Einsatz von Distanz-
Elektroimpulsgeräten im Landesverwaltungsgesetz, 
Drucksache 20/1809, in dieser Tagung zu behan-
deln. Der Gesetzentwurf wird als Punkt 13 A in die 
Tagesordnung eingereiht. Der Aufruf erfolgt in ei-

ner gemeinsamen Beratung mit den Tagesordnungs-
punkten 39 und 51.

Zu den Tagesordnungspunkten 10 und 12 – Ge-
setz zur Änderung des Gesetzes über die Beauftrag-
te oder den Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl-, 
und Zuwanderungsfragen und Änderung des Be-
stattungsgesetzes – ist vorgesehen, die erste und 
zweite Lesung in dieser Tagung durchzuführen. 
Der Innen- und Rechtsausschuss und der Sozialaus-
schuss kommen hierzu heute in der Mittagspause 
zusammen. – Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
verfahren wir so.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine 
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit folgenden Maßgaben zu behandeln: 
Zu den Tagesordnungspunkten 2 bis 5, 8 bis 10, 12 
bis 14, 20, 37, 38 und 47 bis 50 ist eine Aussprache 
nicht geplant.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die 
Tagesordnungspunkte 18, 30, 36, 44 und 46.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die 
Tagesordnungspunkte 6, 7 und 45 – Haushaltsbe-
ratung 2024 –, die Punkte 11 und 40 – Gesetz 
zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften –, 
13 A, 39 und 51 – Einsatz von Distanz-Elektroim-
pulsgeräten und Bericht der Beauftragten für die 
Landespolizei –, die Tagesordnungspunkte 17, 32 
und 34 – Flurbereinigungsverfahren sowie Bericht 
über die landwirtschaftspolitischen Schwerpunkte 
und Ziele 2024 und „Landwirtschaft braucht Zu-
kunft und Perspektive“ –, 25 und 53 – Beschlüs-
se der Europaministerkonferenz sowie Bericht über 
das Arbeitsprogramm der Europäischen Kommissi-
on für das Jahr 2024 – sowie die Punkte 26 und 27 
– „Mehr Akzeptanz durch Preistransparenz in der 
Fernwärme“ und „Gerechte Strompreise für Schles-
wig-Holstein“.

Ein Antrag zu einer Fragestunde oder Aktuellen 
Stunde liegt nicht vor. Wann die weiteren Tagesord-
nungspunkte voraussichtlich aufgerufen werden, er-
gibt sich aus der Ihnen vorliegenden Übersicht über 
die Reihenfolge der Beratung der 19. Tagung.

Wir werden heute und morgen unter Einschluss ei-
ner zweistündigen Mittagspause bis voraussichtlich 
18 Uhr tagen, und am Freitag beginnen wir um 
10:30 Uhr und werden mit einer einstündigen Mit-
tagspause voraussichtlich bis 15:30 Uhr tagen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie 
gemeinsam mit mir Besucherinnen und Besucher 
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auf der Tribüne, unseren Landeskirchlichen Be-
auftragten Dr. Teifke und Schwester Maria Mag-
dalena sowie Besucherinnen und Besucher aus 
dem Berufsbildungszentrum Plön und der Theo-
dor-Litt-Schule Regionales Berufsbildungszentrum 
Neumünster. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6, 7 und 45 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung eines Haushaltsplanes 
für das Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 
2024)

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/1700

b) Erste Lesung des Entwurfs eines Haushalts-
begleitgesetzes 2024

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 20/1701

c) Personalstruktur- und Personalmanagement-
bericht 2023 des Landes Schleswig-Holstein 
(Berichtsjahr 2022)

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1680

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Grundsatzberatung 
und erteile das Wort dem Ministerpräsidenten Dani-
el Günther.

Daniel Günther, Ministerpräsident: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Den Gepflogenheiten entsprechend 
hätte unsere Finanzministerin heute diesen Haushalt 
eingebracht und, wie sie mir gestern Abend noch 
einmal ausdrücklich bestätigt hat, sehr gerne einge-
bracht. Ich vertrete sie heute aber genauso gerne. 
Da ich weiß, dass Monika Heinold mit Sicherheit 
gerade im ParlaNet dieser Debatte folgt und über-
prüft, ob ich das hier alles ordnungsgemäß mache, 
darf ich mich an der Stelle erst einmal beim Finanz-
ministerium für das Aufstellen dieses Haushaltsent-
wurfs bedanken. Liebe Monika, wir gemeinsam 
wünschen dir an dieser Stelle von Herzen gute Bes-
serung!

(Beifall)

Wir diskutieren heute den Haushaltsentwurf 2024, 
der ganz sicher kein gewöhnlicher Haushalt in der 
Geschichte unseres Landes ist – wie sollte es in 
diesen Zeiten auch anders sein! Zu den Aufgaben 
einer Regierung gehört es, gerade in herausfordern-
den Zeiten Lösungen aufzuzeigen und Zuversicht 
zu geben. Genau das tun wir auf vielfältige Wei-
se auch mit diesem Haushaltsentwurf. Denn dieser 
Haushalt spiegelt die Anstrengungen und das Enga-
gement wider, mit denen unsere schwarz-grüne Ko-
alition die Herausforderungen unserer Zeit angeht. 
Unsere Botschaft lautet: Dieser Haushalt unterstützt 
die Krisenbewältigung und sichert zugleich die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir investieren in die Zukunft Schleswig-Holsteins, 
mildern die Krisenfolgen und leisten die notwendi-
gen Einsparungen. Wo wir Mittel kürzen, tun wir 
es mit Bedacht und Augenmaß. In einem Satz: Wir 
schließen mit diesem Entwurf die Haushaltslücke 
und bringen trotzdem erforderliche Investitionen 
auf den Weg.
Die schwierige Situation erfordert von uns ent-
schlossenes Handeln und Prioritätensetzung. Un-
ser oberstes Ziel ist dabei, das Leben und die 
Lebensumstände der Menschen in Schleswig-Hol-
stein zu verbessern. Deshalb investieren wir in 
die Zukunftsfähigkeit unseres Landes, und zwar 
in Schlüsselbereiche wie Bildung, soziale und in-
nere Sicherheit, Klimaschutz, Digitalisierung und 
Mobilität. Diese Investitionen sind entscheidend, 
um Schleswig-Holstein zukunftssicher zu machen. 
Auch mit diesem Etat gestalten wir die Zukunft für 
uns und unsere Kinder.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sämtliche Entscheidungen sind das Ergebnis ge-
meinsamer sorgfältiger Überlegungen und aus ei-
nem starken Verantwortungsbewusstsein aller Be-
teiligten gewachsen. Die Regierungskoalition aus 
CDU und Grünen hat mit Verantwortung und Weit-
sicht gehandelt, um die besten Lösungen für unser 
Land zu finden. Die dafür getroffenen Maßnahmen 
sind notwendig, um einen verfassungskonformen 
und ausgewogenen Haushalt zu beschließen.
Meine Damen und Herren, ich will an dieser Stelle 
noch einmal die Rahmenbedingungen skizzieren, 
unter denen wir das neue Haushaltsjahr planen 
müssen. Neben den finanziellen Nachwirkungen 
der Coronapandemie sind die Folgen des russischen 
Angriffskrieges auf die Ukraine weiterhin spürbar. 
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Wir bleiben gefordert, unsere Energieversorgung 
umzubauen, die Versorgungssicherheit und ‑resili-
enz zu stärken und unsere Wirtschaft zu unterstüt-
zen.

Auch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu 
Notkrediten des Bundes hat direkte Auswirkungen 
auf unseren Haushalt. Auch hierzulande muss infol-
ge des Urteils der Umgang mit Notkreditmitteln 
angepasst werden, weswegen der Landtag für das 
vergangene und für dieses Jahr die Notlage erklärt 
hat.

Hinzu kommen Preissteigerungen und Zinsentwick-
lungen, insbesondere in den Bereichen Energie und 
Bau.

Mit dem jüngsten Tarifabschluss und den Anpas-
sungen für Besoldung und Versorgung steigen 
außerdem die Personalausgaben des Landes von 
5,2 Milliarden auf 5,5 Milliarden Euro. Aufgrund 
der schwächeren wirtschaftlichen Entwicklung ha-
ben wir auch eine geringere Entwicklung beim 
Steueraufkommen. Gleichzeitig mussten die Entlas-
tungspakete des Bundes und des Landes abgebildet 
und Vorsorge für die Erhöhung steuerlicher Freibe-
träge getroffen werden.

Der Wiederaufbau nach der Jahrhundertsturmflut 
an der Ostsee muss noch über die Nachschiebelis-
te eingepreist werden, denn für uns gilt: Wir ste-
hen den betroffenen Kommunen und Bürgerinnen 
und Bürgern selbstverständlich zur Seite. Speziell 
beim Wiederaufbau von Deichen geht es schließlich 
um mitunter lebenswichtige Maßnahmen. Im Ge-
gensatz zum Bund halten wir in Schleswig-Holstein 
unser Wort.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Ein weiterer Kostenfaktor sind die Unterbringung, 
Versorgung und Integration der Geflüchteten. Die 
anhaltend hohen Flüchtlingszahlen bedeuten höhere 
Kosten für Land und Kommunen. Hier verhalten 
wir uns verantwortungsvoll und veranschlagen be-
darfsgerecht. Ich erwarte, dass sich auch der Bund 
hier an die getroffenen Vereinbarungen mit den 
Ländern hält, sowohl was die finanziellen Zusagen 
angeht als auch was die Maßnahmen zur Begren-
zung der Flüchtlingszahlen angeht, so wie auch wir 
zu unserer Verabredung mit den Kommunen stehen 
und 10.000 Plätze für Geflüchtete in den Landesun-
terkünften vorhalten werden.

So ergibt sich in den Eckwerten folgendes Bild: 
Die bereinigten Einnahmen werden gegenüber dem 
Vorjahr voraussichtlich um 1,6 Prozent ansteigen 

und damit rund 16 Milliarden Euro erreichen. 
Dabei bewegen sich die Steuereinnahmen inklusi-
ve Finanzkraftausgleich, Bundesergänzungszuwei-
sungen und Kfz-Steuer-Kompensation mit knapp 
13 Milliarden Euro nahe am Ergebnis des Jah-
res 2022. Die bereinigten Ausgaben steigen um 
1,2 Prozent, was zwischen Einnahmen und Ausga-
ben zu einer Differenz von knapp 887 Millionen 
Euro führt.

Bei einem Haushaltsvolumen von 22,4 Milliarden 
Euro halten wir bei der Nettokreditaufnahme den 
zur Verfassungsgrenze vorgeschriebenen Abstand 
ein. Der beträgt nach Landesregel 19,3 Millionen 
Euro.

Das sind die Eckwerte und Rahmenbedingungen, 
unter denen wir erhebliche Anstrengungen unter-
nehmen müssen, um den beschriebenen Herausfor-
derungen gerecht zu werden und um gleichzeitig 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern. 
Das ist wichtiger denn je. Wir alle spüren, wie sehr 
die vielen gleichzeitigen Krisen und der zunehmend 
sich beschleunigende Wandel diesen gesellschaftli-
chen Zusammenhalt strapazieren. So vieles ist neu, 
unbekannt und schwer einzuschätzen. Das führt zu 
Unsicherheiten und Ängsten. Deshalb setzen wir 
auch mit diesem Haushalt auf Investitionen in Bil-
dung.

Wir kommunizieren innerhalb der Koalition und 
nach außen. Wir sprechen mit den Betroffenen, 
wir erklären unsere politischen Entscheidungen und 
versuchen, sie den Menschen zu vermitteln. Gerade 
weil der Zusammenhalt in Schleswig-Holstein un-
sere Stärke ist, müssen wir ihn sichern. Auch des-
halb ist es richtig, dass wir statt eines Kahlschlags 
im Haushalt das uns zur Verfügung stehende fi-
nanzpolitische Instrumentarium nutzen.

Der Landtag hat im November 2023 mit dem Aus-
rufen der Haushaltsnotlage eine wichtige und – das 
sage ich deutlich – richtige Entscheidung getroffen. 
Das Parlament hat anerkannt, dass Schleswig-Hol-
stein auch 2024 weiter mit außergewöhnlichen He-
rausforderungen konfrontiert ist. Coronapandemie, 
der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine sowie 
die verheerende Jahrhundertsturmflut führen zu ei-
ner außergewöhnlichen Notsituation, die unsere Fi-
nanzlage auch 2024 erheblich beeinträchtigt.

Deshalb sind im Haushaltsentwurf zunächst rund 
644 Millionen Euro veranschlagt, die wir über ei-
nen Notkredit decken müssen. Die größte Einzel-
maßnahme daraus sind die 137 Millionen Euro, mit 
der wir im Zuge krisenbedingter Wirtschaftsunter-
stützung die Ansiedlung von Northvolt fördern.
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Wir haben dem Unternehmen von Anfang an signa-
lisiert: Auf das Land könnt ihr euch verlassen, auch 
nach dem Urteil aus Karlsruhe. Schleswig-Holstein 
hält Wort. Dieser klare Kurs macht die Ansiedlung 
möglich.

Diese Zusage gilt genauso für die Kommunen. Wir 
helfen ihnen, diese Ansiedlung zu einem Erfolg zu 
machen. Die finanzielle Unterstützung des Landes 
ist eine Investition in Schleswig-Holsteins Energie-
unabhängigkeit und seine Zukunft als Standort grü-
ner Industrie und Energie.

Dass in Schleswig-Holstein die grünste Autobatte-
rie der Welt gebaut wird, ist ein Riesenerfolg auf 
dem Weg zum klimaneutralen Industrieland und 
damit eine historische Weichenstellung, bei der 
wir gemeinsam – Europäische Union, Bund, Land, 
Kreis, Amt, alle Gemeinden – an einem Strang ge-
zogen haben. Dass wir das möglich gemacht haben, 
ist ein Riesenerfolg für Schleswig-Holstein. Darauf 
können wir verdammt stolz sein.

(Anhaltender Beifall ganzes Haus)

– Es liegt noch ein bisschen Arbeit vor uns.

Daneben sind weitere größere Ausgaben aus dem 
Notkredit vorgesehen, weil sie alle unmittelbar ei-
nen Beitrag zur Bewältigung der Krisen leisten: 
rund 166 Millionen Euro für Eingliederungshil-
fe und Sozialhilfe, für Jugendhilfe und Trauma-
pädagogik, für soziale Ermäßigungen im Kitabe-
reich, unbegleitete minderjährige Geflüchtete und 
Ehrenamtskoordinierung, Entschädigungen für pan-
demiebedingte Berufsausübungsverbote und Unter-
stützung von Kommunen im Sozialbereich.

Rund 109 Millionen Euro für Wohngeld und Her-
richtung von kommunalen Unterkünften. Rund 85 
Millionen Euro für die während der Coronapande-
mie zugesagte Stärkung der Infrastruktur. Rund 
83 Millionen Euro für krisenbedingte Mehrkosten 
bei Neu- und Erweiterungsbauten, Hochbaumaß-
nahmen und Miet- und Bewirtschaftungskosten 
unserer Liegenschaften. Rund 39 Millionen Euro 
bei den Personalausgaben für Lehrkräfte und Studi-
enleitungen sowie krisenbedingte Mehrkosten im 
Hochschulbetrieb. Sowie rund 25 Millionen Euro 
für Cybersicherheit, Digitalisierung und Künstliche 
Intelligenz.

Meine Damen und Herren, um die Haushaltslücke 
zu schließen, werden wir auch Einsparungen in 
Höhe von rund 100 Millionen Euro in allen Res-
sorts realisieren. Die Ressorts haben dafür gesorgt, 
Einsparungen zu ermöglichen, um möglichst wenig 
Kürzungen in den Bereichen Soziales und Bildung 

notwendig zu machen. Wir werden also weiterhin 
unsere grundlegenden Verpflichtungen erfüllen. Zu-
dem nutzen wir Instrumente wie Sondervermögen 
und Kredite. Wir setzen darüber hinaus etwa die 
Zuführung zum Versorgungsfonds und zum Infra-
strukturprogramm IMPULS aus. Alles notwendige 
Schritte, damit wir unser Land nicht kaputtsparen.
Im kommunalen Finanzausgleich verteilen wir die 
Verrechnung für zu viel gezahlte Zuweisungen mit 
Augenmaß auf zwei Jahre. Wir sparen über gu-
tes Zinsmanagement gegenüber unserer Veranschla-
gung in den Eckwerten rund 19 Millionen Euro ein.
Absehbar ist, dass wir in der Nachschiebeliste an 
der einen oder anderen Stelle das Zahlenwerk an 
aktuelle Entwicklungen anpassen müssen, vor al-
lem wegen der Sturmflut und zur Flüchtlingsunter-
bringung.
In der künftigen Finanzplanung werden wir voraus-
sichtlich weitere Einsparungen vornehmen müssen; 
Stand heute wird das kaum vermeidbar sein. Wir 
stellen uns aber darauf ein und treffen mit dem 
Haushaltsentwurf 2024 dafür schrittweise die not-
wendigen Entscheidungen.
Alle Ressorts haben ihren Teil dazu beigetragen, so-
dass wir heute einen verfassungskonformen Haus-
halt beraten können, nicht zuletzt, indem wir selbst 
bei Geschäftsbedarf, Dienstreisen und Sachmitteln 
sparen.
Ich will die wichtigsten Positionen bei den Ein-
sparungen nennen: Den Investitions- und Betriebs-
kostenzuschuss für den Landesbetrieb Straßenbau 
und Verkehr haben wir um insgesamt 15 Millionen 
Euro gekürzt. Wir kürzen in vertretbarem Maß in 
den Programmen Städtebauförderung und Flächen-
management. Wir reduzieren geringfügig die Wirt-
schaftsförderprogramme des Landes.
Beim sogenannten Extremkostenzuschuss für das 
UKSH folgen wir einer Empfehlung des Landes-
rechnungshofs und senken ihn ab diesem Jahr um 
7 Millionen Euro. Die Hochschulen beteiligen sich 
an den Einsparbeiträgen, indem die Erhöhung der 
Grundfinanzierung 1 Million Euro niedriger ausfällt 
als geplant.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist nicht deren 
Wunsch!)

Im Bereich Landwirtschaft gibt es unter anderem 
Einsparungen bei den Mitteln für regionale Wert-
schöpfung und Absatzförderung. In den Bereichen 
Naturschutz, Wasser- und Abfallwirtschaft sowie 
Bodenschutz und Altlasten haben wir Haushaltsmit-
tel in Höhe von rund 2,8 Millionen Euro reduziert.
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Der Haushaltsentwurf enthält zudem eine globale 
Minderausgabe von fast 43 Millionen Euro, mit der 
wir weitere pauschale Kürzungen vermeiden wol-
len. Sie wird sich im weiteren Verfahren der Haus-
haltsaufstellung voraussichtlich noch verändern und 
im Vollzug dieses Jahres erwirtschaftet werden 
müssen.
Wir sind bei den Einsparungen behutsam und 
mit Augenmaß vorgegangen, trotzdem sind es Ein-
schnitte. Daher gilt allen Ressorts meine Anerken-
nung, dass wir uns auf diese Kürzungen gemein-
sam und mit großem Verantwortungsbewusstsein 
verständigen konnten. Dafür an dieser Stelle vielen 
Dank, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben uns auf Bereiche geeinigt, in denen 
wir priorisieren: Wir investieren weiter in unser Bil-
dungssystem, wir investieren weiter in verlässliche 
Betreuung und Bildung. Die unsicheren Zeiten sind 
belastend genug für Kinder, Jugendliche und ihre 
Familien. Deshalb stärken wir die Bildungs- und 
Betreuungsstruktur.
In den Kitas und Schulen planen wir weiterhin mit 
steigenden Mitteln, wenn auch etwas moderater, 
zum Beispiel auch über die Vergrößerung der Hort-
gruppen. Damit entlasten wir den Haushalt dem-
nächst um 6 Millionen Euro, ohne Betreuungsleis-
tungen zu gefährden. Kitas fördern wir in diesem 
Jahr mit zusätzlichen 96 Millionen Euro und betei-
ligen uns damit an den steigenden Ausgaben in den 
Kommunen.
An den Schulen planen wir für das kommende 
Schuljahr mit 419 zusätzlichen Stellen netto. Wir 
reagieren damit auf gestiegene Schülerzahlen, unter 
anderem durch den Zuzug von Geflüchteten. Im 
Haushaltsentwurf für 2024 planen wir insgesamt 
netto 545 neue Stellen und Planstellen ein, neben 
zusätzlichen Lehrkräften vor allem für den Ausbau 
der Flüchtlingsunterkünfte und die Stärkung der 
Justiz.
Über die Nachschiebeliste werden wir darüber hin-
aus 33 Stellen für Polizei-Anwärter vorsehen, die 
ihren Dienst in der zweiten Einsatzhundertschaft 
leisten sollen. Das zeigt: Wir stärken unseren 
Rechtsstaat in einer Zeit, in der er mehr denn je 
herausgefordert und gebraucht wird.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein handlungsfähiger Staat braucht außerdem ei-
ne leistungsfähige Verwaltung mit motivierten, gut 

ausgebildeten Beschäftigten. Mit unserem Bericht 
zur Personalstruktur und zum Personalmanagement 
zeigen wir auf, wie wir die Verwaltung leistungsfä-
hig halten.

Wir tun viel, um ein attraktiver und moderner Ar-
beitgeber zu bleiben: Wir passen uns kontinuierlich 
an dem demografischen Wandel und technologi-
schen Entwicklungen an. Wir bringen mehr Frauen 
in Führungspositionen. Wir stärken das Betriebliche 
Gesundheitsmanagement und die Suchtprävention, 
setzen auf Aus- und Weiterbildung, auf psychoso-
ziale Beratungsangebote und führen Statuserhebun-
gen zur Arbeitsfähigkeit und Gesundheit unserer 
Beschäftigten durch. Mit unseren Initiativen für 
flexiblere Arbeitsorte, Nachwuchskräftegewinnung 
und der Förderung von Diversität sind und bleiben 
wir für junge Menschen ein attraktiver Arbeitgeber.

Meine Damen und Herren, als Koalition setzen wir 
auch mit diesem Haushaltsentwurf unseren Investi-
tionskurs fort. Wir werden 1,9 Milliarden Euro in 
die Zukunft des Landes investieren. Das sieht man 
auch an der Investitionsquote: Sie beträgt 11,4 Pro-
zent und liegt damit knapp einen Prozentpunkt hö-
her als im Vorjahr.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Unruhe FDP)

– Jetzt hätte ich eigentlich Applaus von der FDP er-
wartet, weil die ja immer mindestens zehn Prozent 
fordert.

(Annabell Krämer [FDP]: Preissteigerungen 
beim Hochbau! Notkredit! Kürzungen bei 
den Landesstraßen!)

Schwarz-Grün ebnet so den Weg hin zum klima-
neutralen Industrieland bis 2040. Wir investieren in 
den Klimaschutz. Wir investieren in die Transfor-
mation unserer Wirtschaft, verlässlich und nachhal-
tig. Wir fördern die Potenziale unseres Landes. Wir 
stärken insbesondere Kitas und Schulen. Gleichzei-
tig sparen wir verantwortungsbewusst und behut-
sam an den Stellen, wo es möglich ist. Der Haus-
haltsentwurf ist unsere Antwort, um unser Land 
gut durch diese Krisenzeiten zu manövrieren. Mit 
Blick auf die kommenden Jahre bewahren wir uns 
mit diesem Finanzwerk Handlungsspielräume. Wir 
können reagieren, wenn besondere Umstände das 
von uns verlangen.

Ich bin davon überzeugt, dass wir unsere Ziele 
mit einer soliden und nachhaltigen Haushaltsfüh-
rung erreichen werden. Bisher und auch mit diesem 
Haushaltsentwurf für 2024 haben wir das bewie-
sen. Er zeigt, dass wir in herausfordernden Zeiten 

3540 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 48. Sitzung – Mittwoch, 24. Januar 2024

(Ministerpräsident Daniel Günther)



zusammenstehen und Lösungen finden, die Schles-
wig-Holstein stärken. Finanzpolitik in herausfor-
dernden Zeiten heißt für uns, Fortschritt trotzdem 
möglich zu machen. Wir werden daher weiterhin 
sämtliche Maßnahmen so gestalten, dass sie eine 
positive Entwicklung in unserem Land befördern.
Ich will an eines erinnern: Das Leben in unserem 
Land war unterm Strich nie besser als jetzt. Dar-
auf hat uns Zukunftsforscher Ulrich Reinhardt an-
lässlich des Coronasymposiums hingewiesen, als er 
sagte: Vergessen wir nicht: Noch vor zwei Genera-
tionen waren alle westlichen Länder nach heutigem 
Standard Entwicklungsländer. Nie war es besser 
bestellt um medizinischen Fortschritt, Lebenserwar-
tung, Sozialsysteme, Sicherheit und Meinungsfrei-
heit. Wir arbeiten Tag um Tag dafür, dass es weiter 
vorangeht.
Die Zeiten sind vorbei, dass Eltern in Schleswig-
Holstein die höchsten Kita-Beiträge bundesweit be-
zahlen. Die Unterrichtsversorgung ist besser gewor-
den. Wir kommen bei unseren Klimazielen voran. 
Auch in die Krankenhäuser im Land investieren wir 
erheblich. Beim sozialen Wohnungsbau erreichen 
wir im Bundesvergleich Rekordwerte. Wir fördern 
KI-Lösungen wie nie zuvor, unter anderem im Be-
reich Klimaschutz und Energiewende für ein nach-
haltiges Wachstum.
Schleswig-Holstein gehört dank unserer Initiativen 
zu Deutschlands Vorreitern in Sachen Digitalisie-
rung. Wir unterstützen unsere Wirtschaft mit einer 
Offensive beim Thema Unternehmensnachfolgen, 
um den Generationswechsel zu schaffen und Un-
ternehmen weiblicher zu machen. Dafür und um 
kleinen und mittleren Unternehmen einen besseren 
Zugang zu Risikokapital zu bieten, hat das Wirt-
schaftsministerium einen Innovationsfonds über 50 
Millionen Euro aufgelegt.
Unserer Wirtschaft helfen wir außerdem, indem 
wir das bei unserem Normenscreening im Land 
entdeckte Beschleunigungspotenzial nutzen wollen. 
Zudem werden wir die Ergebnisse der MPK zur 
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung im 
Land umsetzen – für mehr Tempo und Wachstum 
in Schleswig-Holstein.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Auf dem Genannten werden wir uns nicht ausru-
hen. Wir werden das fortsetzen und in die Zukunft 
führen, was CDU und Grüne gemeinsam erreicht 
haben. Dafür stehen wir zusammen und vereint 
in dem Ziel, dass Schleswig-Holstein gestärkt aus 
dieser herausfordernden Situation hervorgeht. Die-

ser Haushalt unterstützt unser Land bei der Kri-
senbewältigung, er stärkt unsere Zukunftsfähigkeit. 
Wir bauen auf das Entwicklungspotenzial unseres 
Landes. Wir sichern und verbessern das Leben 
von Mensch und Natur. Wir übernehmen mit die-
sem Haushaltsentwurf Verantwortung für Schles-
wig-Holstein und die Bürgerinnen und Bürger unse-
res Landes. – Herzlichen Dank.

(Lang anhaltender Beifall CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Der Ministerpräsident hat die vereinbarte Redezeit 
um zwei Minuten und 33 Sekunden ausgeweitet, 
was jetzt allen Fraktionen zur Verfügung steht.
Begrüßen Sie mit mir gemeinsam unseren Landes-
brandmeister, Herrn Homrich, und den Geschäfts-
führer des Landesfeuerwehrverbandes, Herrn Arp. 
– Herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich erteile nun der Oppositionsführerin und Frakti-
onsvorsitzenden der SPD-Fraktion, Serpil Midyatli, 
das Wort.

Serpil Midyatli [SPD]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Auch ich möchte gern im Namen 
meiner Fraktion Monika Heinold von hier aus die 
besten Genesungswünsche senden. Herr Minister-
präsident Daniel Günther, Sie hätten gar nicht so 
hervorheben müssen, dass Sie in Vertretung für sie 
sprechen. Das war doch eine sehr staatstragende 
Rede, auch noch einmal auf die Herausforderungen 
dieser Zeit aufmerksam zu machen, dass wir in Kri-
senzeiten sind und dass ein Haushalt natürlich auch 
in diesen Krisenzeiten anders aufgestellt werden 
müsste und muss, damit wir die Herausforderungen 
der Zukunft tatsächlich auch gemeinsam stemmen 
können.
Von meiner Fraktion gab es immer Zustimmung, 
wenn es um dieses Land ging, wenn es um die 
Notkredite ging, wenn es um Entscheidungen ging. 
Aber ganz ehrlich: Von welchem Haushalt reden 
Sie eigentlich? – Nicht von dem, den Sie uns vor 
einigen Wochen vorgelegt haben! Tatsächlich folgt 
in keinem einzigen Politikfeld die Haushaltsaufstel-
lung gerade den großen Fragen und Antworten. 
Kein einziges Problem, das wir in der Zukunft und 
auch noch im nächsten Jahr haben, wird durch Ih-
ren hier vorgelegten Haushalt gelöst, Ministerpräsi-
dent Daniel Günther.
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(Beifall SPD und SSW)
Mich erinnert dieser Haushalt ein bisschen – Sie 
kennen bestimmt auch Menschen in Ihrem Umfeld, 
vielleicht in den eigenen Reihen oder früher im 
Kollegium, die gerade einmal so viel machen, dass 
es nicht auffällt, dass man tatsächlich eigentlich 
nicht den großen Wurf hingekriegt hat. Auf den 
ersten Blick reicht es immer, aber wenn man einmal 
ganz genau hinschaut, stellen wir fest, dass die gro-
ßen Probleme in diesem Land nicht gelöst werden.
Sie haben selbst gerade dargestellt – das ist ein 
bisschen entlarvend –, dass es in den verschiede-
nen Bereichen, in denen es Rekordausgaben gab, 
wofür Sie sich hier abfeiern möchten, in den ver-
gangenen Jahren aber eine hohe Inflation gab; das 
haben Sie selbst dazugesagt. Das heißt, Sie feiern 
sich im Grunde genommen dafür ab, dass die Bröt-
chen beim Bäcker teurer geworden sind. Ja, aber 
in vielen Bereichen müssen wir tatsächlich mehr 
ausgeben, weil die Institutionen für die Menschen 
im Land nichts davon haben, dass sie Rekordaus-
gaben haben. Es sind einfach höhere Preise und 
Löhne, das müssen wir natürlich finanzieren und 
ausgleichen. Das ist aber noch keine Lösung der 
eigentlichen Probleme, die im Land bestehen.

(Beifall SPD)
Ich will Sie einmal daran erinnern: In Schleswig-
Holstein fehlen uns 15.000 Betreuungsplätze. Krip-
pen- und Kita-Plätze fehlen in diesem Land. Der 
Wohnungsbau ist dramatisch eingebrochen. Trotz 
Zubau im sozialen Wohnungsbau fallen immer 
noch jährlich mehr Wohnungen aus der Mietpreis-
bindung, als neue hinzukommen.
Die Schülerinnen und Schüler in Schleswig-Hol-
stein schneiden in den Bildungsvergleichen immer 
schlechter ab. Und die Krankenhäuser sind an ihren 
Belastungsgrenzen. Es wurde über Jahre viel zu 
wenig investiert. Jetzt haben wir die Situation, dass 
Abteilungen oder auch ganze Standorte geschlossen 
werden müssen oder andere bereits dichtmachen.
Kommen wir einmal zu Ihren Klimazielen: Die 
Landesregierung verfehlt ihre Klimaziele Jahr um 
Jahr um Jahr. Das ist die Bilanz dieser Landes-
regierung. Jedes dieser Probleme für sich genom-
men wäre schon sehr schwerwiegend. Zusammen 
gefährden sie aber die Zukunft unseres Landes.

(Beifall SPD)
Ihr Haushalt löst an keiner einzigen Stelle dieses 
Problem; denn ein Haushalt, Daniel Günther, muss 
den politischen Willen verkörpern. Ich stelle des-
halb fest: Sie haben nicht den politischen Willen, 

die drängendsten Probleme im Land ernsthaft zu lö-
sen. Sie machen einfach nur Simulation von Politik. 
Sie versuchen, die Löcher zu stopfen.

(Zuruf CDU: Alter Hut!)
Sie nähen und flicken zusammen. Jetzt kommen 
Sie mir nicht mit dem Verweis auf die schwierige 
Haushaltslage. Das haben Sie versucht, durch Ih-
re gesamte Rede durchzutragen. Denn wir stellen 
fest: Auch Sie wollen 2024 800 Millionen Euro 
an Krediten aufnehmen. Das zeigt, was das für ein 
irres Manöver gewesen ist, als Sie die Haushalts-
sperre hier im Land ausgerufen haben. Geben Sie 
doch endlich zu, dass Sie mit Kanonen auf Spatzen 
geschossen haben! Das Defizit im Haushalt wird 
durch die Schulden ausgeglichen. Das Chaos und 
die Unsicherheit im ganzen Land hätten Sie diesem 
Land ersparen können. Ich habe ehrlich gesagt er-
wartet, dass Sie sich heute hier hinstellen und auch 
sagen: Dafür, für diese Unsicherheiten möchten wir 
uns bei den Menschen in diesem Land entschuldi-
gen. Dem sind Sie nicht nachgekommen.

(Beifall SPD)
Sie machen also knapp 800 Millionen Euro neue 
Schulden, trotzdem schaffen Sie es nicht, jedem 
Kind einen Kitaplatz zu geben, alle Krankenhäuser 
abzusichern, ausreichend Wohnungen zu bauen, Ih-
re eigenen Klimaziele einzuhalten oder aber auch 
die Situation in den Schulen zu verbessern. Wir 
werden 2025 wieder hier im Landtag darüber dis-
kutieren müssen, dass wir all die Probleme und He-
rausforderungen, die Sie gerade aufgezählt haben, 
2025 weiterhin haben werden. Das ist sehr frustrie-
rend, nicht nur für mich, für die SPD-Fraktion, 
sondern auch für die Menschen in diesem Land. 
Es erschüttert das Vertrauen in die Politik, das wir 
dringend benötigen, es erschüttert das Vertrauen, 
weil die Menschen nicht mehr an die Handlungsfä-
higkeit von Politik glauben.
Sie wollen knapp 17 Milliarden Euro ausgeben.

(Lukas Kilian [CDU]: Schön, kennen Sie die 
Bundesregierung?)

– Wir reden hier heute über Schleswig-Holstein.
(Zurufe CDU: Aha!)

Wird dieser Haushalt, den Sie hier vorlegen, in der 
Realität irgendetwas ändern? Gibt es an irgendeiner 
Stelle eine substanzielle Antwort auf die großen 
Fragen? – Ich muss feststellen: Nein, die gibt es 
nicht.
Herr Ministerpräsident, Sie haben zu Recht die Be-
deutung der Northvolt-Ansiedlung hervorgehoben. 
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In der Tat ist das ein sehr großer Erfolg – übri-
gens ein gemeinsamer. Ich muss hier noch einmal 
hervorheben, dass gerade in der Region wirklich 
Großartiges geleistet worden ist, überwiegend auch 
in ehrenamtlicher Arbeit in den Gemeindevertretun-
gen und auch in den Kommunalparlamenten. Einen 
großen Dank dafür!

(Beifall ganzes Haus)
Das ist so – das muss man einmal feststellen: eh-
renamtlich! –, wenn man sich das Gesamtvolumen 
anschaut. Aber es sind auch die Bundesregierung 
gewesen, die EU und – ja – auch die Landesregie-
rung, wir gemeinsam, das Parlament, haben den 
Weg frei gemacht.
Aber, Daniel Günther, wir dürfen nicht den Fehler 
machen und allein auf Northvolt schauen. Während 
wir da neue Industriearbeitsplätze schaffen, verlie-
ren wir andere, gerade in der Chemieindustrie. Die 
Unternehmen müssen sich doch schon längst bei 
Ihnen gemeldet haben.

(Zuruf CDU)
Die Innovationsagentur für die Metropolregion 
haben Sie einfach einmal kurzerhand abgesägt. 
Schleswig-Holstein darf seine wirtschaftliche Zu-
kunft nicht auf einer einzigen Ansiedlung aufbauen. 
Sie vernachlässigen die anderen Zukunftsthemen. 
Und anders als Bernd Buchholz gleicht Ihr neuer 
Wirtschaftsminister die Schwäche des Ministerprä-
sidenten in diesem Bereich nun einmal nicht aus.

(Beifall und Heiterkeit SPD, FDP und SSW)
Northvolt allein ist keine Standortpolitik. Auch die 
Debatten zur Haushaltspolitik – –

(Unruhe CDU und FDP – Zuruf Christopher 
Vogt [FDP] – Heiterkeit CDU)

– Ich finde schön, dass Sie das so amüsiert, aber 
wenn man sich einmal mit den Wirtschaftsunter-
nehmen in diesem Land unterhält, ist die Dramatik 
doch da. Wir sind doch jetzt alle auf den gesamten 
Empfängen unterwegs gewesen und haben gehört, 
was die drängendsten Probleme der Wirtschaft, der 
Unternehmen in diesem Land sind. Das muss man 
einmal zur Kenntnis nehmen!
Ich möchte noch auf einen anderen Bereich schau-
en, und zwar werden die Debatten, gerade in 
der Haushaltspolitik, immer ein bisschen verkürzt 
dargestellt. Wir schauen immer nur auf die Haus-
haltsjahre, obwohl wir doch wissen, dass die aller-
meisten Themen einen sehr langen Atem brauchen. 
Statt zu überlegen, wie viel Geld wir brauchen, 
richten wir uns immer nur nach dem Auf und Ab 

der Konjunktur und der Schuldenbremse, die den 
politischen Spielraum diktieren. Das haben Sie, Da-
niel Günther, gerade auch gemacht.

Ich halte aber auch einmal fest: Zum Glück ist der 
Fetisch der Schuldenbremse in Schleswig-Holstein 
weniger ausgeprägt.

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])

Herr Günther, an dieser Stelle lobe ich Sie einmal 
ausdrücklich. Sie sind deutlich entschlossener als 
viele Ihrer Kollegen in anderen Bundesländern, 
wenn es darum geht, Finanzmittel zu mobilisieren, 
um in den Krisen nicht massiv zu sparen.

(Annabell Krämer [FDP]: Schulden nach 
hinten zu schieben!)

Das ist gut; das halte ich noch einmal deutlich fest.

Aber ich habe eben schon gezeigt, dass der Haus-
halt nicht ausreicht, um die unstrittig vorhandenen 
Probleme zu lösen, die wir hier im Land haben. 
Dabei gäbe es Möglichkeiten. Vor allem kommt 
viel von dem, was den Frust in Deutschland gerade 
ausmacht, auch daher, dass viele Menschen das Ge-
fühl haben: Hier läuft etwas nicht gerecht. – Schaut 
man sich dann vor allem an, wie die Lasten in die-
sem Land verteilt sind, stellen wir fest, dass einige 
wenige immer reicher werden. Die anderen leiden 
unter den Krisen der vergangenen Jahre und knap-
pen öffentlichen Haushalten.

Das muss man sich einmal vorstellen: Während wir 
mit Notkrediten arbeiten und schauen müssen, wie 
wir die großen Probleme der Zeit lösen können, hat 
Oxfam gerade festgestellt – Sie wissen, worauf ich 
hinaus will, Kollegin Krämer –, dass die Superrei-
chen trotz Corona, trotz Pandemie, trotz Ukraine-
krieg immer reicher geworden sind.

(Lukas Kilian [CDU]: Sind wir jetzt in 
Schleswig-Holstein oder in Berlin?)

Seit 2020 ist der Reichtum der deutschen Milliardä-
re von etwa 89 Milliarden auf 155 Milliarden US-
Dollar gestiegen. Das ist ein inflationsbereinigter 
Zuwachs von über 70 Prozent. Die Reallöhne sind 
im selben Zeitraum gesunken, und das ist die be-
rühmt-berüchtigte Schere zwischen Arm und Reich. 
Die geht immer weiter auseinander. Diesen Trend 
können wir gemeinsam umdrehen. Denn wenn die 
Mieten steigen, macht das nur wenige immer rei-
cher, und eine Familie mit gutem Einkommen kann 
sich in einer deutschen Großstadt nicht einmal mehr 
eine Wohnung leisten.

(Lachen Martin Balasus [CDU])
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Der deutsche Aktienindex der größten Unterneh-
men steht heute 45 Prozent höher als vor fünf Jah-
ren. Wir mussten uns ja gerade auch anhören, wie 
das in den früheren Jahren gewesen ist.

(Annabell Krämer [FDP]: Kinderfreibeträge, 
Grundfreibeträge sind gestiegen!)

Es ist also genug Geld da. Es ist nur nicht gerecht 
verteilt. Ich weiß, dass Sie diese Debatte hier nicht 
führen wollen, aber: Darauf können wir doch po-
litisch gemeinsam reagieren, zum Beispiel, indem 
wir die ausgesetzte Vermögensteuer wieder erheben 
– sie ist nur ausgesetzt.

(Annabell Krämer [FDP]: Mittelstand!)
Mit einem Steuersatz von nur einem Prozent für die 
reichsten 200.000 Deutschen, mit einem Vermögen 
von über 500 Millionen Euro im Jahr,

(Tobias Koch [CDU]: Das wird den Mittel-
stand kaputt machen!)

bedeutet das Einnahmen, Kollege Koch, von 
10 Milliarden Euro, die dort zusammenkommen.

(Tobias Koch [CDU]: Den Mittelstand in den 
Ruin führen!)

Das müsste uns als Landespolitiker_innen beson-
ders interessieren: Die Vermögensteuer ist eine 
Landessteuer. Wir würden also unmittelbar davon 
profitieren.

(Beifall SPD und SSW – Zuruf Martin Ha-
bersaat [SPD])

– Wir können uns in diesem Fall auch einmal an 
dem ehemaligen Bundeskanzler Helmut Kohl ori-
entieren, wie Martin Habersaat sagt. – Noch ein-
mal: Die 10 Milliarden, die man dort zusätzlich hat, 
mit nur einem Prozent, bedeuten knapp 300 Millio-
nen Euro für Schleswig-Holstein.

(Zuruf Rasmus Vöge [CDU])
Damit könnten wir den Investitionsstau bei den 
Krankenhäusern abbauen, die fehlenden 15.600 Ki-
taplätze schaffen oder die Kommunen beim Schul-
bau unterstützen.

(Beifall SPD und SSW)
Lassen Sie uns doch gemeinsam die Vermögensteu-
er wiedereinführen!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben in 
den vergangenen Krisenjahren viel miteinander 
über das Instrument der Schuldenbremse diskutiert. 
Auch in diesem Bereich möchte ich Ihnen gern ein-
mal die Hand reichen. Die Reform der Schulden-
bremse ist zwingend notwendig.

Zunächst einmal finde ich es gut, dass wir 
die Spielräume, die uns das Bundesverfassungsge-
richtsurteil lässt, ausnutzen.

(Annabell Krämer [FDP]: Überreizen!)

Meine Fraktion hat deswegen gerade auch den Not-
krediten zugestimmt. Das haben wir hier schon 
ausgeführt. Aber die Spielräume sind und bleiben 
einfach eng. Die neuen Schuldenregeln machen we-
der ökonomisch noch haushalterisch Sinn. Es ist 
Quatsch, dass wir zwar die Folgen klimawandelbe-
dingter Naturkatastrophen finanzieren, aber nicht 
die Investitionen in den Klimaschutz, damit diese 
Katastrophe gar nicht erst entsteht, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall SPD)

Noch absurder ist das Prinzip, dass die Mittel aus 
den Notkrediten nicht in den kommenden Jahren 
ausgegeben werden dürfen. Die Folgen des Sturm-
hochwassers lassen sich nicht binnen zwölf Mona-
ten erledigen. Genauso ist es mit der Ertüchtigung 
der Deiche. Deshalb sage ich: Die Schuldenbrem-
se muss reformiert werden. Lassen Sie uns das ge-
meinsam angehen!

(Beifall SPD und SSW, vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
noch ein bisschen genauer gerade auch bei den 
selbst gesteckten Schwerpunkten der Landesregie-
rung hinschauen.

Das Sozialministerium – damit möchte ich gern 
einmal starten – hat in keinem einzigen Politik-
bereich ein Steuerungskonzept – das stellen wir 
fest –, nicht bei der Pflege, nicht bei der Einglie-
derungshilfe und auch nicht bei der Integration. 
Es gibt von allem nur ein bisschen mehr, aber es 
gibt keine Konzepte, keine Idee, keine Steuerung. 
Das Sozialministerium ist das Ministerium für den 
sozialen Kitt in der Gesellschaft. Da können Sie 
ablesen, wie es im nächsten Jahr den Menschen in 
Schleswig-Holstein gehen wird, die es besonders 
brauchen, unterstützt zu werden.

Gerade im Bereich Kita – da rühmen Sie sich im-
mer ganz besonders – möchte ich das einmal ver-
deutlichen. Frau Touré, Sie loben sich dafür, dass 
Sie über 96 Millionen Euro mehr für Kita und Ta-
gespflege ausgeben. Das ist schön und vielleicht 
gut, auf den ersten Blick sieht das auch nach viel 
aus, aber die Qualität in den Kitas wird trotzdem 
nicht verbessert. Es fehlen weiterhin 15.600 Kita-
plätze im Land.
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Daniel Günther, wenn Sie sich hier hinstellen und 
sagen: „Wir machen das alles mit Maß und Mitte“, 
aber 15.600 Familien in diesem Land auf einen 
Krippen- und Kitaplatz warten, stellen wir fest, dass 
dieses „Maß und Mitte“ nicht reicht. Denn die Plät-
ze fehlen weiterhin.

(Beifall SPD)

Das ist nicht nur für die Familien schwierig und 
schlimm, sondern auch für die Erzieherinnen und 
Erzieher, die in den Kitas arbeiten und letztendlich 
auch für uns alle gemeinsam. Denn ganz konkret 
bedeutet es, wenn wir die benötigten Finanzmit-
tel nicht zur Verfügung stellen – das wird uns ja 
schon angezeigt –, dass im Sommer tatsächlich 
Kitaschließungen drohen, weil einfach zu wenig 
Geld in diesem System ist. Die Situation ist also 
schlecht, und sie wird noch schlechter werden.

Der Bericht mit den ersten Ergebnissen Ihrer Eva-
luation liegt jetzt vor. Ich mache jetzt einmal ei-
ne Prognose: Wenn Sie einmal ganz ehrlich sind, 
müssten Sie eigentlich schon sagen – denn ich hof-
fe, Sie haben da schon einmal reingeschaut, und 
ich habe gehört –, dass man fest davon ausgeht, 
dass ein dreistelliger Millionenbetrag an Defizit – 
aus Ihrer eigenen Evaluation als Bericht – vorliegen 
wird.

Das heißt, Sie müssen doch jetzt schon, in diesem 
Haushalt Vorkehrungen dafür treffen, damit in die-
sem Kitasystem ausreichend Geld da ist. Das tun 
Sie nicht. Das kritisiere ich.

Mit mir persönlich macht es etwas, wenn Famili-
en vor mir stehen und den Tränen nah sind. Eine 
Mutter ist in Tränen ausgebrochen, weil sie keinen 
Krippenplatz bekommt. Das macht etwas mit den 
Familien. Mich lässt das nicht kalt. Frau Touré, 
wenn es Sie kaltlässt, müssen Sie eine Antwort dar-
auf finden. Man muss sich doch zumindest einmal 
mit den Petent_innen treffen, um einmal das Gefühl 
aufzunehmen, was sie gerade bedrückt. Das ist, was 
Sie sich immer vorgenommen haben, nämlich dort 
zu sein, wo die Menschen ein Problem haben, und 
sich nicht wegzuducken, wenn sie mit den Proble-
men zu Ihnen kommen. Da erwarte ich mehr von 
Ihnen, Frau Ministerin!

(Beifall SPD und SSW)

Wenn Sie das schon nicht emotional trifft, kann ich 
versuchen, Sie mit einer betriebswirtschaftlichen 
Rechnung zu überzeugen. Wir brauchen mehr Geld 
für die Plätze. Schauen wir uns das einmal genau 
an, stellen wir fest, dass das nicht teurer für uns ist 
– ganz im Gegenteil. Ein Krippenplatz kostet circa 

13.000 Euro, ein Kitaplatz 8.000 Euro. Das klingt 
zunächst einmal nach viel Geld. Das sollte es uns 
aber wert sein, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

Das Durchschnittseinkommen in Deutschland liegt 
bei 50.000 Euro. Wer Teilzeit arbeitet, weil die 
Betreuung im Land nicht ausreicht, hat immerhin 
noch die Hälfte. Das sind 25.000 Euro. Allein die-
ser Verdienstausfall ist mehr, als ein Krippen- oder 
Kitaplatz kostet. Das heißt, der teuerste Kitaplatz in 
Schleswig-Holstein ist derjenige, den wir nicht ha-
ben. Die Folgen fehlender Kitabetreuung sind teuer.

(Beifall SPD und SSW)

Es ist also kein gutes Argument zu sagen, uns fehle 
das Geld. Ganz ehrlich: Wir müssen uns das leisten. 
Es ist nicht hinnehmbar, dass uns Krippen- und 
Kitaplätze fehlen. Diesen politischen Willen haben 
wir. Den haben auch die Fachkräfte, die wir in Zu-
kunft brauchen. Die Kinder bekommen eine gute 
frühkindliche Bildung. Das wird uns helfen, wenn 
sie aus der Kita in die Grundschule kommen. Sie 
hören schon, das ist mein zweiter Schwerpunktbe-
reich.

Schauen wir uns das einmal an, sagen Sie, es gebe 
zusätzliche Stellen bei den Lehrkräften. Damit setz-
ten Sie den Pfad der Vergangenheit fort.

Wir müssen uns aber auch einmal die Ergebnisse 
anschauen. Es reicht nicht nur zu schauen, was man 
reingesteckt hat, sondern man muss auch gucken, 
was am Ende herausgekommen ist. Herausgekom-
men ist, Frau Prien, dass die Ergebnisse Ihrer Bil-
dungspolitik immer schlechter werden. PISA, IG-
LU, IQB-Bildungstrend. Frau Prien, Sie haben seit 
2017 die Verantwortung in der Bildungspolitik in 
Schleswig-Holstein. Wir stellen fest, die Bildungs-
politik ist heute schlechter als bei Ihrem Amtsantritt 
2017. Das ist schlecht für Schleswig-Holstein und 
vor allem für unsere Schülerinnen und Schüler.

(Beifall SPD)

Es muss Sie doch wurmen, wenn Sie sagen, Sie 
machten mehr, Sie steckten mehr in Lehrkräfte, es 
gebe mehr Stellen für Lehrkräfte, am Ende aber 
weniger dabei herauskommt. Da muss man sich 
doch einmal die Rahmenbedingungen, die Konzep-
te angucken. Was ist das, was Sie den Lehrkräften 
und den Schülerinnen und Schülern bieten? Offen-
sichtlich ist das, was Sie Ihnen bieten, einfach zu 
schlecht, sieht man sich die Ergebnisse an. Diesen 
Trend müssen wir umkehren. Sonst treten Sie ab, 
Frau Bildungsministerin!

(Beifall SPD)
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Ein weiteres Abrutschen können wir uns nicht leis-
ten. Davon hängt auch die Zukunft unseres Landes 
ab.

Bei dieser miesen Bilanz stellt man fest, dass Sie 
auch noch eine falsche Schwerpunktsetzung ma-
chen.

(Martin Balasus [CDU]: Die SPD steht bei 
zehn Prozent, oder was?)

Die PISA-Studie hat gezeigt, dass Kinder mit Mi-
grationshintergrund in Deutschland im internationa-
len Vergleich weniger Chancen haben. Das heißt, 
sie stehen schlechter da. Was machen Sie in diesem 
Bereich? Sie sagen: Ach gut, wenn sie sowieso 
schon schlecht sind, können sie auch noch schlech-
ter werden. Also kürzen wir kurzerhand bei den 
DaZ-Lehrkräften. – Das ist nicht in Ordnung, Frau 
Ministerin!

(Beifall SPD und SSW)

Sie können sich nächstes Jahr nicht hier hinstellen 
und sagen, die Kinder seien schlechter geworden. 
Wir erwarten dringend eine Umkehrung dieser Poli-
tik.

Zum Klimaschutz. Jetzt ist Minister Goldschmidt 
nicht da, ein grüner Minister.

(Zuruf CDU: Er ist krank!)

– Ich wünsche ihm gute Besserung. – Ich frage 
mich aber schon, was es, verfehlt man Jahr für Jahr 
die Klimaschutzziele, mit einem persönlich macht. 
Man ist ja in die Politik gegangen, um Dinge zu 
verändern, um etwas besser zu machen und vor 
allen Dingen Klimaschutzziele einzuhalten. Einen 
grünen Minister wurmt das vermutlich noch mehr. 
Trotz Krankheit hat er wahrscheinlich keine ruhi-
gen Nächte und müsste schlaflos sein.

Schaut man sich einmal an, was Sie mit diesem 
Haushalt vorhaben, um die Klimaschutzziele einzu-
halten, stellen wir fest – Ihr Ziel ist klimaneutra-
les Schleswig-Holstein 2040 –: Wissen Sie, wann 
wir, wenn wir in dem Tempo weitermachen, wie es 
diese Landesregierung in diesem Haushalt vorlegt, 
klimaneutral sind? 2062. Damit verfehlen Sie schon 
jetzt Ihr eigenes Ziel. Das machen wir nicht mit, 
Ministerpräsident Daniel Günther! Das reicht nicht!

(Beifall SPD und SSW)

Ich würde gern noch einige Ausführungen zum 
Wirtschaftsministerium machen. Wir haben da 
Minister Charming, unseren Minister Madsen. Sein 
Akzent ist unglaublich sympathisch.

Ich weiß nicht, ob Ihnen aufgefallen ist, dass in Ih-
rem eigenen Ressort gerade eine Kehrtwende statt-
findet. Der Weg wurde in der Küstenkoalition be-
gonnen. Jamaika hat das fortgeführt. Man hat Ihnen 
kurzerhand 12 Millionen Euro für den Verkehr, für 
Straßen herausgenommen. Sie können doch nicht 
zulassen, gerade hier eine Kehrtwende zu machen. 
Dieses Land wird auf Verschleiß gefahren. Das 
können und wollen wir nicht zulassen!

(Beifall SPD und FDP – Lukas Kilian 
[CDU]: Die Küstenkoalition hat das anders 
gemacht?)

Wir warten immer noch auf das Mobilitätskon-
zept des Ministers. Das Einzige im Bereich Mobi-
lität, das wir gerade erleben, ist: Man kann froh 
sein, wenn überhaupt ein Zug fährt. Keiner fragt 
sich mehr, ob er pünktlich ankommt. Von Erixx 
bis Nordbahn, überall nur Chaos im Bereich des 
ÖPNV. Wir erwarten mehr von einem Minister, der 
sich hier hingestellt und eine Mobilitätsgarantie für 
dieses Land ausgerufen hat. Machen Sie dort mehr! 
Die Pendlerinnen und Pendler können es nicht mehr 
ertragen, dass sie in diesem Land nicht mehr von A 
nach B kommen.

(Beifall SPD)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, heute geht es 
eher darum, einmal die großen Linien aufzuzeigen,

(Martin Balasus [CDU]: Dazu kommen Sie 
jetzt?)

wie wir vor allem in den Krisenzeiten gut gemein-
sam durch die Krise kommen. Es reicht nicht, einen 
Haushalt Old School aufzustellen, um die großen 
Zukunftsfragen, Zukunftsprobleme für dieses Land 
zu lösen. Das gilt für den Bereich Kita. Das gilt 
für den Bereich Bildung. Das gilt für den Bereich 
Krankenhäuser. Das gilt auch für den Bereich Woh-
nung.

Wir müssen in diesen Bereichen schneller werden 
und mehr machen. Ich habe Ihnen aufgezeigt, wie 
man nicht nur auf die Ausgabeseite schaut, son-
dern auch die Einnahmeseite erhöhen kann. Wir als 
SPD-Fraktion sind bereit, mit Ihnen gemeinsam in 
den Diskurs zu gehen. Wir werden in der zweiten 
Lesung eigene Vorschläge unterbreiten, wie man 
dieses Land krisenfest in die Zukunft tragen kann. – 
Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall SPD)
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Präsidentin Kristina Herbst: 
Für die CDU-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende 
Tobias Koch das Wort.

(Christopher Vogt [FDP]: Jetzt werden die 
Schulden bejubelt! Man nennt ihn schon 
„Schuldi-Tobi“! – Heiterkeit FDP)

Tobias Koch [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was un-
terscheidet den vorliegenden Haushaltsentwurf von 
allen seinen Vorgängern?

(Zuruf Annabell Krämer [FDP])
Es gibt einen Sachverhalt, den es in dieser Form 
noch nie zuvor gegeben hat. Ich spreche von der 
eingeplanten Tilgung des Notkredites in Höhe von 
30 Millionen Euro, die ab dem Jahr 2026 auf 
50 Millionen Euro ansteigen wird.

(Beifall CDU)
Wenn bislang Schulden des Landes getilgt wurden, 
dann war das eher ein Zufallsergebnis, nämlich 
dann, wenn am Ende des Jahres noch Geld übrig 
geblieben war. Selbst das ist in den letzten fünf 
Jahrzehnten, seitdem Schleswig- Holstein begonnen 
hat, sich zu verschulden, gerade einmal in fünf von 
fünfzig Jahren vorgekommen.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Dazu sind Sie 
gesetzlich verpflichtet!)

Stattdessen wird mit dem Haushalt 2024 zum al-
lerersten Mal überhaupt von vornherein eine Schul-
dentilgung im Haushalt eingeplant. Das hat es, wie 
gesagt, noch nie zuvor gegeben.

(Christopher Vogt [FDP]: Oh mein Gott! – 
Wortmeldung Annabell Krämer [FDP])

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung der Frau Abgeordne-
ten Krämer?

Tobias Koch [CDU]: 
Ich bin noch ganz am Anfang meiner Haushaltsrede 
und würde gern erst einmal fortfahren. Gern im 
weiteren Verlauf. Ich werde das auch so aufklären.
Es ist der Schuldenbremse in unserer Landesverfas-
sung zu verdanken, dass für aufgenommene Not-
kredite ein Tilgungsplan zu erstellen ist. Genau 
das hat der Landtag im letzten Jahr durch Gesetz 

beschlossen. Deshalb beginnen wir in diesem Jahr 
mit der Rückzahlung des Corona-Notkredits. Das 
ist auch gut so.

(Annabell Krämer [FDP]: Ihr nehmt doch 
auch neue auf!)

Mit dem planmäßigen Beginn der Notkredittilgung 
unterscheiden wir uns ganz deutlich von der Haus-
haltspolitik à la Scholz und Lindner in Berlin. 
Die Ampel trickst nämlich nicht nur, indem sie 
verfassungswidrige Notkredite einsetzt, sondern sie 
trickst auch beim Tilgungsbeginn, Frau Kollegin 
Krämer. Bereits im Koalitionsvertrag der Ampel 
wurde der von der CDU-geführten Vorgängerregie-
rung beschlossene Tilgungsplan von Ihnen nach 
hinten verschoben, und zwar nicht nur um ein oder 
zwei Jahre, sondern gleich bis ins Jahr 2028 und 
damit weit in die nächste Wahlperiode hinein. So 
kann Ihre Ampel durchregieren, ohne auch nur ei-
nen einzigen Euro an Notkrediten zu tilgen, die seit 
2020 in dreistelliger Milliardenhöhe aufgenommen 
wurden. Auch das ist ein klarer Beweis für die un-
solide Haushaltspolitik der Berliner Ampel.

(Christopher Vogt [FDP]: Mein Gott ist das 
peinlich! – Unruhe FDP-Fraktion – Annabell 
Krämer [FDP]: Taschenspielertricks, Herr 
Kollege! – Beifall CDU – Annabell Krämer 
[FDP]: Das ist unredlich!)

Wir machen das in Schleswig-Holstein anders. Wir 
halten die Schuldenbremse ein und beginnen in 
diesem Jahr planmäßig mit der Tilgung der aufge-
nommenen Notkredite. Ich will Ihnen auch sagen, 
warum das wichtig ist, meine Damen und Herren.

(Unruhe und Zurufe FDP)

Weil die Zinsen für die in der Vergangenheit ge-
machten Schulden in diesem Jahr mit über 630 Mil-
lionen Euro zu Buche schlagen werden. Das ist fast 
doppelt so viel wie noch vor zwei Jahren.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, deshalb!)

Diese Zahl müssen Sie in Relation zu der Haus-
haltslücke setzen, die es bei der Aufstellung des 
Haushalts zu schließen galt. Die lag bei 500 Millio-
nen Euro. Mit anderen Worten: Ohne die Zinsen 
für die Schulden der Vergangenheit würden die 
heutigen Einnahmen vollkommen ausreichen, um 
die anfallenden Ausgaben zu decken. Schulden zu 
machen ist deshalb nicht die Lösung unserer Pro-
bleme, sondern die Schulden der Vergangenheit und 
die dafür zu zahlenden Zinsen sind die Ursache 
für unsere heutigen Probleme, meine Damen und 
Herren.
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(Lars Harms [SSW]: Willst du keine Notkre-
dite mehr aufnehmen?)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Anmerkung des Abgeordneten 
Vogt?

Tobias Koch [CDU]: 
Auf die Gefahr hin, dass das gegenüber der Kol-
legin Krämer jetzt unfair wirkt, lasse ich die Zwi-
schenfrage zu. Es war mein Argument, dass ich in 
meiner Rede erst so kurz fortgeschritten war. Inso-
fern würde ich jetzt die Zwischenfrage gestatten.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Kollege 
Koch, das ist selbst für Sie eine neue Quali-
tät, dass Sie sich der Kredittilgung rühmen, 
indem Sie massenhaft Notkredite aufnehmen. 
Aber okay, das haben wir jetzt zur Kenntnis 
genommen. Das ist in Ordnung. Ich will Sie 
nur darauf hinweisen, dass es beim Land 
seit vielen Jahren das Zinsmanagement, das 
sozusagen noch den Zinsanstieg bei einem 
steigenden Zinssatz abfedert – Gott sei Dank, 
muss man sagen – – Ich will nur darauf hin-
weisen, dass auf Bundesebene, mit der Sie 
sich etwas fragwürdig vergleichen, die Zins-
kosten binnen eines Jahres von 4 Milliarden 
auf 40 Milliarden angestiegen sind.
(Lukas Kilian [CDU]: Wer ist denn Finanz-
minister?)
Die Zinsen steigen trotzdem an, Herr Kolle-
ge. Das hat mit dem Finanzminister nichts 
zu tun, das hat etwas mit den Altschulden 
zu tun, Herr Kollege. Darauf möchte ich Sie 
nur hinweisen, weil man sehen muss, dass 
diese 36 Milliarden auch beim Bund fehlen. 
Trotzdem hält der Bund die Schuldenbremse 
im Jahr 2024 ein. Sie nehmen gleich einen 
dreifachen Notkredit auf. Insofern ist das, 
was Sie hier erzählen, mehr als schräg, Herr 
Kollege Koch.

– Herr Kollege Vogt, vielen Dank für die vielen 
schönen Stichworte. Von Zinssteigerung sind wir 
im Bund und im Land und in der Kommune alle 
gleichermaßen betroffen.

(Christopher Vogt [FDP]: Aha!)
Das ist nichts, das wir politisch jemandem vorwer-
fen können. Das ist die aktuelle Zins- und Markt-
lage. Mein Argument war das politische Handeln. 
Das haben wir alle selber in der Hand.

(Christopher Vogt [FDP]: Genau!)
Als die Ampel schon im Jahr 2021 entschieden 
hat, dass sie überhaupt nicht tilgt, sondern erst im 
Jahr 2028, wenn die Ampel-Regierung gar nicht 
mehr im Amt ist, mit der Tilgung beginnt, war das 
ihre politische Entscheidung. Unsere Entscheidung 
ist eine andere gewesen, als wir den Koalitionsver-
trag verhandelt haben. Wir haben 2022 entschieden, 
dass wir in dieser Legislaturperiode tilgen und da-
mit 2022 beginnen. Das ist eine Entscheidung, die 
wir aktiv getroffen haben.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich habe Ihnen deutlich gemacht, warum es wichtig 
ist, Schulden zu tilgen. Der Kollege Harms, auf den 
ich mich noch einmal berufen möchte, hat es im 
letzten September schon sehr eindrücklich vorgetra-
gen. Wir gehören mittlerweile beide zu den dienst-
älteren Kollegen hier im Haus, weshalb wir uns 
noch gut an die Jahre 2009/2010 erinnern, in denen 
die Zinszahlungen an der Milliardengrenze gekratzt 
und damals dem Landeshaushalt jede Luft zum At-
men genommen haben. Infolgedessen wurden mas-
sive Einsparmaßnahmen erforderlich – mit allen 
damit verbundenen Härten. Aufgrund der eben dis-
kutierten Zinsentwicklung sind wir dieser Situati-
on jetzt wieder gefährlich nahe. Ein weiterer Zins-
anstieg von lediglich einem einzigen zusätzlichen 
Prozentpunkt würde die Zinsbelastung noch einmal 
um rund 300 Millionen Euro auf dann knapp 1 Mil-
liarde Euro jährlich erhöhen – eine Summe, die 
der Landeshaushalt heute genauso wenig verkraften 
könnte wie 2009/2010.
Deshalb ist es wichtig, mit diesem Haushalt 2024 
den Paradigmenwechsel, man könnte auch sagen 
die Zeitenwende, hin zu einer Tilgung von Schul-
den einzuleiten. Diese 30 Millionen Euro sind dafür 
ein erster wichtiger Schritt, meine Damen und Her-
ren.

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine Zwi-
schenanmerkung oder -frage der Abgeordneten 
Krämer?

Tobias Koch [CDU]: 
Jetzt auch das gerne.

Annabell Krämer [FDP]: Herr Kollege 
Koch, Sie reden hier davon, dass allein bei 
der Zinssteigerung von einem Prozentpunkt 
uns 1 Milliarde Zinsbelastung – –
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– 300 Millionen bei einem Prozent.
– Nahezu 1 Milliarde Euro. Ist Ihnen be-
wusst, dass wir da ohnehin zum Ende des 
Jahrzehnts hinlaufen? Auch dann, wenn wir 
keine Zinsveränderung haben. Ist Ihnen klar, 
dass die zusätzlichen 700 Millionen Euro 
Schulden, die Sie jetzt aufnehmen, dazu im-
mens beitragen werden? Dies zum Ersten. 
Und zum Zweiten: Da Sie sich gerade rüh-
men, eine Zeitenwende herbeizuführen – Sie 
tilgen jetzt erstmalig aus der ersten Tranche 
des Notkredits mit neu aufgenommenen Not-
krediten, aber das sei mal so dahingestellt. 
Ist Ihnen klar, dass Notkredite einen verbind-
lichen Tilgungsplan verlangen? Das ist kein 
Quantensprung, sondern gesetzlich in unserer 
Verfassung so vorgeschrieben.

– Ja, und das Erstaunliche ist, Frau Kollegin, 
dass das Gleiche auch auf Bundesebene gilt. Auch 
da sieht das Grundgesetz einen Tilgungsplan vor. 
Auch dort ist das vorgeschrieben. Nur die Ampel 
macht es nicht. Aber wir machen es hier. Wir setzen 
das um, was wir gemeinsam beschlossen haben. 
Das muss man politisch erst einmal tun. Es ist 
falsch, wenn Sie sagen, dass wir mit neuen Notkre-
diten tilgen. Die Tilgung der 30 Millionen engt den 
Handlungsspielraum in diesem Haushalt ein. Und 
zwar nicht, weil wir damit neue Kredite aufnehmen. 
Wir müssen tatsächlich die Einnahmen und Ausga-
ben decken und damit auch die 30 Millionen Til-
gung leisten. Es ist falsch, was Sie gesagt haben, 
Frau Kollegin.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Kristina Herbst: 
Herr Abgeordneter Koch, gestatten Sie eine weitere 
Nachfrage der Kollegin Krämer?

Tobias Koch [CDU]: 
Wenn es hilft, auch gerne eine zweite Frage.

Annabell Krämer [FDP]: Was reduziert 
Notkredite mehr per Saldo? Im Bund keine 
neue Notlage auszurufen und keine Notkre-
dite aufzunehmen und gegebenenfalls später 
mit der Tilgung zu beginnen oder wie in 
Schleswig-Holstein 30 Millionen zu tilgen, 
aber 600 Millionen Euro vor der Nachschie-
beliste aufzunehmen und 30 Millionen zu til-
gen?
(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

– Das ist eine interessante Fangfrage, Frau Kolle-
gin. Wenn sich Ihr Finanzminister dafür rühmt, die 
Schuldenbremse in diesem Jahr einzuhalten, wie 
viel Schulden macht er denn in diesem Jahr? Er 
macht trotz des Einhaltens der Schuldenbremse auf 
Bundesebene noch 39 Milliarden Schulden neu für 
den laufenden Haushalt, nicht um eine Notlage da-
mit zu bedienen, sondern um den laufenden Haus-
halt mit neuen Schulden auszugleichen.

(Lars Harms [SSW]: Ja!)

Dazu komme ich noch. Sie waren beide mit Ihren 
Fragen zu früh. Wir machen Schulden, um Not-
lagen, Katastrophen, Naturkatastrophen und Kon-
junktur auszugleichen, nicht, um den laufenden 
Haushalt zu finanzieren, im Unterschied zu Ihrem 
Parteifreund in Berlin.

(Beifall CDU)

Ich möchte jetzt gerne fortfahren. Ich hatte schon 
vermutet, dass meine Ausführungen möglicherwei-
se gewisse Irritationen auslösen könnten, weil sie 
auf den ersten Blick zumindest etwas widersprüch-
lich erscheinen, wenn man im Haushalt eine Net-
toneuverschuldung von 755 Millionen Euro aus-
weist. Das ist nämlich auch der Fall. Deshalb ist 
es mir wichtig zu betonen, dass davon der Groß-
teil, nämlich 644 Millionen Euro, auf die bloße 
Neuveranschlagung der bereits in den Vorjahren be-
schlossenen Notkredite entfällt. Das ist das Resul-
tat des vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
Jährigkeitsgrundsatzes, der uns jetzt dazu zwingt, 
Notkredite jedes Jahr neu zu veranschlagen. Wich-
tig dabei ist aber: Die Gesamtsumme der Notkre-
dite, die wir in der Vergangenheit zusammen be-
schlossen haben, erhöht sich dadurch nicht. Wir 
veranschlagen sie lediglich noch einmal neu in die-
sem Haushalt.

Wenn die Oppositionsführerin allerdings glaubt, 
dass mit der beschlossenen Haushaltsnotlage für 
2024 jetzt alles finanziert werden könnte, was man 
sich nur wünschen kann, nämlich Kitaplätze, Ganz-
tagsschulen, Wohnungsbau und Klimaschutz, dann 
will ich an dieser Stelle auch ganz deutlich sagen, 
dass die Haushaltsnotlage kein Freifahrtschein zum 
Schuldenmachen ist. Mit der erklärten Notlage kön-
nen die Maßnahmen zur Bewältigung von Corona-
krise und Ukraine-Krieg umgesetzt werden, die der 
Landtag bereits beschlossen hat beziehungsweise 
für das Ostseehochwasser voraussichtlich noch be-
schließen wird.

(Zuruf Birte Pauls [SPD])
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Alles andere muss aber aus dem normalen Haushalt 
finanziert werden. Ihre milliardenschweren Schul-
denfantasien, Frau Kollegin Midyatli, sind nicht nur 
verfassungswidrig, sondern sie würden unser Land 
aufgrund der dadurch explodierenden Zinsausgaben 
in kürzester Zeit in den Ruin treiben. Diesen Weg 
werden wir definitiv nicht mit Ihnen gemeinsam 
gehen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, zurück zu der genann-
ten Neuverschuldung, die neben der Notkreditinan-
spruchnahme noch aus einer zweiten Komponente 
besteht, nämlich der konjunkturell bedingten Kre-
ditaufnahme in Höhe von 177 Millionen Euro. 
Konjunkturell bedingt deshalb, weil die wirtschaft-
liche Entwicklung in Deutschland im zweiten Jahr 
in Folge hinter der Normallage zurückbleibt. Neben 
Pandemie, Krieg und Hochwasser trifft uns als vier-
te Katastrophe nämlich das Desaster der Berliner 
Ampel, die Deutschland im letzten Jahr als einziges 
G-7-Land in die Rezession geführt hat. Auch für 
2024 sagt die OECD voraus, dass kein anderes In-
dustrieland so langsam wachsen wird wie Deutsch-
land. Das ist das Problem, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall CDU, vereinzelt SSW und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Zurufe SPD)

Das ist das Ergebnis einer vollkommen verfehlten 
Wirtschaftspolitik in Berlin, die es nicht schafft, in 
Krisenzeiten Wachstumsimpulse zu setzen, so wie 
das in der Finanzkrise, in der Eurokrise und selbst 
während der Coronapandemie noch gelungen ist.
Summa summarum erklärt sich die genannte Netto-
neuverschuldung allein aus diesen beiden genann-
ten Effekten: aus der krisenbedingten Aufnahme 
von Notkrediten und dem Konjunkturkredit zum 
Ausgleich der schlechten Wirtschaftslage. Das sind 
allesamt externe Effekte, die nicht in Schleswig-
Holstein hausgemacht sind. Beides sind aber Ele-
mente, die die Schuldenbremse explizit vorsieht. 
Trotz der Höhe der genannten Neuverschuldung 
sind die Vorgaben der Schuldenbremse deshalb 
vollständig eingehalten. Das beweist zugleich, wel-
che Flexibilität das Regelwerk der Schuldenbremse 
bereits jetzt mit sich bringt, um Konjunkturflauten 
und Krisenreaktionen meistern zu können. Ände-
rungen am Regelwerk der Schuldenbremse sind da-
für deshalb gar nicht erforderlich.
Meine Damen und Herren, meine bisherigen Aus-
führungen zeigen sehr deutlich den Ernst der Lage. 
Multiple Krisen, wirtschaftliche Rezession und stei-

gende Zinsen führen zu einem extrem schwierigen 
Umfeld für den Landeshaushalt 2024. Die erwar-
teten Steuereinnahmen in diesem Jahr liegen un-
verändert auf dem Niveau des Jahres 2022, gleich-
zeitig sind aber die auf der Ausgabenseite in die-
sem Zeitraum zweistelligen Preissteigerungen zu 
verkraften.

Hinzu kommt jetzt der Tarifabschluss im öffentli-
chen Dienst für die Landesbeschäftigten. Erfreuli-
cherweise ist es zwar möglich, diesen zeit- und 
wirkungsgleich auf die Beamtinnen und Beamten 
zu übertragen, weil die einzelnen Bestandteile des 
Tarifabschlusses zeitlich gestaffelt sind, in der Ge-
samtwirkung ergibt sich bei den Personalausgaben 
über die Vertragslaufzeit aber ein Anstieg um mehr 
als 10 Prozent, die den Landeshaushalt zusätzlich 
belasten.

Das alles zusammen hat zu der besagten Haushalts-
lücke in Höhe von 500 Millionen Euro geführt, die 
es mit diesem Haushaltsentwurf zu schließen galt. 
Heute können wir feststellen: Das ist der Landesre-
gierung und den sie tragenden Fraktionen tatsäch-
lich erfolgreich gelungen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Ob es sich dabei nun um ein Meisterstück handelt, 
wie die Kieler Nachrichten rhetorisch fragten, sei 
einmal dahingestellt,

(Lachen FDP)

auf jeden Fall ist dieser Haushaltsentwurf um Län-
gen besser als das, was die Ampel mit ihrem Haus-
haltsentwurf für 2024 verzapft hat. Aber gut, bes-
ser zu sein als die Ampel, ist auch nicht wirklich 
schwer. Unser Haushaltsentwurf besteht auch ohne 
diesen Vergleich. Es ist nämlich ein sehr gelunge-
ner und sorgsam austarierter Entwurf – das hat der 
Ministerpräsident in seiner Rede bereits deutlich 
gemacht –, der mit Sparmaßnahmen in dreistelliger 
Millionenhöhe auf die schwierige Lage reagiert und 
gleichzeitig unbillige Härten vermeidet. Dazu trägt 
bei, dass die Bildung von Rücklagen beim Sonder-
vermögen IMPULS und beim Versorgungsfonds 
ausgesetzt werden. Das würde jeder Privathaushalt 
genauso machen. Wenn das Geld knapp ist und 
deshalb Ausgaben gekürzt werden müssen, dann 
würde niemand weiter auf ein Sparbuch einzahlen. 
Deshalb sind diese Maßnahmen – zumindest vor-
übergehend – absolut vertretbar.

Meine Damen und Herren, Kritik an diesem Haus-
haltsentwurf kommt dennoch von zwei unterschied-
lichen Seiten. Einmal heißt es, hier würde viel zu 
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wenig gespart, und Schwarz-Grün würde nicht hart 
genug kürzen. Andererseits werden die ergriffenen 
Sparmaßnahmen dann aber als unverantwortliche 
Einschnitte kritisiert.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Diejenigen, die noch mehr Rotstift fordern, will ich 
fragen: Glauben Sie wirklich, dass mitten in einer 
Krisenlage eine brüningsche Sparpolitik die richtige 
Antwort ist? Ich glaube das nicht. Der Schlinger-
kurs der Ampel hat die Menschen bereits genug 
verunsichert.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Birte Glißmann 
[CDU])

Denjenigen, denen die vorgesehenen Einsparungen 
zu weit gehen, will ich Folgendes sagen: Natürlich 
ist Unterricht in DaZ-Klassen mit nur 16 Schülerin-
nen und Schülern intensiver, als wenn 18 Personen 
unterrichtet werden. Eine Klassengröße von 18 Per-
sonen entspricht aber dem bundesweit üblichen 
Durchschnitt. Es ist doch allemal besser, eine Klas-
sengröße von 18 zu haben, als dass bei 16er-Klas-
sen nicht genügend DaZ-Plätze vorhanden sind, um 
den Spracherwerb überhaupt möglich zu machen.

Auch zur Vergrößerung der Hortgruppen von 20 
auf 25 Kindern kann ich nur sagen: Während der 
Schulzeit sind die Klassen doch auch so groß, dann 
wird das auch in der Nachmittagsbetreuung gelin-
gen – obwohl es sicherlich auch da mit nur 20 Kin-
dern schöner wäre.

(Martin Habersaat [SPD]: 30 geht bestimmt 
auch, Herr Kollege!)

Die Sanierung der Landesstraßen ist das dritte Bei-
spiel. Selbstverständlich wäre es besser, weiterhin 
90 Millionen Euro jährlich zu investieren oder so-
gar 100 Millionen oder 120 Millionen Euro, um 
die zwischenzeitlichen Preissteigerungen auszuglei-
chen. Aber selbst nach der Kürzung um 10 Millio-
nen Euro ist diese Position immer noch höher, Frau 
Kollegin Midyatli, als sie zu SPD-Regierungszei-
ten jemals gewesen ist. Sie haben unsere Infrastruk-
tur heruntergewirtschaftet. Das war Ihre Verantwor-
tung, unter der wir heute immer noch zu leiden 
haben.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren: Ja, all diese Kürzungen 
sind schmerzlich. Bei allen noch darüber hinausge-
henden Kürzungen wäre das umso mehr der Fall. 

Deshalb besteht kluges Regierungshandeln darin, 
die notwendigen Sparmaßnahmen und ihre Folgen 
so auszutarieren, dass keine unverhältnismäßigen 
Härten eintreten – und genau das gelingt mit die-
sem Haushaltsentwurf.
Zu einer klugen Haushaltspolitik gehört außerdem, 
Prioritäten zu setzen. Auch das tun wir mit diesem 
Haushaltsentwurf.

(Zuruf FDP: Überhaupt nicht!)
Wie schon im Vorjahr setzen wir mit Schwarz-Grün 
die Prioritäten dabei ganz klar auf Bildung und in-
nere Sicherheit.
Mit über 400 neuen Stellen für Lehrkräfte schaf-
fen wir es trotz steigender Schülerzahlen, die Unter-
richtsversorgung bei 100 Prozent zu halten – deut-
lich mehr als die 92 Prozent zu Zeiten der SPD-ge-
führten Küstenkoalition.

(Martin Habersaat [SPD]: Aber deutlich we-
niger als vor zwei Jahren!)

100 Prozent Unterrichtsversorgung! – Und wer 
meint, das seien zu viele neue Stellen – diese Stim-
men gab es ja auch –, dem will ich klar und deut-
lich sagen: Diese Krisenzeiten dürfen nicht zulasten 
der Bildung unserer Kinder gehen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Das wäre unverantwortlich, denn eine gute Bildung 
ist das beste Mittel für eine erfolgreiche Zukunft.
Genauso setzen wir einen klaren Schwerpunkt auf 
die Stärkung der inneren Sicherheit. Denn unser 
Land ist derzeit wie lange nicht mehr von äußeren 
und inneren Feinden bedroht. Unsere Freiheit und 
unsere Demokratie sind in Gefahr. Deshalb stärken 
wir Polizei und Justiz, um unsere Werte und un-
seren Rechtsstaat zu verteidigen. Das tun wir mit 
knapp 50 zusätzlichen Stellen in der Justiz.
Als CDU-Fraktion freuen wir uns besonders dar-
über, dass es gelingt, 33 weitere Anwärterstellen 
bei der Polizei zu schaffen, um die zweite Einsatz-
hundertschaft final aufzubauen. Es handelt sich da-
bei um den letzten Schritt, der bislang noch fehlte. 
Damit wird es bis zum Ende dieser Wahlperiode ge-
lingen, die Sollstärke der zweiten Einsatzhundert-
schaft zu erreichen. Wir halten damit das ein, was 
wir im Wahlkampf versprochen haben.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Lassen Sie mich abschließend noch zwei beeindru-
ckende Zahlen aus diesem Haushaltsentwurf nen-
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nen: Erstens. Die Ausgaben für den Kitabereich 
steigen in diesem Jahr auf rund 700 Millionen Euro 
– ein Anstieg von mehr als 10 Prozent in nur einem 
Jahr. Keine andere Einzelposition des Landeshaus-
halts ist in den letzten Jahren so stark gewachsen 
wie der Bereich der Kitaausgaben.

Ausnahmsweise möchte ich mich an dieser Stelle 
einmal bei der Kollegin Midyatli bedanken, die in 
der Dezember-Plenartagung als erste Oppositions-
politikerin überhaupt anerkannt hat, dass es im Ki-
tabereich bei der Problemlösung nicht darum geht, 
immer noch mehr Geld in das System zu stecken. 
Das hörte sich heute schon wieder ein bisschen 
anders an, aber im Dezember haben Sie das noch 
genauso gesagt: Mehr Geld ist nicht die Lösung.

Was wir stattdessen brauchen, ist mehr Flexibili-
tät im Kitasystem, um nämlich eine Anforderung 
zu erfüllen, die für berufstätige Eltern ganz beson-
ders wichtig ist: die Verlässlichkeit der Kinderbe-
treuung. Darum muss es bei der Evaluation der 
Kitareform gehen

(Birte Pauls [SPD]: Die findet doch nicht 
statt!)

und nicht darum, noch mehr Geld in das System zu 
stecken.

Meine Damen und Herren, die zweite beeindru-
ckende Zahl aus diesem Haushaltsentwurf sind die 
Investitionsausgaben, die für dieses Jahr mit rund 
1,9 Milliarden Euro veranschlagt sind. Wir haben 
schon gehört, das ist eine Investitionsquote von 
11,4 Prozent. Die Höhe der veranschlagten Inves-
titionsausgaben zeigt in aller Deutlichkeit eines: 
Es ist ein absolutes Ammenmärchen, wenn immer 
wieder behauptet wird, die Schuldenbremse würde 
keine ausreichenden Investitionen zulassen. Schles-
wig-Holstein beweist das genaue Gegenteil. Erst 
mit Einführung der Schuldenbremse ist es gelun-
gen, die Talfahrt der Investitionsausgaben zu been-
den und sie stattdessen in nie zuvor erreichte Höhen 
zu steigern und damit dem jahrzehntelangen Raub-
bau an der öffentlichen Infrastruktur im Land ent-
gegenzuwirken. Diesen Investitionshochlauf setzen 
wir mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf konse-
quent fort.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Wenn hingegen in dem Haushaltsentwurf der Ber-
liner Ampel am Ende das Geld für entscheidende 
Zukunftsinvestitionen fehlt,

(Lachen FDP)

dann ist das nicht die Folge der Schuldenbremse, 
sondern die Folge falscher Prioritäten. Das ist die 
Folge falscher Prioritätensetzung.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Über 70 Milliarden! 
– Weitere Zurufe SPD)

Wer mit dem Bürgergeld, der Kindergrundsiche-
rung oder dem Deutschlandticket – um nur einige 
Beispiele zu nennen – vorher alle verfügbaren Mit-
tel für konsumtive Ausgaben ausgegeben hat, dem 
fehlt natürlich das Geld für notwendige Investitio-
nen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ihr wolltet doch 
mehr!)

Deswegen machen wir das hier in Schleswig-Hol-
stein, erst mit Jamaika und jetzt mit Schwarz-Grün, 
auch anders, Herr Kollege Vogt.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, noch einmal kurz zu-
sammengefasst: Wir planen zum allerersten Mal 
eine Schuldentilgung von vornherein im Haushalts-
entwurf ein.

(Annabell Krämer [FDP]: Nein!)

– Doch, zum allerersten Mal ist diese von vorn-
herein eingeplant. Zweitens. Die Nettoneuverschul-
dung dient allein der Bewältigung von externen 
Krisen, Katastrophen sowie der schlechten Wirt-
schaftslage. Davon abgesehen ist der Landeshaus-
halt in seinen laufenden Einnahmen und Ausgaben 
in sich ausgeglichen.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Drittens. Dieser Haushaltsentwurf ist ein Sparhaus-
halt, der mit Einsparungen in dreistelliger Millio-
nenhöhe auf die schwierige Haushaltslage reagiert. 
Gleichzeitig gelingt es, unbillige Härten zu vermei-
den, und das zeichnet diesen Haushaltsentwurf aus. 
Es ist zudem ein Haushaltsentwurf mit klaren Prio-
ritäten für Bildung und für innere Sicherheit. Und 
dafür sind wir auch bereit, trotz schwieriger Haus-
haltslage neue Stellen zu schaffen.

(Vereinzelter Beifall CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Und es ist ein Haushaltsentwurf, bei dem die Aus-
gaben für Kitas und Investitionen neue Rekordwer-
te erreichen, und darauf können wir stolz sein, mei-
ne Damen und Herren.

Das alles kann sich wirklich sehen lassen. Das muss 
man in einer solch schwierigen Lage erst einmal 
hinbekommen, noch dazu ohne jegliche Konflikte 
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und ohne jeglichen Streit in der Koalition. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, darauf können wir wirk-
lich stolz sein. Mein Dank gilt deshalb dem Minis-
terpräsidenten, der Finanzministerin, verbunden mit 
den besten Genesungswünschen, der gesamten Lan-
desregierung, aber genauso beiden Koalitionsfrak-
tionen, die diese Landesregierung tragen und die 
diese Haushaltsberatung wesentlich mitgeprägt ha-
ben. Herzlichen Dank euch allen! Auf ein gutes 
Haushaltsergebnis im März! Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für die CDU-Landtagsfraktion besteht noch eine 
Restredezeit von vier Minuten und 50 Sekunden. – 
Bevor wir mit dem Fraktionsvorsitzenden von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fortfahren, begrüßen 
Sie gemeinsam mit mir auf der Tribüne die Ge-
meinschaftsschule Kronshagen.

(Beifall)

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Nichts ist gewöhn-
lich an diesem Haushalt. Das wurde vorhin schon 
angesprochen. Besonders und eine ungewöhnli-
che Ausgangssituation ist natürlich, dass Monika 
Heinold diesen Haushalt heute nicht eingebracht 
hat. Deswegen vorweg auch von meiner Seite: alles 
Gute und gute Besserung! Ich sage es einmal so: 
Es ist absehbar, dass diese Homeoffice-Pflicht lang-
sam endet. Aber Homeoffice-Pflicht bei Monika 
Heinold bedeutet eben auch, dass die Spitzen der 
Grünen anfangen, sich bei ihr zu Hause zu treffen, 
um dort zu arbeiten. Insofern freue ich mich, wenn 
diese Zeit endet.

Wir haben hier ein ungewöhnliches Verfahren. Es 
ist erneut ein verzögertes Haushaltsverfahren. Be-
reits im letzten Jahr war durch die Landtagswahl 
begründet, dass wir erst im März zur zweiten Le-
sung gekommen sind. Auch in diesem Jahr werden 
wir erst im März die zweite Lesung haben. Ich 
habe mir in der Vorbereitung die Debatte vom letz-
ten Jahr angehört, wo wir immer wieder gesagt ha-
ben: Das sollte jetzt aber unbedingt nicht wieder 
passieren. Aber der Rahmen, die Umstände und die 
finanziellen Herausforderungen, die sich bereits im 
Laufe des letzten Jahres ergeben haben, haben es 
doch notwendig gemacht, dass wir erneut auf ein 
verzögertes Haushaltsverfahren zurückgreifen. Das 

Ziel muss aber sein, auch hier wieder zurück zur 
Normalität zurückzukehren.

Ungewöhnlich ist natürlich auch die allgemeine 
Lage mit den globalen Krisen, die sich regional 
auswirken, auch wenn so einiges, was heute die 
Titelseiten der Zeitungen prägt, gar nicht so neu 
klingt. Demonstrationen gegen rechts gab es glück-
licherweise auch schon in der Vergangenheit. Auch 
Proteste gegen landwirtschaftspolitische Entschei-
dungen gab es, denken wir an 2019, in der Vergan-
genheit. Und auch so mancher Ruf „Die Ampel 
muss weg!“ hat eine ähnliche Stimmfarbe wie vor 
einigen Jahren die Chöre mit „Merkel muss weg!“.

In dieser ganzen Gemengelage ist es eine gro-
ße Herausforderung, einen Kürzungshaushalt auf-
zustellen, der viele schlechte Botschaften mit sich 
bringen muss. Für Kürzungen wurde und wird nie-
mand gewählt, und mit Kürzungen geht auch kaum 
jemand in einen Wahlkampf. Deswegen möchte 
ich zunächst etwas zu den finanziellen Rahmen-
bedingungen dieses Haushaltsentwurfs sagen: Auf 
der einen Seite stehen die Einnahmen von 16 Mil-
liarden Euro. Auf der anderen Seite stehen die 
Ausgaben von 16,9 Milliarden Euro. Das bedeu-
tet ein Delta von ziemlich genau 886,9 Millio-
nen Euro. Von diesen 886,9 Millionen Euro werden 
111,9 Millionen Euro aus Rücklagen finanziert und 
775,1 Millionen aus Krediten, davon 643,6 Millio-
nen Euro aus Notkrediten. So einmal die genaue 
Darstellung.

Jetzt ging die Diskussion gerade sehr viel um 
Schulden und um die Frage: Was macht der Bund, 
was macht das Land? – Ich habe wahrscheinlich 
eine mittige Position bei dem, was gerade disku-
tiert wurde. Weil es nicht ganz klar wurde: Der 
Bund hat ein Haushaltsvolumen von etwa 477 Mil-
liarden Euro. Dabei macht er Schulden in Höhe 
von 39 Milliarden Euro. Wir haben ein Haushalts-
volumen von 16,9 Milliarden Euro und machen, 
wie angesprochen, Schulden in Höhe von 775 Mil-
lionen Euro. Das bedeutet für den Bund eine Quo-
te von 8,18 Prozent und im Land eine Quote von 
4,58 Prozent. In den Zwischenrufen kam immer 
wieder zum Ausdruck, dass das Land stärker auf 
Schulden ausgerichtet sei als der Bund. Das ist defi-
nitiv nicht der Fall. Ob das schlimm ist, ist aber ei-
ne andere Debatte, weil auch der Vergleich meines 
Vorredners ein bisschen hinkt, wenn er sagt: Hät-
ten wir nie Schulden gemacht, wenn wir das Zins-
volumen gegenrechnen gegen die Mittel, die uns 
fehlen, dann hätten wir so einiges an Infrastruktur, 
Wachstum und Wohlstand womöglich auch nicht. 
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Ich glaube, deshalb muss man das mit einberech-
nen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SPD)

Nichtsdestotrotz macht das Land in der Quote deut-
lich weniger Schulden als der Bund. Das ist natür-
lich auch richtig. Es ist richtig, dass wir erstmals 
eine Tilgungsrate im Haushalt haben. Es ist nicht 
das erste Mal, dass das Land tilgt, aber es ist das 
erste Mal, dass das Land geplant, mit einem fest 
geplanten Betrag im Haushaltsentwurf tilgt, mit 
30 Millionen Euro. Das ist völlig klar.

Trotzdem geben wir auch Mittel für Personal aus. 
Natürlich wird bei Kürzungshaushalten immer die 
lauteste Kritik sein: Der aufgeblähte Staat! Warum 
gibt es so viele Leute, die da arbeiten? Brauchen 
wir nicht eher einen schlanken Staat, der viel effi-
zienter wäre? Und so weiter. Ich finde es immer 
wieder wichtig zu gucken: Welches Personal wird 
da eigentlich diskutiert? Von 545 Planstellen, die in 
diesem Haushaltsentwurf enthalten sind, sind 419 
Lehrkräfte. Gegen die hat keiner was. Alle sagen 
ständig: Wir müssen mehr Lehrkräfte einstellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU 
und SSW)

48 der Stellen sind in der Justiz. Man soll mir 
einmal jemanden zeigen, der sagt, wir hätten dort 
zu viele eingestellt. Wir brauchen noch viel mehr 
Menschen in der Justiz. Das ist fortlaufend eine 
große Herausforderung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und Ole-Christopher Plambeck [CDU])

33 Menschen mehr sind es in den Landesunterkünf-
ten. Auch da sind wir uns alle einig, wie groß 
die Herausforderungen sind und dass wir da Per-
sonal brauchen, damit die Herausforderungen über-
haupt bewältigt werden können. Und 45 Menschen 
sind unter Sonstiges zu subsumieren. Wenn man 
hinguckt, dann sind es selbst da die sinnvollen 
Aufgaben in der Verwaltung, die wir dann doch 
immer wieder brauchen. Deshalb möchte ich dafür 
werben, ein Stück weit wegzukommen von diesen 
Personaldebatten, die immer nur darauf ausgerich-
tet sind: Da sind zu viele Leute.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, 
vereinzelt CDU und SPD)

Und so ergibt sich in den Rahmenbedingungen eine 
Lücke von 500 Millionen Euro, auf die wir auf 
unterschiedliche Art und Weise durch Maßnahmen 
bei IMPULS, beim Versorgungsfonds und anderen 

reagieren. Ja, wir reagieren auch mit einem Konso-
lidierungsbeitrag aus den Ministerien in Höhe von 
100 Millionen Euro. Dabei stellt man fest: Die bei-
den größten Haushalte werden im Bildungsministe-
rium und im Sozialministerium bewirtschaftet und 
umgesetzt. Trotzdem halte ich es für richtig, dass 
der Regierungsentwurf vorsieht, dass diese beiden 
Haushalte zwar die größten Einsparpotenziale und 
Leistungen zu erbringen haben, aber gemessen an 
der Größe ihrer Haushalte doch deutlich weniger zu 
leisten haben als andere Häuser. Das bedeutet auf 
der anderen Seite natürlich auch, dass diese ganz 
besonders stark belastet sind.

Da wir gerade über die Justiz gesprochen haben: 
Wenn man sich den Einzelplan des Ministeriums 
für Justiz und Gesundheit anguckt, was ich intensiv 
gemacht habe, dann sieht man: Da ist nichts, wo 
man rangehen kann. Das ist wahnsinnig schwierig. 
Egal an welchen Teil man geht, das hat immer eine 
unmittelbare Auswirkung. Da sind wenig Effizienz-
gewinne und auch wenige Puffer und Ähnliches. 
Also, es ist wirklich längst nicht so einfach, bei 
ebenfalls erhöhten Anforderungen in anderen Häu-
sern da schnell eine Lösung zu finden. Deshalb ha-
be ich bei diesem Regierungsentwurf einen großen 
Dank auszusprechen für die Bereitschaft der ande-
ren Ministerien, hier auch zugunsten von Bildung 
und Soziales sich selbst stärker zu belasten und dies 
auf diese so konstruktive Weise getan zu haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Das, was die Ministerien an erster Stelle gemacht 
haben, ist, bei fast allen Einzelplänen bei sich selbst 
zu sparen, also im Bereich der eigenen Verwaltung 
und der Sachausgaben. Das klingt immer so selbst-
verständlich, aber das ist es bei Weitem nicht.

Wir müssen – wir haben gerade darüber gespro-
chen, wie wichtig es ist, Personal zu haben – auch 
darüber sprechen, wie wichtig es ist, dass dieses 
Personal gute Rahmen- und Arbeitsbedingungen 
hat. Deshalb ist es zwar gut und nachvollziehbar, 
dass jetzt gesagt wird: Wir schauen, was wir in un-
seren unmittelbaren Verantwortungsbereichen ein-
sparen können, um besondere Härten in den Struk-
turen, in den Verbänden und so weiter zu vermei-
den. Nichtsdestotrotz ist das eine herausragende 
Leistung, dass das vorgeschlagen und umgesetzt 
wird, hierbei auch stark in die eigenen Bereiche 
hineinzugehen.

Dann kommt trotzdem der Vorwurf: Warum kürzt 
ihr denn ausgerechnet da, warum nicht woanders? 

3554 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 48. Sitzung – Mittwoch, 24. Januar 2024

(Lasse Petersdotter)



Allen voran – wir haben es ja auf der Tagesord-
nung – von der Opposition an diversen Stellen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)
Es werden einzelne Bereiche herausgezogen, und es 
wird gesagt: Okay, wir wollen, dass mehr gekürzt 
wird, außer an dieser Stelle, und an der Stelle auch 
gerade nicht.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)
Natürlich kommen jetzt noch keine Vorschläge von 
der Opposition. Das mag so sein.

(Christopher Vogt [FDP]: Wir sind doch erst 
in der ersten Lesung!)

– Ja, wir sind in der ersten Lesung, aber Sie stellen 
schon in der ersten Lesung am Rande dieser Debat-
te

(Serpil Midyatli [SPD]: Drei Monate zu 
spät!)

und bei dieser Tagesordnung immer wieder fest, wo 
nicht gekürzt werden kann.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, und?)
Das, was wir nicht schaffen werden, ist, einen 
Haushalt aufzustellen, bei dem wir vorher festle-
gen, wo überall nicht gekürzt werden kann, und 
keine Vorstellung davon haben, wo gekürzt werden 
kann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

So funktioniert das schlichtweg nicht.
Weil sich die FDP gerade am lautesten darüber auf-
regt und auch noch in der Presse gesagt hat, dass 
man in den letzten Jahren die Konsolidierungsauf-
gaben nicht gemacht habe, Folgendes: Entschuldi-
gung, von den letzten sechs Haushalten haben Sie 
fünf mitverantwortet.

(Heiterkeit Peter Lehnert [CDU])
Sie können doch nicht sagen, dass über Jahre nicht 
ausreichend konsolidiert wurde; Sie waren Teil da-
von.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU – Zuruf Annabell Krämer [FDP])

Wenn der Anspruch lautet, dass wir weniger Geld 
ausgeben, ohne zu kürzen, dann ist das rechnerisch 
nicht möglich.

(Peter Lehnert [CDU]: Schade!)
Es ist natürlich nachvollziehbar, jetzt nicht auf alles 
eine Antwort zu haben; darüber werden wir in der 

zweiten Lesung auch sehr gern diskutieren. Aber 
es ist so viel einfacher zu sagen, wo nicht gekürzt 
werden soll, als umgekehrt. Deshalb bin ich darauf 
sehr gespannt.

Schauen wir auf die Ausgaben, die wir natürlich 
auch in diesem Haushalt haben. Allein in der Bio-
diversitätsstrategie geben wir 2,8 Millionen Euro 
mehr aus und sind damit bei 9,6 Millionen Euro. 
Konzepte für die Pilotprojekte bei der Niederungs-
strategie, das betrifft das Ressort von Herrn Minis-
ter Schwarz, werden mit 400.000 Euro auf den 
Weg gebracht. Die Wasserstoffstrategie umfasst ins-
gesamt 38 Millionen Euro. Ich nehme hier nur auf 
einzelne Punkte Bezug, aber in Kürzungshaushalten 
wird natürlich nur über die Kürzungen gesprochen. 
Es ist wichtig zu sehen, was gemacht und was ge-
leistet wird, damit man nicht ganz so verzagt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Bei den Streifenbooten – das ist ein schleswig-hol-
steinischer Haushaltstitel – für die Wasserschutzpo-
lizei sind es 3,8 Millionen Euro. Auch der Dialog-
prozess – das ist gerade in diesen Tagen sehr wich-
tig – zur Zukunft der Landwirtschaft wird wie ge-
plant in diesem Jahr beendet; auch hier sind erneut 
Mittel eingestellt. Das ist gerade für die Dinge, auf 
die wir uns gemeinsam verständigt haben, für den 
Dialog, den wir brauchen und zu Ende und auch 
in die Umsetzung bringen müssen, in diesen Tagen 
herausragend wichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Die letzten Wochen haben uns auch noch einmal 
gezeigt, warum die Ankündigung des Ministerprä-
sidenten richtig war, dass über die Nachschiebelis-
ten auch die zweite Einsatzhundertschaft mit 33 
weiteren Nachwuchsstellen aufgebaut wird. Das 
Demonstrationsgeschehen in den letzten drei Wo-
chen ist ein gutes Recht, und dieses gute Recht 
kann nur dann richtig gut umgesetzt werden, wenn 
wir auch die ausreichende Anzahl von Polizistinnen 
und Polizisten haben.

Ich war am Wochenende in Berlin auf der Grünen 
Woche, habe viel über Landwirtschaft diskutiert, 
bin aber auch in diverse Demonstrationen geraten.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP)

– Ich weiß, es war alles aus Versehen.
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Wenn man den Vergleich anschaut: Kiel und 
Schleswig-Holstein sind natürlich nicht mit Berlin 
zu vergleichen,

(Christopher Vogt [FDP]: Mit dem Bauern-
verband oder mit wem?)

was das Demonstrationsaufkommen angeht. Ich 
habe deshalb gegoogelt, wie viele Einsatzhundert-
schaften Berlin hat. Es sind 17. Und wir kommen 
auf unsere zweite Einsatzhundertschaft. Außerdem 
gibt es in Berlin eine breite Debatte, dass 17 Ein-
satzhundertschaften nicht ausreichen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja!)
Deshalb ist es ein sehr maßvoller, aber auch ein 
sehr sinnvoller Schritt, zur zweiten Einsatzhundert-
schaft zu kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Aber was läuft gut? Natürlich haben wir Heraus-
forderungen, denen wir uns auch widmen müssen, 
aber wir dürfen dabei die Zuversicht nicht verlie-
ren. Allein, und das überrascht jetzt nicht, wenn wir 
auf die Windkraft in Deutschland blicken, ist fest-
zustellen: In Deutschland hat die installierte Leis-
tung um 3.579 Megawatt an Land zugenommen. 
Das sind 50 Prozent mehr als im Vorjahr.

(Zuruf FDP: Hört! Hört!)
Von diesen 3.579 Megawatt kommen 1.216 aus 
Schleswig-Holstein;

(Silke Backsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Uih!)

jede dritte Leistung im Windkraftbereich an Land 
ist schleswig-holsteinisch. Das ist eine herausragen-
de Leistung für dieses Land,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

und zwar in absoluten Zahlen und nicht so, wie 
wir Vergleiche sonst immer machen – gemessen 
an unseren Einwohnern, an unserer Fläche oder an 
unserer Wirtschaft –, sondern einfach: Schleswig-
Holstein reißt hier mehr als alle anderen, und das 
wird unserer Zukunft nicht nur klimapolitisch, son-
dern auch wirtschaftspolitisch eine ganze Menge 
bringen.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])
Northvolt ist dafür nur eine der wichtigsten Signal-
zeichen in dieser Zeit.
Vorhin hat die Kollegin Serpil Midyatli angespro-
chen, dass wir im sozialen Wohnungsbau abstürzen 

würden – das habe ich mitgeschrieben –, er sei 
dramatisch eingebrochen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ist er auch! – Peter 
Lehnert [CDU]: Höchstzahl!)

Das kann ich ehrlicherweise nur begrenzt nachvoll-
ziehen. Es ist das eine, dass wir schon in den Jahren 
2017 bis 2020 in der Studienlage auf Platz drei bei 
der sozialen Wohnungsbauförderung standen und 
dass wir schon im letzten Jahr – das habe ich noch 
mal in der Rede von Tobias Koch im letzten Jahr 
nachgehört – so viel Geld in den sozialen Woh-
nungsraum investiert haben wie noch nie in der 
Geschichte.

(Thomas Losse-Müller [SPD]: Ja, bundes-
weit!)

Aber das andere ist: jetzt sogar noch mehr als im 
letzten Jahr. Wir haben bereits in den ersten zwei 
Wochen dieses Jahres unsere Ziele in der Förderung 
für das Jahr 2024 erreicht.

(Wortmeldung Serpil Midyatli [SPD])
Daran erinnere ich mich in der Geschichte Schles-
wig-Holsteins bislang nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
der Abgeordneten Serpil Midyatli zu?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Sehr gern.

Serpil Midyatli [SPD]: Vielen Dank, Herr 
Kollege. Zu Recht können Sie sich diese Fra-
ge stellen, weil ich es auch so nicht gesagt 
habe. Ich habe gesagt, dass die Zahlen im 
Bereich Wohnungsbau insgesamt dramatisch 
eingebrochen seien, das heißt, es reiche nicht 
zu schauen, was man selbst gebaut hat, son-
dern es gebe auch eine Wirtschaft – die Rea-
lität da draußen. Dort ist es eingebrochen.
(Zuruf CDU: Ah!)
Wenn es in der Wirtschaft einen Einbruch 
gibt, erwarte ich eine Reaktion, wie eine Lan-
desrechnung aufgeht. Das war mein Punkt.

– Ja, die Zahl gerade der Wohnungen, die aus der 
Bindung geraten, wird höher und ist ein großes 
Problem. Das hat auch etwas damit zu tun, wie Ent-

3556 Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 48. Sitzung – Mittwoch, 24. Januar 2024

(Lasse Petersdotter)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3166&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3286&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3286&format=WEBVOLLLANG


scheidungen in der Vergangenheit getroffen wur-
den und welche politischen Kräfte auch durchaus 
Wohnungen, die dem Staat oder der Kommune ge-
hörten, abgegeben haben. Aber gerade in der jetzi-
gen Phase haben wir ein riesiges Momentum zum 
Bau von sozialem Wohnraum, weil das durch die 
Zinssteigerungen im freien Markt und die freie Fi-
nanzierung nicht mehr so in Anspruch genommen 
wird.

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)
Schleswig-Holstein hat hier – zumindest nach der 
Meinung vieler – eines der besten, wenn nicht so-
gar das beste Förderinstrument geschaffen, sodass 
gerade hier nicht nur die üblichen Verdächtigen 
in Schleswig-Holstein investieren, sondern auch In-
vestoren aus anderen Ländern kommen, um sozia-
len Wohnraum zu schaffen,

(Tobias Koch [CDU]: So ist es!)
und zwar immer mit einer Bindung von 35 Jahren. 
Das ist doch ein großer Fortschritt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Lassen Sie noch eine weitere Zwischenfrage zu?

Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Ja, gern.

Serpil Midyatli [SPD]: Ja, das ist absolut 
richtig. Im Grunde genommen haben wir zur-
zeit eher eine Win-win-Situation. Man muss 
trotzdem feststellen, dass erstens – also in 
meiner Sprache übersetzt – die IB.SH bezüg-
lich der Wohnraumförderung zurzeit sagt: 
Bitte stellen Sie keine Anträge mehr; es gibt 
keine Kohle mehr. Und zweitens: Die Krite-
rien werden noch einmal nachgeschärft, so-
dass es immer schwieriger wird.
Das heißt, ich würde genau das, was Sie 
gesagt haben, jetzt für Schleswig-Holstein 
richtig nutzen, weil viel mehr Menschen be-
zahlbar bauen wollen. Das heißt: mehr in die-
sen Bereich zu investieren, um das auch als 
Chance für unser Land zu sehen.
(Zuruf Tobias Koch [CDU])

– Auch die Kommentierung kommentiere ich trotz-
dem sehr gerne. Auf der einen Seite ist es so, dass, 
wenn innerhalb von ein, zwei Wochen so viele An-

träge wie ursprünglich in einem Jahr geplant wer-
den, diese erst einmal abgearbeitet werden müssen. 
Nichtsdestotrotz haben wir – und das sollten wir 
auch mit dem Haushalt gemeinsam beschließen, 
denn darüber gibt es auch einen breiten Konsens – 
auch den Vorschlag der Ministerin vorliegen, dass 
wir weitere 100 Millionen Euro als Kredit zur Ver-
fügung stellen, nicht aus Notkrediten, sondern als 
finanzielle Transaktion, so, wie es die Schulden-
bremse auch zulässt. Das wäre der richtige Schritt.

Zu den Rahmenbedingungen und Förderinstrumen-
ten. Wenn etwas so gut läuft, sollte man auch dar-
über nachdenken: Überfördern wir, oder könnten 
wir vielleicht die Förderung so anpassen, dass für 
weniger Geld noch mehr umgesetzt wird? Das muss 
man aber so zaghaft machen, damit man den Erfolg 
nicht gefährdet.

Ein Vorschlag, der dabei funktionieren könnte, ist, 
dass man zum Beispiel 90 Prozent der Förderung 
so einsetzt, wie sie jetzt gerade erfolgreich prakti-
ziert wird, und die letzten zehn Prozent mit einem 
etwas schlechteren Angebot. Wenn die letzten zehn 
Prozent dann auch noch so schnell wie vorher ab-
fließen, dann merken wir, dass wir die Förderbedin-
gungen ändern können. Das ist aber ein Vorschlag 
nur von mir; er ist mit niemandem rückgesprochen. 
Ich glaube aber, dass das eine Herangehensweise 
sein könnte.

(Lars Harms [SSW]: Aber immerhin! – Bei-
fall CDU und SSW)

In Summe möchte ich sagen: Der Haushaltsentwurf 
ist in einer schwierigen Zeit erstellt worden; dar-
über gibt es keine zwei Meinungen. Ich bedanke 
mich für diesen Entwurf und freue mich auf die 
parlamentarische Debatte, in der wir uns mit Si-
cherheit auch noch das eine oder andere genauer 
anschauen werden. Er soll aber gleichzeitig auch 
das Signal aussenden, dass es eine Planbarkeit und 
Planungssicherheit für die Verbände und Vereine 
gibt, die in den nächsten Monaten sehr auf uns 
schauen und nicht die Sorge haben sollten, dass 
noch größere Kürzungen seitens des Parlaments be-
schlossen werden. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
FDP und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat 
noch eine Restredezeit von neun Minuten.

(Zuruf: Neun?)
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Ich erteile nun dem Fraktionsvorsitzenden der FDP-
Fraktion, Christopher Vogt, das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir leben in der Tat in aufge-
wühlten, sehr bewegten Zeiten. Die letzten Wochen 
waren unter anderem auch stark dadurch geprägt, 
dass es massive Bauernproteste auf unseren Straßen 
gab. Auslöser waren bekanntermaßen Entscheidun-
gen der Bundesregierung bei der Haushaltsberatung 
für das Jahr 2024, die aufgrund des sehr weitrei-
chenden Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur 
Schuldenbremse sehr kurzfristig getroffen werden 
mussten und leider in der Tat nicht gut kommuni-
ziert wurden.

Ich habe Verständnis für die friedlichen Demonstra-
tionen der Landwirte, die sich in Wahrheit längst 
nicht mehr um die Frage des Agrardiesels drehen, 
sondern um eine jahrelange Belastung zu ihren Un-
gunsten, gerade auch, was die überbordende Büro-
kratie betrifft. Davon ist in der Tat unser gesamter 
Mittelstand stark betroffen.

(Beifall Heiner Rickers [CDU])

Ich würde mir an dieser Stelle eine andere Lösung 
im Bundeshaushalt wünschen, wie ich mir übrigens 
auch – das möchte ich hier transparent machen – 
an anderen Stellen in der Bundespolitik andere Ent-
scheidungen vorstellen kann.

(Beifall FDP und CDU – Zuruf Martin Ba-
lasus [CDU])

Aber mit Blick auf den heute vorliegenden Haus-
haltsentwurf der schwarz-grünen Landesregierung 
muss man doch eines festhalten: Der Bund hat an-
ders als die Landesregierung nicht nur den verfas-
sungswidrigen Haushalt 2023 mit einem Nachtrags-
haushalt verfassungsrechtlich geheilt, sondern wird 
auch im Jahr 2024 die Schuldenbremse einhalten, 
also für 2024 voraussichtlich keine Notlage erklä-
ren und dementsprechend auch keine Notkredite 
aufnehmen.

(Beifall Oliver Kumbartzky [FDP])

Der Bund setzt außerdem mit hohen Investitionen 
Akzente, anders als der Kollege Koch es dargestellt 
hat, mit über 70 Milliarden Euro, zum Beispiel 
auch 12 Milliarden Euro für die Aktienrente oder 
15 Milliarden Euro für Steuerentlastungen.

Ich möchte mit Blick auf die Debatte, die wir schon 
teilweise geführt haben, deutlich sagen: Der Ver-
gleich zwischen Bundes- und Landeshaushalt ist 

immer ein bisschen schwierig, weil es tatsächlich 
unterschiedliche Rahmenbedingungen gibt.

(Zuruf Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Das Fazit des Kollegen Koch, dass der Bund keine 
Haushaltskonsolidierung betreibe und in Saus und 
Braus lebe, während man hier in Schleswig-Hol-
stein total diszipliniert sei: Das passt nicht zusam-
men und passt übrigens auch nicht zur Rede des 
Ministerpräsidenten,

(Beifall FDP und Serpil Midyatli [SPD])

der deutlich gesagt hat: Man nimmt in hohen Maß-
stab Notkredite auf, um eben nicht so stark wie der 
Bund zu kürzen. Das hat er hier erklärt.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

Die Rede des Kollegen Koch stand leider in kras-
sem Widerspruch zur Rede des Ministerpräsiden-
ten. Aber es macht ja nichts, vielleicht kann man 
sich ja beim nächsten Mal etwas besser abstimmen.

Die Landesregierung setzt kaum nennenswerte 
Schwerpunkte und plant mit einem sehr hohen De-
fizit von rund 900 Millionen Euro, das vor allem 
über die sehr kreative dreifache Notlage gestemmt 
werden soll. Ich will sehr deutlich sagen: Die Not-
lageerklärung mit Blick auf die Ostseesturmflut 
können wir nachvollziehen. Das habe ich immer 
gesagt: Die Schäden waren immens, und eine sol-
che Sturmflut entzieht sich wirklich der Kontrolle 
des Staates. Es ist sozusagen der klassische Fall für 
eine Ausnahme von der Schuldenbremse.

Dieser Notkredit darf allerdings nur zur Beseiti-
gung der Schäden eingesetzt werden und nicht für 
andere Ausgaben, die damit gar nicht im direkten 
Zusammenhang stehen. Nach einem ersten inter-
fraktionellen Gespräch, zu dem Mitte November 
der Ministerpräsident eingeladen hatte, haben wir 
keine weiteren Gesprächseinladungen bekommen. 
Vielleicht ändert sich das ja noch. Über den ver-
längerten Ukraine-Notkredit kann man sicherlich 
schon trefflich streiten, weil auch daraus bereits 
Ausgaben finanziert wurden, die mit der Bewälti-
gung der Kriegsfolgen gar nichts mehr zu tun ha-
ben.

(Beifall FDP)

Dass die Landesregierung aber allen Ernstes die 
Corona-Notlage für 2024 ausgepackt hat, nachdem 
führende Vertreter der Koalition wie der Kollege 
Koch – auch wenn sie sich daran nicht erinnern 
konnten – diese bereits ein Jahr zuvor für been-
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det erklärt hatten, ist wirklich skurril und problema-
tisch.

(Beifall FDP)

Ich staune auch sehr darüber, dass CDU und Grüne 
zwar nach wie vor eine Corona-Notlage gesehen, 
aber gleichzeitig nennenswert beim Versorgungssi-
cherungsfonds, also bei der Gesundheitsvorsorge, 
kürzen wollen. Das passt, ehrlich gesagt, an der 
Stelle logisch nicht zusammen.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, Sie können noch so viel 
erklären, dass Sie tilgen, indem Sie Kredite aufneh-
men. Sie haben als Koalition mit ihrem Haushalt 
ein ganz massives Problem, und das wissen Sie 
auch, Herr Kollege Koch. Der Haushalt ist bei 
Schwarz-Grün aus dem Lot geraten. Ihre Haushalts-
politik ist leider ein Rückfall in alte Zeiten, als 
in Schleswig-Holstein Jahr für Jahr neue Schulden 
angehäuft wurden und stark zulasten der nachkom-
menden Generationen gehaushaltet wurde.

Wie groß die Nervosität im Regierungslager mitt-
lerweile ist, kann man daran erkennen, dass die bei-
den Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen bereits 
vor der ersten Lesung kritisiert haben, dass die 
Opposition noch gar keine Alternativen vorgelegt 
hätte.

(Heiterkeit FDP)

Nun sind ja beide Fraktionsvorsitzenden von CDU 
und Grünen gelernte Finanzpolitiker. Unwissenheit 
kann man ihnen nicht unterstellen. Deshalb muss 
ich sagen: Das ist Abteilung Nebelkerze, die sie 
auch heute wieder rausgehauen haben.

(Beifall FDP, SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Keine Sorge, Herr Kollege: Wir werden Vorschläge 
machen, wo man vielleicht nicht kürzen sollte und 
wo man vielleicht stattdessen kürzen sollte. Das 
werden wir tun, aber das machen wir im Zuge der 
Haushaltsberatung und nicht schon vor der ersten 
Lesung, weil wir seriös arbeiten. Das trennt uns von 
anderen.

Bevor ich meinen Job als Oppositionsvertreter 
gleich weiter angemessen erledigen werde, möchte 
ich beispielhaft noch einige Punkte nennen, die wir 
grundsätzlich richtig finden: den weiteren Aufbau 
der zweiten Einsatzhundertschaft. Dies geschieht 
zwar erst über die Nachschiebeliste, wie wir wis-
sen, es ist aber richtig, weil es schlichtweg notwen-
dig ist, um die Sicherheit in unserem Land zu ge-

währleisten und die Polizei nicht weiter zu überfor-
dern.

(Beifall FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SPD)

Die weiterhin hohe Investitionsquote, Herr Minis-
terpräsident: Ich hätte gern geklatscht, aber ich 
sehe es differenziert, weil hier wichtig ist, dass 
diese Mittel auch tatsächlich ausgegeben werden. 
Entscheidender als die Soll-Investitionsquote ist die 
tatsächliche Ist-Investitionsquote. Wenn ich sehe, 
dass im letzten Jahr laut Finanzministerium bei IM-
PULS gerade einmal 56 Prozent der veranschlag-
ten Mittel überhaupt abgeflossen sind, dann ist das 
deutlich zu wenig und muss sich ändern.

(Beifall FDP und SPD)

Ich weiß gar nicht, Herr Kollege Koch, wer es 
kritisiert haben soll. Bei den neu geschaffenen Leh-
rerstellen ist es natürlich fraglos eine Herausforde-
rung, sie fachgerecht zu besetzen. Das wissen wir. 
Es kann aus meiner Sicht auch keine dauerhafte 
Lösung sein, diese aus Notkrediten zu finanzieren. 
Das will ich sehr deutlich sagen.

(Beifall FDP)

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
will wie nach der völlig chaotischen Haushalts-
sperre im vergangenen Mai jetzt rund 100 Millio-
nen Euro einsparen. Dies geschieht leider aus unse-
rer Sicht ohne stimmiges Konzept und teilweise an 
den falschen Stellen, wozu ich gleich noch kommen 
werde.

Herr Ministerpräsident, aus unserer Sicht stellt sich 
die Frage, wie Sie eigentlich in den nächsten Jahren 
ohne immer neue Notkredite und echte Haushalts-
konsolidierung auskommen wollen. Diese Frage 
drängt sich geradezu auf, auch wenn der Kollege 
Koch heute ohne Ende Nebelkerzen geschmissen 
hat. Die verschleppte Konsolidierung der Landesfi-
nanzen macht das Problem von Jahr zu Jahr eher 
größer. Wir werden es schon sehr bald sehen: Die 
Haushalte 2025, 2026 und 2027 werden richtig un-
angenehm werden, wenn Sie nicht gegensteuern.

(Beifall FDP – Zuruf Tobias Koch)

Herr Kollege Koch: die jährlichen Zinskosten stei-
gen wegen des Zinsmanagements des Landes zwar 
noch nicht so exorbitant wie auf Bundesebene an. 
Das hatten wir eben schon. Sie erreichen aber mit 
über 600 Millionen Euro eine mittlerweile erschre-
ckende Summe, die das Land jedes Jahr einfach 
nur an Kreditgeber zahlen muss. Das schränkt die 
Spielräume im Haushalt immer weiter ein und ist 
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aus unserer Sicht eine ganz gefährliche Entwick-
lung, die man im Auge behalten muss. Vor allem 
mit Blick auf die notwendigen Notkredite aus der 
Pandemiezeit und die stark gestiegenen Pensions-
lasten hatten wir einen aktuellen Tragfähigkeitsbe-
richt für die Landesfinanzen gefordert. Nach zähem 
Ringen haben sich CDU und Grüne schließlich auf 
einen solchen Bericht eingelassen. Sie wollen den 
Bericht allerdings zur Mitte der nächsten Wahlperi-
ode – also in rund sechs Jahren – haben.

(Annabell Krämer [FDP]: Hört, hört!)
Das ist wirklich schon ein Stück aus dem Tollhaus 
und ein Fall für die Sendung extra 3.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)
Es zeigt vor allem eins: Sie wissen, dass Sie ein 
massives Problem haben, wollen aber nicht, dass 
das den Bürgerinnen und Bürgern großartig auffällt.

(Beifall Annabell Krämer [FDP])
Das wird Ihnen in den nächsten Jahren auf die 
Füße fallen, wenn Sie so weitermachen, denn die 
Konsolidierung wird immer schmerzhafter werden, 
je länger man sie hinauszögert.
Ich könnte jetzt noch etwas zum Nachtragshaushalt 
sagen, der ja für das Jahr 2023 nicht gekommen ist, 
wo Monika Heinold gesagt hat: Ja, das schaffen wir 
jetzt irgendwie nicht, wir müssen ja auch den Ent-
wurf 2024 machen. – Ich kenne Monika Heinold 
lange und schätze sie. Aber ich bin erstaunt, dass 
ihre Reaktion auf das relativ klare Gutachten des 
Wissenschaftlichen Dienstes des Landtags ist, dass 
sie Haltungsnoten an die Opposition verteilt, aber 
nicht ein Wort der Demut verliert und irgendwie 
Besserung gelobt, sondern einfach nur austeilt.

(Beifall FDP)
Unsere Verfassung ist keine irgendwie unverbind-
liche grobe Orientierung für die politisch Verant-
wortlichen, sondern jede Regierung und jedes Par-
lament muss sie achten und im Zweifel auch vertei-
digen.

(Beifall FDP)
Diesen lapidaren Umgang finde ich problematisch.
Die Landesregierung gibt in ihrer Haushaltspoli-
tik insgesamt kein souveränes Bild mehr ab. Die 
Haushaltssperre im vergangen Mai – gerade mal 
acht Wochen nach der Verabschiedung des ersten 
schwarz-grünen Haushalts – war aus unserer Sicht 
überflüssig, hat zu sehr viel unnötiger Verunsiche-
rung im Land geführt und diente offenbar nur der 
koalitionsinternen Disziplinierung.

Ich bin sehr gespannt, wann wir die nächste 
schwarz-grüne Haushaltssperre erleben werden und 
ob Sie diesmal länger als acht Wochen durchhalten. 
Leider kann man das nach der Aktion im letzten 
Mai nicht mehr ausschließen.

Auch die Tatsache, dass es mittlerweile fast schon 
zum Regelfall geworden ist, dass der Landeshaus-
halt erst im März verabschiedet wird, halte ich für 
schwierig. Das ist alles andere als optimal, denn die 
recht lange Phase der vorläufigen Haushaltsführung 
kann nicht ernsthaft der Anspruch einer Landesre-
gierung sein.

Man fragt sich auch, wie ernst es die Koalition 
noch mit der Schuldenbremse meint. Der Minis-
terpräsident bekennt sich in bundesweiten Medien 
öffentlich dazu, die Finanzministerin spricht sich 
für eine Reform aus und lobt öffentlich den Vor-
schlag des Bundesfinanzministers, den Ländern 
etwas mehr Flexibilität zu ermöglichen, sodass 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten etwas mehr 
Schulden gemacht werden können, die dann in bes-
seren Zeiten wieder getilgt werden sollen.

Auch ich als klarer Befürworter der Schuldenbrem-
se halte diesen Weg für überlegenswert und plädie-
re zudem dafür, die Schuldenbremse durch ein In-
vestitionsgebot in der Landesverfassung zu ergän-
zen, sodass jedes Jahr mindestens 12 Prozent der 
Landesausgaben echte Investitionen sein müssen. 
Das würde dem ganzen mehr Verbindlichkeit ge-
ben.

(Serpil Midyatli [SPD]: Hört, hört!)

– Ja, Frau Midyatli, weil die Schuldenbremse nicht 
wie unter Rot-Grün-Blau zulasten der Investitionen 
eingehalten werden darf. Das war damals ein Pro-
blem. Wir wissen ja, dass wir ausgebliebene Inves-
titionen in den Erhalt und die Modernisierung un-
serer Infrastruktur am Ende doppelt zahlen. Dazu 
werde ich gleich noch kommen.

(Beifall FDP und SPD)

Die grüne Fraktion scheint sich in den letzten 
Jahren von der Schuldenbremse vollständig verab-
schiedet zu haben. Der schwarz-grüne Kompromiss 
scheint mir nun darin zu bestehen, dass man die 
Schuldenbremse für diese Wahlperiode durch im-
mer neue Notkredite faktisch außer Kraft setzen 
will.

(Beifall FDP)

Das ist eine unehrliche Politik, und sie ist leider 
auf Sand gebaut. So manövriert die Koalition unser 
Bundesland schrittweise zurück in die Handlungs-
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unfähigkeit, in der wir vor zwölf, dreizehn Jahren 
waren.

Der Ministerpräsident und seine Finanzministerin 
müssen endlich erklären, wie sie das Problem in 
den nächsten Jahren in den Griff bekommen und 
wieder auf einen grünen Zweig kommen wollen. Es 
kann nicht sein, dass über die ganze Wahlperiode 
immer wieder neue Notlagen kreiert werden, um 
die Schuldenbremse dauerhaft auszuhebeln.

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht ist 
völlig klar, dass die im schwarz-grünen Koalitions-
vertrag versprochenen Entlastungen wie die Eigen-
heimzulage oder die weitere Absenkung der Kita-
gebühren absehbar nicht kommen werden. Es sieht 
eher danach aus, dass die Kitagebühren – nicht in 
diesem Jahr, aber im nächsten Jahr – wieder anstei-
gen werden, wenn man die Entwicklung verfolgt.

An das schwarz-grüne Mantra vom ersten klima-
neutralen Industrieland bis 2040 glaubt die Mehr-
heit der Schleswig-Holsteiner laut einer Umfrage 
nicht. Auch das sollte sich die Koalition noch ein-
mal anschauen. Die Landesregierung tut dies in 
meinen Augen nicht. Der vorgelegte Strategiebe-
richt zu diesem Thema ist einfach nur ein schlech-
ter Witz und unterstreicht eindrucksvoll das fehlen-
de Konzept der Landesregierung.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Die Finanzministerin kann bisher noch nicht einmal 
sagen, wie sie bis zum Jahr 2040 die landeseige-
nen Gebäude klimaneutral machen will. Sie kün-
digt in der Antwort auf eine Kleine Anfrage von 
mir sogar an, dass die vielen Landesgebäude mit 
Fernwärmeanschluss im Zweifel erst im Jahr 2045 
klimaneutral werden sollen, obwohl das landeseige-
ne Energiewende- und Klimaschutzgesetz etwas an-
deres vorschreibt, nämlich das Jahr 2040. Das ist 
Rechtsbruch mit Ansage.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Wer soll sich mit Blick auf Ihre ehrgeizigen Pläne 
eigentlich anstrengen, wenn nicht einmal Sie selbst 
das vorhaben?

Über die bevorstehende Ansiedlung der Northvolt-
Fabrik an der Westküste freuen wir uns als FDP-
Fraktion sehr. Dieses Projekt stammt ja noch aus 
gemeinsamen Jamaika-Zeiten, und wir haben es 
von Beginn an unterstützt. Der Kollege Buchholz 
hat mich gebeten, nicht anzusprechen, dass er mit 
Northvolt-Vertretern per Hubschrauber dort rüber-
geflogen ist, weil er viel zu bescheiden ist.

(Heiterkeit)

Herr Ministerpräsident, das ist ein gemeinsamer 
Erfolg von Bund, Land, Europäischer Union und 
Kommunen vor Ort, vor deren Vertretern ich hohen 
Respekt habe.

(Beifall)

Das ist ein wichtiger Meilenstein, aber es ist nur ein 
Meilenstein. Die Ansiedlung muss jetzt ein Erfolg 
werden, und dies wird aus meiner Sicht nur gelin-
gen, wenn die Landesregierung für die benötigte 
Infrastruktur in der Region sorgt, wenn sie endlich 
das Projektbüro auf den Weg bringt, wenn sie für 
Wohnraum sorgt und die entsprechenden Flächen 
ausweist.

Da der Landeszuschuss für die Fabrik aus dem 
Ukraine-Notkredit finanziert wurde – was wir für 
problematisch halten, da das Projekt bereits vor 
dem Ukrainekrieg geplant gewesen ist –, bin ich 
sehr gespannt, wie Sie diese Infrastruktur finanzie-
ren wollen. Auch dazu haben Sie heute nichts ge-
sagt. Das fragt man sich aber in der Region. Auch 
darauf müssen Sie schnell eine Antwort finden.

Eine große Ansiedlung macht unser Bundesland 
noch nicht zu einem Industrieland – so ehrlich muss 
man sein. Uns fehlen weitere größere Ansiedlungs-
projekte, in der Region Heide, aber zum Beispiel 
auch in unserem Teil der neu entstehenden Beltregi-
on.

(Beifall FDP, Andreas Hein [CDU] und 
Anette Röttger [CDU])

Meine Damen und Herren, ich sage ganz deutlich 
auch in Richtung SPD und Grüne: Das Schlechtes-
te, was wir unserem Wirtschaftsstandort jetzt antun 
könnten, wären Steuererhöhungen. Wie man in die-
ser Zeit über Steuererhöhungen sprechen kann, ver-
schließt sich meiner Logik. Die beste Möglichkeit, 
die Steuereinnahmen dauerhaft zu erhöhen – und 
das werden wir brauchen –, ist eine gute wirtschaft-
liche Entwicklung, und dafür muss man etwas tun.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Madsen, ich bedaure, dass man beim Re-
gierungswechsel die Kompetenzen des Wirtschafts-
ministeriums zurückgefahren hat.

(Lachen Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Frau von Kalben lacht; ja, das ist ja so. Das Wirt-
schaftsministerium ist deutlich kleiner geworden. – 
Herr Madsen, mir fehlen bisher Ihr ausreichender 
Elan und politisches Gewicht innerhalb der Regie-
rung.
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(Beifall FDP und vereinzelt SPD)

Ich kann zum Beispiel nicht nachvollziehen, dass 
man trotz einer steigenden Investitionsquote, für 
die man sich hier feiert, ausgerechnet wieder bei 
der Pflege des Landesstraßennetzes Rückschritte 
machen will.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Die mangelnde Unterhaltung der Landesstraßen 
nervt nicht nur die Autofahrer, sondern ist auch 
finanzpolitisch kontraproduktiv; man zahlt, wie wir 
wissen, am Ende doppelt und dreifach. Diese Kür-
zungen zeugen auch nicht von einem großen Ge-
spür der Koalition für die aktuelle Stimmung im 
ländlichen Raum.

(Beifall FDP und SSW)

Wenn man auf Bauerndemos spricht und sich dar-
über freut, dass das so ist – das kann man ja tun –, 
dann muss man auch sehen, dass sich der ländliche 
Raum insgesamt mit den Bauern solidarisiert und 
kein Verständnis hat, dass man Investitionsquoten 
erhöht und das abfeiert, aber hintenrum bei den 
Landesstraßen wieder streicht.

Ich verstehe auch nicht, dass CDU und Grüne an-
gesichts ihrer hochtrabenden Pläne mit Blick auf 
das Thema Industrieland ausgerechnet bei der Wirt-
schaftsförderung massiv sparen wollen. Beim The-
ma Innovation sollen nicht nur die Hochschulen 
und Werften bluten, sondern auch die norddeutsche 
Innovationsagentur gecancelt werden. Das ist mit 
Blick auf unsere Metropolregion, die mehr Unter-
stützung braucht, nicht nur ziemlich peinlich, son-
dern auch sehr kurzsichtig.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Auf dem Arbeitsmarkt spüren wir, wie die Demo-
grafie mittlerweile richtig durchschlägt. Das Welco-
me-Center scheint mir mit Blick auf die Ausstat-
tung und die Kompetenzen leider nur eine unaus-
gegorene PR-Nummer zu sein. Vom Wirtschafts-
minister wünschen wir uns endlich mehr eigene 
Impulse und mehr Engagement, zum Beispiel beim 
Thema Bürokratieabbau oder beim Thema Gewer-
beflächen.

Auch bei der Infrastruktur reicht es nicht aus, es 
bei Problembeschreibungen zu belassen. Ich dachte 
kürzlich, ich lese nicht richtig, als ich im Hambur-
ger Abendblatt geschrieben sah, dass der Minister 
wetten würde, dass die Hinterlandanbindung der 
Beltquerung nicht rechtzeitig kommt. Ich dachte 
bisher immer, es wäre Ihr Job, dass genau das nicht 
passiert, sondern dass sie rechtzeitig da ist. Herr 

Minister, es reicht nicht aus, im Abendblatt Wetten 
anzubieten, man muss auch selbst etwas dafür tun, 
dass das nicht so eintritt.

(Beifall FDP und SPD)
Herr Ministerpräsident, auch beim Wachstumschan-
cengesetz steht Schleswig-Holstein auf der Brem-
se, weil man zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
kein Geld ausgeben will. Dabei fordert doch auch 
die Union immer wieder völlig zu Recht mehr Ent-
lastungen für die kleinen Betriebe, weniger unnö-
tige Bürokratie, mehr Forschung und auch mehr 
Investitionen in den Klimaschutz. Gerade die ver-
besserten Abschreibungsbedingungen für den Woh-
nungsbau wären ein Segen für den Wohnungsbau in 
Schleswig-Holstein und das Baugewerbe.

(Beifall FDP, SSW und Thomas Hölck 
[SPD])

Herr Ministerpräsident, ich würde sehr darum bit-
ten, dass Schleswig-Holstein der Bundesregierung 
zumindest an dem Punkt im Bundesrat sehr schnell 
entgegenkommt. Man kann nicht immer etwas for-
dern und, wenn es dann kommt, dagegen sein; das 
passt nicht zusammen.

(Beifall FDP und Serpil Midyatli [SPD])
Im Bildungsbereich hat Schleswig-Holstein gleich 
mehrere Großbaustellen wie zum Beispiel die In-
klusion, die Integration, den Fachkräftemangel, den 
Ganztagsausbau oder auch die Digitalisierung. Al-
le Bildungsstudien bescheinigen uns deutlich ver-
schlechterte Leistungen der Schülerinnen und Schü-
ler. Das ist eine internationale Entwicklung, das ist 
eine bundesweite Entwicklung, aber mich irritiert, 
dass eine angemessene Reaktion der Landesregie-
rung auf diese Entwicklung bisher ausbleibt. Die 
Bildungspolitik der Koalition erschöpft sich vor 
allem in Prüfaufträgen und dem Erarbeiten von 
immer neuen Konzepten, die in der Regel wenig 
ändern.
Bei der Diskussion über das Startchancen-Pro-
gramm des Bundes habe ich zumindest die Ministe-
rin als ziemlich destruktiv und vor allem parteipo-
litisch motiviert wahrgenommen. Da gibt es eine 
gute Einigung zwischen Bund und Ländern, die 
jetzt auch in Schleswig-Holstein konsequent umge-
setzt werden muss. Auch das ist ein Thema für die 
Haushaltsberatungen.
Auch ich will deutlich sagen: Besondere Sorge be-
reitet uns der bisherige Umgang der Landesregie-
rung mit dem Ganztagsausbau. Der Rechtsanspruch 
soll ja bereits ab 2026 starten, aber es fehlen noch 
immer landesweite Standards, viele Schulträger und 
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Verbände sind zunehmend ratlos, denn die „großzü-
gigen“ Zusagen des Landes bei der Finanzierung 
der Investitionen und der Betriebskosten haben sich 
leider ein Stück weit als Luftnummer entpuppt.

Der geplante Deckel sorgt für massiven Frust bei 
den Kommunen, übrigens auch bei CDU-Bürger-
meistern. Einige gehörten bis vor Kurzem Ihrer 
Fraktion an. Die haben jetzt Projekte gecancelt. 
Hier gibt es aus meiner Sicht erheblichen und sehr 
kurzfristigen Korrekturbedarf, damit es schlussend-
lich vorangeht.

(Beifall FDP und Serpil Midyatli [SPD])

Ich verstehe ehrlich gesagt immer noch nicht, war-
um es keine Einigung zwischen Bildungsministeri-
um und Sozialministerium gibt, was die Sprachtests 
für Viereinhalbjährige und entsprechende Förder-
maßnahmen vor der Einschulung angeht. Warum es 
noch immer keine Lösung gibt, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Ich finde das aber problematisch. Auch 
hier sollte sich die Landesregierung schleunigst 
korrigieren. Hier geht es um Chancengerechtigkeit 
und die Zukunftschancen unserer Kinder.

Das Sozialministerium ist zu einem besonderen 
Sorgenfall geworden. Es herrscht ein ziemliches 
Chaos bei der Amtsführung. Anders kann ich es 
leider nicht sagen. Der Abgang der Staatssekretärin 
wirft noch immer und zunehmend Fragen auf, nicht 
nur, was die gelöschten Chats der Ministerin an-
geht. Dass der Kollege Petersdotter das in den Me-
dien auch noch verteidigt, wundert mich zumindest 
in der Sache. Das werden wir gleich im Ausschuss 
noch weiter aufarbeiten.

Die Schulsozialverbände sind unzufrieden, die Ki-
ta-Landschaft ist stark verunsichert, und die Mi-
grationspolitik der Koalition ist wirklich problema-
tisch. Herr Günther, Sie müssen immer wieder die 
Grünen massiv unter Druck setzen, damit sie über-
haupt Ihren Beschlüssen auf der Ministerpräsiden-
tenkonferenz und den Kompromissen der Ampelko-
alition zustimmen können. Das ist eine Migrations-
politik, die nicht dazu beiträgt, dass das Vertrauen 
in der Bevölkerung wächst, was dieses wichtige 
Thema angeht.

(Beifall FDP)

Ansonsten sehen Sie uns bei der Digitalisierung 
bundesweit vorne. Ich habe vor allem gesehen, dass 
das E-Government-Gesetz – peinlich! – von Minis-
ter Schrödter zurückgezogen werden musste.

Es stellt sich weiterhin die Frage nach der Finanzie-
rung der notwendigen Krankenhausinvestitionen. 

Hier ist aus meiner Sicht Ministerin von der De-
cken stärker gefordert.

Wir haben einen Landwirtschaftsminister, für den 
ein eigenes Ministerium aufgebaut wurde. Aber, 
Herr Minister, wir wollen jetzt auch hören, was 
denn das Land eigentlich zur Entlastung der Land-
wirte macht.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Wir sehen bisher nur Diskussionen, wo Sie mit 
Minister Goldschmidt über Kreuz liegen. Wir brau-
chen für einen Redner auf Demonstrationen kein 
eigenes Ministerium. Es hätte gereicht, wenn Sie 
Bauernpräsident geblieben wären, Herr Minister.

(Beifall FDP, Thomas Losse-Müller [SPD] 
und Serpil Midyatli [SPD])

Ich will zum Abschluss etwas Positives sagen: In-
nenministerin Sütterlin-Waack, die gerade wieder 
hereinkommt, ist mit ihrer ruhigen Hand aus unse-
rer Sicht im Kabinett schon zum Lichtblick gewor-
den.

(Beifall FDP, vereinzelt CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und SPD)

– Da hat sich das Wieder-Hereinkommen schon ge-
lohnt, was? – Der soziale Wohnungsbau läuft in der 
Tat ganz gut. Das haben wir in Jamaika gemeinsam 
angepackt. Das läuft gut. Der restliche Wohnungs-
bau ist ein Problem, wie ich schon gesagt habe. 
Die Einsatzhundertschaft und die 33 Stellen habe 
ich schon angesprochen. Es gibt aber nach wie vor 
viel zu tun, zum Beispiel mit Blick auf die maro-
den Raumschießanlagen, mit Blick auf das Thema 
Drohnenabwehr, mit Blick auf Katastrophen- und 
Zivilschutz. Da gibt es viel zu tun. Die Kürzungen 
bei der Feuerwehr finden wir auch nicht so gut, 
aber es gibt auch dort positive Entwicklungen.

Abschließend will ich sagen: Es fehlt die notwen-
dige Schwerpunktsetzung. Wichtige Kernaufgaben 
und Zukunftsthemen werden leider vernachlässigt, 
während für Dinge Geld da ist, die sicherlich 
nicht so notwendig sind. Mein Eindruck ist, dass 
der Ministerpräsident die gesamte Wahlperiode mit 
Notkrediten arbeiten will, weil er weiß, dass seine 
Koalition die notwendige Haushaltskonsolidierung 
nicht aushalten würde. Es verfestigt sich der Ein-
druck, dass Sie diese große Koalition mit den Grü-
nen auch deshalb eingegangen sind, damit Sie mit 
Ihrer Zweidrittelmehrheit immer wieder neue Not-
kredite aufnehmen können.

(Beifall FDP)
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Wir freuen uns auf die weiteren Haushaltsberatun-
gen. Wir werden eine Reihe von Vorschlägen ma-
chen. Die große Konsolidierung wird aber in den 
nächsten Jahren nicht ausbleiben können, das will 
ich doch deutlich sagen. Insofern müssen Sie an 
der Stelle Ihren Job machen. Wir werden uns kon-
struktiv einbringen. Ich freue mich auf die weiteren 
Haushaltsberatungen. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall FDP, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. Ich erteile nun dem Fraktionsvorsit-
zenden des SSW, Lars Harms, das Wort. Die FDP-
Fraktion hat keine Restredezeit.

(Zurufe)

Lars Harms [SSW]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin! – Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Der zweite schwarz-grüne 
Haushaltsentwurf liegt nun vor. Das Haushaltsver-
fahren für das laufende Jahr 2024 ist angelaufen. 
Wie immer möchte ich an dieser Stelle zunächst 
einen herzlichen Dank an all diejenigen voranstel-
len, die im Rahmen dieses sehr eng getakteten Ver-
fahrens mitarbeiten, insbesondere an das stets top 
organisierte Finanzausschussbüro sowie an die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in den Ministerien, 
die jetzt mit der Beantwortung all unserer Fragen 
befasst sind. Ich finde, es ist immer wieder ein 
Wahnsinn, was da geleistet wird, auch unter den 
engsten Zeitplänen. Herzlichen Dank an alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter, die uns dabei helfen.

(Vereinzelter Beifall – Serpil Midyatli [SPD]: 
Und an den Finanzausschussvorsitzenden!)

Meine Damen und Herren, ich möchte natürlich 
die Gelegenheit nutzen, auch vom SSW der Finanz-
ministerin alles Gute und gute Besserung zu wün-
schen. Ich würde mich freuen, wenn sie irgendwann 
wieder bei uns ist und wir uns dann auch hier poli-
tisch mit ihr auseinandersetzen können.

(Vereinzelter Beifall)
Ich möchte zunächst auf die allgemeine Haushalts-
lage eingehen und anschließend die größeren Li-
nien und Schlagworte des Haushaltsentwurfs kom-
mentieren.
Die allgemeine Haushaltslage ist nicht nur nicht 
rosig, sondern zunehmend angespannt. Rücklagen 
zu verwalten, Sondervermögen aufzubauen und ei-
ne Haushaltsnotlage zu deklarieren, um Notkredite 

aufnehmen zu können, ist durch das inzwischen 
viel zitierte Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
von Mitte November 2023 deutlich schwieriger ge-
worden. Die Nachwirkung der verschiedenen gro-
ßen Krisen aus den letzten Jahren wirken aber im-
mer noch nach.

Hinzu kommen hier bei uns in Schleswig-Holstein 
noch die verheerende Ostseesturmflut vom vergan-
genen Spätherbst sowie unser gewaltiger Landes-
schuldenberg von inzwischen 32 Milliarden Euro. 
Nur einmal zum Auf-der-Zunge-Zergehen-Lassen: 
Das ist so ungefähr zwei Jahre das ganze Land 
Schleswig-Holstein, was wir finanzieren, zwei Jah-
re lang alle Lehrer, alle verwaltenden Menschen, al-
le Polizisten, die gesamte Justiz, sämtliche Gebäu-
de, sämtliche Straßen. Das ist unser Schuldenberg. 
Das ist schon eine Menge Geld.

Ich habe versucht, Parallelen zur damaligen HSH-
Nordbank-Situation zu ziehen, aber selbst dieses 
finanzielle Desaster kommt nicht an die Herausfor-
derungen heran, vor denen wir jetzt und in naher 
Zukunft ganz konkret stehen. Das soll schon etwas 
heißen.

Dabei lässt sich insgesamt dennoch feststellen, dass 
dieser Haushalt 2024 noch einmal ein Haushalt zum 
Luftholen wird. Ja, die Lage ist ernst, aber mit 
einigen Kniffen sind allzu dramatische Kahlschlä-
ge vorerst abgewendet worden. Rücklagen konn-
ten aufgelöst werden, Investitionen konnten zeitlich 
gestreckt werden, im Rahmen der Schuldenbrem-
se konnten dennoch neue Schulden aufgenommen 
werden, und durch einen entsprechenden Beschluss, 
der eine andauernde finanzielle Notlage in diesem 
Jahr für das Land feststellt, konnten sogar neue 
Notkreditmittel mobilisiert werden.

Durch diese Kniffe mussten nur – nur in Anfüh-
rungszeichen – 100 Millionen Euro quer durch alle 
Häuser tatsächlich eingespart werden – eine mach-
bare Summe für unseren Landeshaushalt, allerdings 
kommt es dann natürlich umso mehr darauf an, 
wo konkret gespart wird. Daran lassen sich dann 
auch die Prioritäten erkennen. Daran muss sich die-
se Prioritätensetzung natürlich dann auch messen 
lassen.

Auch wir haben uns die dargelegten Zahlen und 
Optionen, damit umzugehen, angeschaut. Unsere 
Einschätzung lautet: Wir müssen uns auf das Brot-
und-Butter-Geschäft konzentrieren. Wir müssen an-
erkennen, dass der Erhalt der staatlichen und gesell-
schaftlichen Infrastruktur ein Wert an sich ist, auf 
den sich die Menschen verlassen können müssen 
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und auch wollen. Auch das wäre im Übrigen ein 
Beitrag gegen die Bildung von Radikalismus.
Die tatsächlichen Spielräume für eigene politische 
Gestaltungsideen vor allen Dingen größerer Art 
werden Jahr für Jahr enger. Das liegt natürlich auch 
daran, dass allein die Verpflichtungen aus einigen 
der größten Posten des Haushalts jedes Jahr auto-
matisch weiter steigen, ohne dass wir darauf nen-
nenswerten Einfluss haben. Zum einen geht es na-
türlich um die Personalkosten inklusive Pensions-
zahlungen. Diese machen inzwischen fast schon 
ein Drittel unseres jährlichen Landeshaushalts aus. 
Das sind Verpflichtungen aus vergangenen Jahren 
und Jahrzehnten, die uns nun einholen und die wir 
zu leisten haben. Die Menschen sollen ihr Geld 
erhalten, keine Frage. Für die Haushaltsaufstellung 
bedeutet dies jedoch, dass ein gutes Drittel schon 
einmal weg ist.
Der zweite große und absolut notwendige Pos-
ten betrifft Investitionen, insbesondere den Sanie-
rungs- und Investitionsstau in unserer Infrastruktur, 
unseren Landesstraßen, Radwegen, landeseigenen 
Häfen und Gebäuden, die Digitalisierung – die 
ganz grundlegende Infrastruktur, damit der Staat 
funktioniert. Hier spreche ich noch nicht einmal 
von weitergehenden Klimaschutzmaßnahmen oder 
Maßnahmen zur energiepolitischen Transformation. 
Nein, wir haben nach wie vor genug damit zu 
tun, unsere vorhandene Infrastruktur zu erhalten, 
sodass wir für große neue Projekte auch in naher 
Zukunft keine eigenen regulären finanziellen Mittel 
des Landes haben werden. Hier wäre vornehmlich 
der Bund gefragt, der auch die politischen Rahmen-
bedingungen setzt; es sei denn natürlich, man ist 
gewillt, massiv neue Schulden aufzunehmen.
Diese politische Auffassung kann man vertreten, 
aber dann wird es schwierig bis unmöglich, gleich-
zeitig die grundlegende Daseinsvorsorge zu ge-
währleisten. Die Fragen nach Schuldenlast inklu-
sive Zinsen, Generationengerechtigkeit und Verfas-
sungsmäßigkeit kommen hinzu.
Wir haben bereits jetzt eine erdrückende Schulden-
last, die nicht besser wird – im Gegenteil: Wir kom-
men aus einer Niedrigzinsphase, und der erst kürz-
lich im Finanzausschuss vorgetragene Bericht zur 
Zinsentwicklung hat deutlich gemacht, dass wir uns 
auf höhere Zinsen und teurere Kredite einstellen 
müssen. Schon mit diesem Haushalt 2024 werden 
die Zinsausgaben um rund 150 Millionen Euro teu-
rer. Gleichzeitig kennen einige von uns hier auch 
noch schlechtere Zeiten. Wer angesichts eines sol-
chen Ausblicks nun neue sehr hohe Schulden auf-
nehmen möchte, muss sich bewusst machen, dass 

er den politischen Spielraum für künftige Genera-
tionen damit unheimlich eng macht.

(Beifall Christian Dirschauer [SSW], Tobias 
Koch [CDU] und Ole-Christopher Plambeck 
[CDU])

Dennoch ist die Aufnahme von Krediten ja weiter-
hin möglich, wenn auch seit Mitte November letz-
ten Jahres mit deutlich enger gefassten Vorausset-
zungen und Bestimmungen.

Damit wären wir bei der finanziellen Notlage 
Schleswig-Holsteins. Als Begründung für den kurz-
fristigen Landtagsbeschluss Ende letzten Jahres 
wurde die Kombination aus den Coronanachwir-
kungen, den unabsehbaren Ukraineentwicklungen 
sowie den Sturmflutfolgen formuliert. Dies ermög-
licht der Landesregierung die Aufnahme neuer Not-
kreditgelder für 2024. Dies ist aus unserer Sicht 
nicht nur vertretbar, sondern zumindest in Teilen 
sogar notwendig. Schließlich muss irgendwie zeit-
nah kompensiert werden, dass uns der Bund hier 
ziemlich im Regen stehen lässt.

Nach langem Hinhalten wurden nun angesichts der 
Jahrhundertsturmflut rund 50 Millionen Euro aus 
GAK-Mitteln zugesagt. Diese sind allerdings mit 
Mecklenburg-Vorpommern zu teilen, und die Ver-
ausgabung kann eigentlich nur für Neubau- oder 
Verstärkungsmaßnahmen erfolgen. Was wir hier 
aber auch brauchen, sind mehrere 100 Millionen 
Euro für einen nachhaltig klimafesten Wiederauf-
bau an der Ostseeküste. Denn nur mit landeseige-
nen Mitteln ist das nicht zu stemmen.

(Beifall SSW und Tobias Koch [CDU])

Hier braucht es die Solidarität der Bundesregierung, 
deren politische Vertreter bislang aber ziemlich ver-
sagt haben. Nachdem die Schäden halbwegs bezif-
fert waren, stand ziemlich schnell die Summe von 
circa 100 Millionen Euro als Forderung an den 
Bund im Raum. Wir erwarten nach wie vor, gera-
de auch von Regierungs- und Koalitionsmitgliedern 
aus Schleswig-Holstein, dass diese sich weiterhin 
für einen angemessenen Beitrag des Bundes zum 
Wiederaufbau nach dieser Naturkatastrophe für un-
ser Bundesland starkmachen.

Kommen wir zurück zur konkreten finanziellen 
Notlage Schleswig-Holsteins. Wir alle haben uns 
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts inzwi-
schen mehrfach zu Gemüte geführt, es interpretiert 
und diskutiert. Die Voraussetzungen, unter denen 
eine entsprechende Notlage ausgerufen kann und 
Notkredite begründet werden können, sind in der 
Tat sehr eng gefasst. Gleichzeitig ist aus den Gut-
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achten des Wissenschaftlichen Dienstes dazu her-
auszulesen, dass die politischen Akteure bei einer 
festgestellten Notlage durchaus Spielräume haben, 
wie sie Notkreditgelder mit dem Ziel der Abmilde-
rung beziehungsweise Auflösung ebendieser Notla-
ge einsetzen können.

So haben wir vom SSW uns beispielsweise zu-
nächst gegen die Verwendung von Notkreditgeldern 
für die Subventionierung der Northvolt-Ansiedlung 
ausgesprochen, eben weil wir uns nicht sicher wa-
ren, ob dies rechtskonform überhaupt möglich ist. 
Das entsprechend erbetene Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes positioniert sich hierzu vor-
sichtig und abwägend, bezeichnet die so geplante 
Subventionierung für Northvolt im Ergebnis jedoch 
als – ich zitiere – „grundsätzlich möglich“. Inso-
fern fühlen wir uns darin bestätigt, dass wir erst 
einmal eine Experteneinschätzung abgewartet und 
nicht sofort den Klageweg beschritten haben. Der 
rechtliche Spielraum ist also wohl groß genug. Vor 
diesem Hintergrund können wir der Bereitstellung 
dieser Gelder für Northvolt nun auch zustimmen.

Noch eine Bemerkung zur Notlage in diesem Jahr: 
Wir haben ja nun definiert und beschlossen, dass 
eine Notlage auch aus einer Kombination von Not-
lagen und Notlagennachwirkungen bestehen kann. 
Diese gilt für dieses Haushaltsjahr 2024. Die Her-
ausforderung wird aber, am Ende des Jahres zu 
schauen, ob und inwieweit diese Notlage auch im 
nächsten Jahr noch Bestand haben wird und wie die 
Notkreditgelder entsprechend begründet und einge-
setzt werden dürfen. Das müssen wir uns dann 
rechtzeitig anschauen und rechtssicher klären, denn 
es wird von Jahr zu Jahr nicht leichter, diese Notla-
ge noch begründen zu können. Das bedeutet, dass 
es auch von Jahr zu Jahr enger wird, ob wir diese 
Mittel noch kriegen können, und damit die entspre-
chenden Schwierigkeiten, die wir mit dem Haushalt 
in den nächsten Jahren noch bekommen werden.

Schauen wir uns nun die konkreten Bereiche und 
Themen einmal genauer an, bei denen die Lan-
desregierung Einsparungen vornehmen möchte. In 
der Presse haben Ministerpräsident Günther und Fi-
nanzministerin Heinold verkündet, dass die beiden 
Posten Bildung und Soziales nur mit behutsamen 
Einsparungen belegt würden. Das kann man nun 
so oder so sehen. Prominent benannte Kürzungsbei-
spiele sind hier unter anderem die Vergrößerung der 
DaZ-Klassen und die Absenkung der Unterrichts-
versorgung trotz der Ausschreibung weiterer Leh-
rerstellen. Wir müssen in den Haushaltsberatungen 
tatsächlich schauen, ob wir hier nicht doch noch 
Abhilfe schaffen und Gelder umschichten können.

Meine Damen und Herren, ich glaube, uns alle eint: 
Bei den Jüngsten zu sparen, fiele uns auf lange 
Sicht auf die Füße. Das müssen wir bei solchen 
Fragen immer mit bedenken.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Die Kita-Beiträge bleiben ein hoch emotionaler 
Punkt. Seit Jahren debattieren wir zu diesem The-
ma. Die Kommunen warten auf Gelder, um den 
Ausbau endlich umsetzen zu können. Eltern mit 
Durchschnittsverdienst stehen sowieso schon seit 
Langem an der Grenze des finanziell Möglichen. 
Hier müssen praktikable Lösungen her, Haushalts-
not hin oder her; da bleibt einfach nichts anderes 
übrig. Wenn wir Kita-Ausbau wollen, müssen wir 
dieses Geld in die Hand nehmen, auch wenn wir 
finanzpolitisch vielleicht nur beschränkt handeln 
können. Dann müssen wir diese Prioritäten eben 
setzen.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)
Weitere besonders sensible Bereiche stellen für den 
SSW traditionell die Minderheiten-, Kultur- und 
Sportförderungen sowie der große Komplex Sozia-
les dar. Als Kernbereiche der Landespolitik sind 
diese immer mit größter Sorgfalt zu behandeln.
Dass der Bereich der Minderheitenpolitik – immer-
hin ein herausragendes Spezifikum Schleswig-Hol-
steins – nicht unter die Räder kommen darf, sollte 
sich von selbst verstehen. Gerade in den vergan-
genen Jahren haben wir hier wahrlich bedeutende 
Fortschritte gemacht, auf die wir gemeinsam als 
Parlament sehr stolz sein können. An diese wollen 
wir anknüpfen, nicht nur wegen des kulturellen Er-
bes unseres Bundeslandes. Angesichts der aktuellen 
Zeiten, in denen leider wieder vermehrt Kriege und 
identitätspolitische Konflikte ausgetragen werden, 
ist es umso bedeutsamer, dass es mit Schleswig-
Holstein dennoch ein leuchtendes Beispiel für eine 
Region gibt, in der Mehrheitsgesellschaft und Min-
derheiten friedlich zusammenleben und Politik ge-
meinsam gestalten können. Diesen Vorbildcharakter 
sollten wir uns bewahren. Daher ist es sehr beruhi-
gend, dass in puncto Minderheitenpolitik eben nicht 
der fette Rotstift angesetzt wurde.
Andere Bereiche sind zwar auch um den Rotstift 
herumgekommen. Ohne Erhöhungen, wie eigent-
lich zugesagt, fühlen sich gleichbleibende Förder-
ansätze in diesen Zeiten jedoch quasi wie eine 
Kürzung an. Als Beispiel möchte ich hier das Lan-
desblindengeld nennen. Hierzu werden wir in den 
Haushaltsberatungen noch einmal den konstrukti-
ven Austausch suchen.
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Zu den Bereichen Kultur und Sport halte ich allge-
mein fest, dass wir es hier mit großen, gewachsenen 
Strukturen zu tun haben, ohne die im Land nur 
noch wenig stattfände. Wir alle – es ist ja noch 
nicht so lange her – erinnern uns an die Corona-
kampagne „Ohne Kunst wird‘s still“. Hier müssen 
also alle Titel sorgsam geprüft werden, ob man dort 
wirklich Kürzungen vornehmen kann oder nicht 
vielleicht doch mal guckt, ob man hier und da 
in Nuancen Förderungen wieder hochsetzen kann, 
weil Kultur einen ganz wichtigen Wert für unser 
Land Schleswig-Holstein hat.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SPD)

Zudem ist es ausgesprochen schade, dass das di-
gitale Haus der Landesgeschichte als Projekt nun 
vorerst verschoben werden muss. Wir hoffen, dass 
trotz der Einsparungen dennoch zumindest vorbe-
reitende Arbeiten geleistet werden können.
Hinter dem Sport – auch das sage ich immer wieder 
gern – steht die landesweit größte ehrenamtliche 
Bewegung. Diese Strukturen wegbrechen zu lassen, 
wäre fahrlässig. Wenn sich Ehrenamtler dann dau-
erhaft von ihrem Ehrenamt abwendeten, dürften wir 
uns nicht wundern, zumal wir alle gemeinsam den 
Sportentwicklungsplan für das „Sportland Schles-
wig-Holstein“ beschlossen haben, der natürlich nun 
auch mit entsprechenden Geldern nachhaltig hinter-
legt werden muss. Das erwartet man dort von uns. 
Das sind eine Million Menschen, die Sport treiben, 
die dieses Ehrenamt tragen. Wir haben mit ihnen 
gemeinsam in einem gemeinsamen Prozess dieses 
Sportland entwickelt, das haben wir jetzt auf dem 
Papier. Nun können die Menschen in ganz Schles-
wig-Holstein, die Sport treiben, auch mit Recht 
erwarten, dass nach und nach all diese Projekte 
entsprechend umgesetzt werden.

(Beifall SSW)
Einen weiteren großen Bereich, den ich eingangs 
als für uns wichtig genannt habe, stellt unsere Infra-
struktur dar. Fakt ist: Wo wir Schienen, Straßen und 
Radwege haben, da sind diese zu einem besorgnis-
erregenden Anteil kaputt, teilweise sogar stärker, 
als wir es eh schon vermutet hatten.
Die Landesregierung will nun gerade hier 12 Mil-
lionen Euro einsparen. Das ist aus unserer Sicht das 
falsche Signal. Dies ist genau das Brot-und-Butter-
Geschäft, das ich eingangs erwähnte. Wir müssen 
unsere grundlegende Infrastruktur, die schon da ist, 
nachhaltig erhalten, systematisch sanieren und si-
cherstellen, dass die Menschen diese nutzen können 
– nicht nur, weil wir unser landeseigenes Betongold 

selbstverständlich instand halten wollen, sondern 
auch und gerade vor dem Hintergrund, dass nicht 
wenige Menschen inzwischen infrage zu stellen be-
ginnen, ob der Staat diese grundlegende Daseins-
vorsorge und Infrastruktur bereitstellen kann und ob 
es den Staat daher in dieser Form überhaupt noch 
geben sollte.
Darüber wird diskutiert. Das bekommen wir alle 
mit. Solche Diskussionen müssen uns alle mit Sor-
ge erfüllen. Es ist also wichtig und notwendig, 
dass wir gerade in diesen Kernbereichen wieder 
Vertrauen und Sicherheit schaffen. Andernfalls wer-
den sich die Menschen anderen politischen Bewe-
gungen zuwenden, die versprechen, ihre Unzufrie-
denheit zu lösen. Aber dieser Preis wird dann un-
gemein höher für unsere Gesellschaft und unsere 
Demokratie als 12 Millionen Euro für unsere Lan-
desstraßen, um nur ein Beispiel zu nennen.

(Beifall SSW und SPD)
Apropos Infrastruktur: Hierzu zählen wir natürlich 
auch unsere Häfen. Prominent in der Beratung be-
findet sich ja zurzeit das Gesetz zur grün-blauen In-
frastruktur, sprich die künftige Verwendung der so-
genannten Schlickgelder. Hierzu haben wir gemein-
sam mit der FDP-Fraktion einen Änderungsantrag 
eingereicht, auf dass die Gelder sowohl für ökolo-
gische als auch für wirtschaftliche Maßnahmen in 
Häfen gleichberechtigt einsetzbar sein sollen. Der 
Sanierungs- und Investitionsstau in unseren Häfen 
ist schon jetzt zu groß. Die Bedarfe liegen deutlich 
über den im Haushalt eingeplanten Mitteln, Unser 
Änderungsantrag bietet zumindest eine pragmati-
sche Ergänzungsoption zu den benötigten Finanz-
mitteln. Wir haben nicht genug im Landeshaushalt. 
Es ist nicht zu erwarten, dass mehr Geld für die 
Häfen zur Verfügung stehen wird.
Gleichzeitig haben wir in einem anderen Pott zwei-
stellige Millioneneinnahmen und wollen das nicht 
für unsere Häfen nutzen. Das sind Gelder, die 
aus der Ausbaggerung eines Hafens an der Elbe 
kommen. Ich finde es nur logisch, unsere eige-
nen schleswig-holsteinischen Häfen, sowohl unsere 
Landeshäfen als auch unsere kommunalen Häfen, 
zu unterstützen. Das Geld ist da, meine Damen und 
Herren.

(Beifall SSW und FDP)
Bei den Stichworten Infrastruktur und Investitionen 
denken wir natürlich auch immer an unser Sonder-
vermögen IMPULS. Aktuell sind noch gut 1 Milli-
arde Euro drin, die größtenteils für bestimmte Maß-
nahmen verplant sind. Gegebenenfalls könnten wir 
alle uns noch einmal zusammensetzen und schau-
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en, ob wir hier nicht vielleicht doch pragmatische 
und sinnvolle Umbuchungen und Umplanungen 
vornehmen können. Da könnten eventuell dringend 
benötigte Gelder frei werden. Wir haben dieses Pro-
gramm seinerzeit in der Küstenkoalition gemein-
sam auf die Beine gestellt und unter den folgenden 
Koalitionen weitergeführt. Bei Änderungen waren 
wir uns eigentlich immer einig. Ich finde, wir soll-
ten das gemeinsame Gespräch nutzen zu sehen, was 
uns gemeinsam besonders viel wert ist und ob wir 
dort Mittel umschichten müssen. Von unserer Seite 
zumindest wäre Bereitschaft dafür da.
Es wird auf absehbare Zeit Ausgaben geben, die 
wir weder bedeutend steuern noch abwenden kön-
nen. Große Posten machen hier die Sozialhilfe so-
wie die Migrationsausgaben aus. Der Bund oder gar 
die EU übernehmen hier leider keine große finanzi-
elle Verantwortung. Fakt ist aber, dass wir davon 
ausgehen müssen, dass auch weiterhin Menschen 
hier ankommen werden, die nach Maßgabe unse-
rer Gesetze untergebracht, versorgt, in Arbeit bezie-
hungsweise Schule gebracht und integriert werden 
müssen. Diese Leistungen und Ausgaben, die schon 
jetzt mehrere hundert Millionen Euro pro Jahr aus-
machen, müssen wir aufwenden, solange die Lage 
so ist, wie sie nun einmal ist. Hier hilft uns nie-
mand, und wir müssen die Gelder entsprechend ein-
planen.
Manch einer mag nun vielleicht wieder an die 
Idee zur Reformierung der Schuldenbremse den-
ken. Als SSW haben wir immer gesagt, dass wir 
an der Schuldenbremse als verfassungsrechtliche 
Regelung an sich festhalten wollen, für eine durch-
dachte Reformierung aber grundsätzlich offen sind. 
Deswegen können wir uns vorstellen, dass wir 
die Schuldenbremsenregelung des Bundes überneh-
men. Der Bund darf bis zu 0,35 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts als Kredit aufnehmen. Das wäre 
umgerechnet auf das Land Schleswig-Holstein ein 
Betrag von rund 395 Millionen Euro. Wir als SSW 
würden eine solche Kreditaufnahme an eine feste 
Investitionsquote im Haushalt binden, sodass wir 
Sicherheit haben, dass unsere Infrastruktur nach 
und nach saniert wird, ohne den Landeshaushalt 
über Gebühr zu belasten. Wir glauben, dass das 
eine moderate Lösung wäre und uns helfen würde, 
sodass wir nicht immer wieder krampfhaft gucken 
müssten, ob es irgendwo eine Notlage gibt, die wir 
irgendwie begründen können, um noch ein paar Ta-
ler als Notkredit aufnehmen zu können. Wenn wir 
die gleiche Regelung wie auf Bundesebene hätten 
– diese Forderung ist nicht unverschämt –, wäre 
diesem Land schon gut geholfen, und wir hätten die 
Sicherheit, dass die Kreditaufnahmen maximal nur 

moderat steigen. Man muss ja auch keine Kredite 
aufnehmen, wenn man sie nicht braucht.

(Beifall SSW)
Meine Damen und Herren, wichtig ist und bleibt, 
dass wir Nachhaltigkeit weiterhin als Dreieck aus 
ökologischer, wirtschaftlicher und sozialer Nach-
haltigkeit begreifen und danach handeln. Nur so 
können wir den Herausforderungen unserer Zeit so-
wie der Zukunft einigermaßen gut gewappnet ent-
gegentreten.
Wir warten nun die Antworten der Landesregierung 
auf unsere Fragen zum Haushaltsentwurf, die inten-
siven Beratungen der Einzelpläne sowie die Nach-
schiebeliste ab. Wir freuen uns darauf, dann unsere 
eigenen Haushaltsanträge einzubringen. Erst dann 
kommen sie nämlich, wie wir das seit Beginn der 
Haushaltsberatungen machen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Schon immer!)
Meine Damen und Herren, das kennen Sie vom 
SSW: Der SSW wird sich pragmatisch und kon-
struktiv in die Beratungen einbringen. Natürlich 
werden wir Kritik äußern. Wir werden aber auch 
das loben, was gut läuft. Ich hoffe, dass wir eine 
gute und vernünftige Beratung hinkriegen. Ich fin-
de es immer wieder schön, dass wir trotz aller 
Unterschiede, die wir haben, als Demokratinnen 
und Demokraten demokratisch miteinander streiten. 
Das zeigt den Menschen draußen, dass Demokra-
tie funktioniert. Das ist auch eine gute Schlussfol-
gerung für den Beginn von Haushaltsberatungen, 
die wir vor uns haben. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für die SSW-Fraktion verbleibt eine Restredezeit 
von 25 Sekunden.

(Zurufe: Oh!)
Für die CDU-Fraktion erteile ich nun Ole Plambeck 
für die Restredezeit von 4 Minuten und 25 Sekun-
den das Wort.

Ole-Christopher Plambeck [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Debatte hat gezeigt, wie heraus-
fordernd die jetzigen Zeiten für den Haushalt sind, 
dass sie vielfältig und groß sind. Es sind noch die 
Nachwirkungen der Coronapandemie, denen wir 
ausgesetzt sind, es sind die Folgen des russischen 
Angriffskriegs auf die Ukraine, die Jahrhundert-
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sturmflut an der Ostsee, aber auch der Rückgang 
der Wirtschaftsleistung und der Fachkräftemangel.
Es gab den einen oder anderen Vorschlag. Ein Vor-
schlag kann gerade nicht sein, Steuern zu erhöhen 
oder eine Steuer wiedereinzuführen. Das betrifft 
insbesondere die Vermögensteuer, wie vorhin vor-
geschlagen wurde. Frau Midyatli, ich habe mir Ih-
ren Vorschlag angeschaut. Die SPD hat vor, Grund-
vermögen, Finanzvermögen und Betriebsvermögen 
mit der Vermögensteuer zu belasten. Man würde 
zunächst einmal sagen, ein Prozent hört sich gar 
nicht so viel an. Es soll erst ab Vermögen in Höhe 
von 5 Millionen Euro greifen. Schaue ich mir die 
Struktur in Schleswig-Holstein an, stelle ich fest, 
wie viele mittelständische Betriebe mit zehn, 20, 30 
Mitarbeitern davon betroffen wären,

(Beifall CDU und FDP)
die vielleicht als Altersvorsorge ein Haus zur Ver-
mietung haben. Würde man bei einem Gewinn, der 
bei 50.000 Euro oder 100.000 Euro liegt, jedes Jahr 
50.000 Euro abführen müssen, ist das definitiv kei-
ne gute Idee.

(Serpil Midyatli [SPD]: Dann braucht man 
gar nichts zu versteuern!)

Spricht man von der Realität, stellt man fest: Es 
gibt viele, die Angst davor haben. Man wird auf die 
Vermögensabgabe oder Vermögensteuer angespro-
chen. Gerade in diesen Zeiten sollte man aufpassen, 
welche Vorschläge man macht. Das haben auch die 
Bauernproteste gezeigt. Im Moment sind wir in ei-
ner Phase, in der das schwierig ist, in der wir alles 
dafür tun müssen, die Gesellschaft zusammenzuhal-
ten.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage 
der Abgeordneten Serpil Midyatli zu?

Ole-Christopher Plambeck [CDU]: 
Ja.

Serpil Midyatli [SPD]: Vielen herzlichen 
Dank. – Danke, Herr Kollege Plambeck, dass 
Sie zumindest eine Reaktion zeigen. Sie ha-
ben gesagt, Sie hätten sich das Konzept ge-
nauer angeschaut. Wir reden nicht von Unter-
nehmen, von Familienbetrieben, die 50.000 
bis 100.000 Euro Umsatz oder Gewinn ma-
chen. Wir reden ab 5 Millionen Euro Vermö-

gen, das sich angehäuft hat. Wir reden von 
200.000 Deutschen, die Gewinne einfahren. 
Ich habe gerade gesagt, trotz Krisen, trotz 
Pandemie haben sie ihren Gewinn teilweise 
verdreifacht oder vervierfacht. Über die re-
den wir. Das ist eine ganz kleine Gruppe von 
Menschen.

Das sind nicht unsere Unternehmer, unsere 
Handwerker, unsere Landwirte, die gerade 
auf den Straßen sind. Das ist eine ganz kleine 
Gruppe, die gerade wirklich wahnsinnig viel 
Geld zur Verfügung hat. Um genau die geht 
es mir ganz persönlich.

(Beifall SPD und SSW)

– Man konnte das auf der Homepage der Bun-
des-SPD nachlesen. Dort ist explizit Grundvermö-
gen, Finanzvermögen, Betriebsvermögen genannt, 
und zwar auch in Anlehnung an das Erbschaftsteu-
er- und Schenkungsteuerrecht, was hochkompliziert 
ist. Es belastet definitiv den Mittelstand. Vor al-
lem bringt es noch einmal zusätzliche Bürokratie 
sowohl bei den Erklärenden als eben auch in der Fi-
nanzverwaltung. Wir müssten eigentlich ein weite-
res Finanzamt schaffen, um das abzuarbeiten. Des-
wegen sage ich politisch ganz klar, dass das keine 
gute Idee ist.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie noch eine weitere 
Frage zu?

(Kopfnicken Ole-Christopher Plambeck 
[CDU])

Serpil Midyatli [SPD]: Sie haben Einfluss 
bei sich, ich habe Einfluss bei uns, da wür-
de ich sagen: Das Betriebsvermögen nehmen 
wir raus. Das ist doch ein Deal. Dann ma-
chen wir einen gemeinsamen Vorschlag. Ich 
wäre dabei.

(Heiterkeit)

Ole-Christopher Plambeck [CDU]: 
Nein, ich definitiv nicht. Sei es auch Privatvermö-
gen, etwa ein Familienhaus, das vermietet wird, das 
aus zu versteuerndem Geld erbaut und erarbeitet 
wurde. Nein, die Vermögensteuer ist definitiv der 
falsche Weg.

(Beifall CDU)
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Wir müssen natürlich auch unseren Haushalt dahin 
gehend anpassen, dass wir die Einnahmen im Blick 
haben, denn die Einnahmen sind bei 16 Milliarden 
Euro, die Ausgaben sind bei 16,9 Milliarden Euro. 
886,9 Millionen Euro Differenz. Das wurde vorhin 
schon gesagt. Die wird durch Rücklagenentnahme 
von 111 Millionen Euro und Kreditaufnahme von 
775 Millionen Euro gedeckt, wobei der Notkredit 
644 Millionen Euro beträgt. Dabei sage ich aber 
auch deutlich, dass das Bundesverfassungsgerichts-
urteil vom 15. November 2023 hier sehr wohl und 
ziemlich klar mit einfließt. Denn es geht um eine 
genaue Begründung der Notlage. Es geht um die 
Jährigkeit und Jährlichkeit. Die Landesregierung 
hat zum 31. Dezember 2023 im Haushalt die Rück-
lagen, die Notkreditbezug haben, auf null runter-
gesetzt. Jetzt werden sie neu veranschlagt für den 
Haushalt 2024. Das heißt Jährigkeit wird angewen-
det. Schleswig-Holstein handelt hier ganz klar und 
verfassungskonform.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dabei sind wichtige Investitionen in Digitalisie-
rung, in Cybersicherheit und auch noch Mittel im 
Zusammenhang mit Corona berücksichtigt, etwa 
Investitionen in Krankenhäuser, Zahlungen an die 
Jugendhilfe, Entschädigungszahlungen insbesonde-
re bei Entseuchungsmaßnahmen oder Berufsverbo-
ten.
Der Krieg zeigt, dass wir bei der Bewältigung 
der Fluchtbewegung große Aufgaben haben, etwa 
bei den Unterkünften auf kommunaler Ebene oder 
bei der Begleitung minderjähriger Flüchtlinge. Die 
wollen wir entsprechend bewältigen.
Ganz wichtig ist es natürlich, die Energiesouveräni-
tät zu erreichen. Da ist Northvolt ein Glücksfall. 
Wir können froh sein; wir können stolz sein. Wir 
sind motiviert, das mit umzusetzen und zu beglei-
ten. Deshalb sind die 137 Millionen Euro auch ab-
solut richtig investiertes Geld.
Beim Thema Investitionen wurde auch schon ge-
sagt: 11,4 Prozent Investitionsquote, 1,9 Milliarden 
Euro werden in die Modernisierung unseres Landes 
investiert, in Straßen, in Schiene, in Liegenschaf-
ten, in Schulen und so weiter. Ich erinnere daran, 
dass wir bis 2017 immer eine geplante Investitions-
quote von sechs bis sieben Prozent hatten. Da ist 
erheblich etwas gemacht worden. Ich erinnere mich 
an den Wahlkampf 2017. Damals konnte man noch 
richtig Golf spielen auf den Landesstraßen. Das ist 
heute nicht mehr der Fall. Das ist auch gut so.

(Beifall CDU)

Viele Zahlen sind vorhin genannt worden. Als 
Fraktion freuen wir uns auf die Beratung, die 
vor uns liegt. Ein großer Dank gilt der Landesre-
gierung, gilt den einzelnen Ressorts, insbesondere 
auch für die Einsparungen, die erfolgt sind. Die 
sind nicht einfach, aber sie zeigen, dass über den 
gesamten Haushalt hinweg mit Maß und Mitte ge-
arbeitet wird. In diesem Sinne freue ich mich auf 
die Beratung. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Birte Pauls [SPD]: Erzähl das mal 
den Leuten!)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Für die Restredezeit von neun Minuten erteile ich 
nun dem Abgeordneten Oliver Brandt von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Oliver Brandt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsiden-
tin, beginne ich meine Rede mit einem Zitat, 
und zwar von unserer Finanzministerin Monika 
Heinold, der ich auf diesem Wege noch einmal 
herzliche Genesungswünsche übermitteln möchte. 
Sie hat anlässlich der Präsentation des Haushalts-
entwurfs am 12. Dezember 2023 gesagt, der Haus-
halt 2024 sei der schwierigste, den sie bisher auf 
den Weg gebracht habe. – Mir stehen derlei Ver-
gleiche natürlich nicht zu – schließlich ist dies 
meine erste Haushaltsrede in diesem Haus –, aber 
ich glaube, das Zitat verdeutlicht den Ernst der La-
ge. Daher möchte auch ich der Landesregierung 
zunächst für die Vorlage dieses Haushaltsentwurfs 
danken, der unter extrem schweren Rahmenbedin-
gungen entstanden ist. Der Dank geht natürlich 
auch an das Büro des Finanzausschusses.

(Vereinzelter Beifall CDU)
Wie sieht die Lage aus? – Bereits seit 2020 be-
finden sich Staat und Gesellschaft im dauerhaften 
Krisenmodus. Mit der Bewältigung der Coronapan-
demie und anschließend mit den Auswirkungen 
des fortdauernden russischen Angriffskriegs auf die 
Ukraine hat der Staat auf allen Ebenen entschlos-
sen reagiert und versucht, die allergrößten Härten 
für Wirtschaft und Bevölkerung abzupuffern. Dies 
ging nur über temporäre Steuerentlastungen sowie 
erhebliche zusätzliche Ausgaben, die über Notkre-
dite finanziert wurden.
Nun befinden wir uns in einer Situation, in der wir 
durch die kriegsbedingte Energiekrise, vorüberge-
hende Lieferkettenengpässe und damit verbundene 
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Preissteigerungen zuletzt eine sehr hohe Inflation 
erlebt haben: rund sieben Prozent im Jahr 2022 und 
rund sechs Prozent im Jahr 2023.

Dadurch steigen auch die Sachausgaben des Lan-
des, bei für den Landeshaushalt besonders relevan-
ten Bau- und Bewirtschaftungskosten sogar über-
durchschnittlich. Die Zinsentwicklung sorgt für ei-
ne zusätzliche Belastung von 150 Millionen Euro. 
Auch das ist bereits angesprochen worden. Gleich-
zeitig steigt der Mittelbedarf aufgrund von Heraus-
forderungen im Zusammenhang mit der Notlage, 
wie zum Beispiel für die Unterbringung und Inte-
gration von Geflüchteten und die in der Folge stei-
gende Zahl von Schülerinnen und Schülern.

Ein weiterer großer Kostenblock ist das Personal. 
Der Tarifabschluss vom Dezember 2023 und die 
Übertragung auf die Landesbeamtinnen und -beam-
ten schlagen im Haushalt 2024 allein mit 210 Mil-
lionen Euro zu Buche. Dieser Betrag wäre im Üb-
rigen ohne die Übertragung der Tarifvorsorge von 
2023 auf das laufende Haushaltsjahr noch deutlich 
höher ausgefallen.

Diese Mehrausgaben sind notwendig und völlig ge-
rechtfertigt. Ich begrüße, dass die Landesregierung 
bereits angekündigt hat, dass die verfassungskon-
forme Besoldung auch im Jahr 2024 sichergestellt 
wird.

(Zuruf)

Planungssicherheit ist auch ein Wert an sich. Dazu 
kam dann im Oktober 2023 eine außergewöhnlich 
schwere Sturmflut an der Ostsee, unter deren Fol-
gen die Bevölkerung immer noch leidet. Das Land 
hat hier schnell gehandelt und beteiligt sich an den 
erheblichen Kosten für den Wiederaufbau.

Parallel haben diese Krisen auch Auswirkungen auf 
die wirtschaftliche Entwicklung und somit auf die 
Steuereinnahmen. Kurz zusammengefasst: Wir wer-
den 2024 nur etwa so viel Steuern einnehmen wie 
vor zwei Jahren. Gleichzeitig hatten wir in dieser 
Zeit eine inflationsbedingte Kostensteigerung von 
rund 13 Prozent. Ich erinnere hier noch einmal 
daran: Das Land hat nur begrenzte Einflussmög-
lichkeiten, seine Einnahmesituation zu verbessern, 
denn die Steuergesetze macht der Bund. Dann kam 
im November 2023 das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, das der Aufnahme von Notkrediten 
zur Bewältigung der multiplen Krisen zukünftig 
deutlich engere Grenzen setzt.

Trotz alledem hat es die Landesregierung geschafft, 
im Haushaltsentwurf eine Lücke von 500 Millio-
nen Euro zu schließen. Das war nur durch einige 

schmerzhafte Einschnitte quer durch alle Ressorts 
sowie durch eine Reihe von Maßnahmen möglich, 
mit denen wir auf unsere Reserven zurückgreifen, 
wie bei IMPULS, dem Versorgungsfonds und bei 
mehreren Rücklagen. Weil die Folgen des Ukraine-
kriegs, von Corona und der Ostseesturmflut andau-
ern, enthält dieser Haushalt auch Mittel aus Notkre-
diten in Höhe von 643 Millionen Euro. Insgesamt 
ist es gelungen, einen Haushalt vorzulegen, der 
der Lage angemessen ist, aber dennoch politische 
Schwerpunkte setzt. Zwar wird gespart, aber mit 
Augenmaß. Ziel ist es, besondere Härten zu vermei-
den.

So gibt es bei Bildung und Kita keine Mittelkürzun-
gen, aber eine Begrenzung der steigenden Kosten 
war nicht zu vermeiden. Auch beim Landesperso-
nal werden weiter Prioritäten gesetzt. Das heißt 
Zurückhaltung beim Stellenaufwuchs, aber Fortfüh-
rung unserer politischen Schwerpunkte. Auf viele 
dieser Schwerpunkte ist bereits eingegangen wor-
den, deshalb möchte ich nur noch einmal einen 
Punkt hervorheben: Im Bereich des Umweltminis-
teriums sind 13 zusätzliche Stellen für die Ge-
nehmigung von Windkraftanlagen vorgesehen, die 
durch Gebühren der antragstellenden Unternehmen 
fremdfinanziert werden. So bleibt Schleswig-Hol-
stein die Nummer eins bei der Windkraft, ohne das 
Haushaltsdefizit zu erhöhen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
Tobias Koch [CDU])

Wichtig ist auch, dass die Investitionstätigkeit des 
Landes unverändert hoch bleibt. Das ist bereits 
mehrfach erwähnt worden. Die Investitionsquote 
liegt bei 11,4 Prozent. Natürlich hängt das auch da-
mit zusammen, dass die Investitionskosten gestie-
gen sind. Aber man muss auch entschlossen darauf 
reagieren und diese Investitionen tätigen, und das 
machen wir.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Damit trägt das Land als Auftraggeber im Übrigen 
auch zur Stabilisierung unserer Wirtschaft bei.

Schon mehrfach genannt wurde die Unterstützung 
der Ansiedlung von Northvolt, die der Westküste 
ganz neue Impulse verleihen wird. Mit diesem Pro-
jekt wird Schleswig-Holstein zukünftig nicht nur 
erneuerbare Energien exportieren, sondern nachhal-
tige Wertschöpfung im Land generieren.

Aber auch andere Schwerpunkte im Haushalt kön-
nen fortgeführt werden. Ich gehe nur auf ganz 
wenige Punkte noch einmal ein. Wir stärken den 
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Katastrophenschutz, den Bevölkerungsschutz und 
die Landesfeuerwehrschule. Die Waldschutz- und 
Waldentwicklungsstrategie wird auf den Weg ge-
bracht. Die Wasser- und Bodenverbände werden 
bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie un-
terstützt. Einige weitere Punkte hat mein Fraktions-
vorsitzender Lasse Petersdotter bereits angespro-
chen.

Angesichts dieser schwierigen Lage möchte ich au-
ßerdem positiv erwähnen, dass es an vielen Stel-
len geschafft wurde, keine Mittel zu streichen. Ins-
besondere die Einzelförderungen im Kulturbereich 
und im Bereich Minderheiten wurden komplett von 
den Kürzungen ausgenommen. Ich glaube, das ist 
ein wichtiges Signal.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW 
und vereinzelt CDU)

Insgesamt enthält der Haushalt 2024 angesichts 
der schwierigen Rahmenbedingungen eine Schwer-
punktsetzung mit Augenmaß. Zum Gesamtbild ge-
hört allerdings auch, dass die Herausforderungen 
2025 voraussichtlich noch größer werden.

Daher glaube ich, dass sich ohne eine Reform der 
Schuldenbremse oder eine Verbesserung der Ein-
nahmesituation durch Steuerreformen des Bundes 
die Haushaltslage weiter verschärfen wird. Ich teile 
nicht die Ansicht, dass Steuererhöhungen generell 
das falsche Signal sind. Die Schere zwischen Arm 
und Reich geht weiter auseinander. Hier kann man 
sicher gegensteuern. Ich erinnere nur daran, dass 
unter der Regierung Kohl, unter Schwarz-Gelb der 
Spitzensteuersatz bei über 50 Prozent lag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Ser-
pil Midyatli [SPD] und Christian Dirschauer 
[SSW])

Ich möchte auch noch einmal daran erinnern: Spar-
politik geht besonders zulasten der Schwächsten. 
Sparpolitik ist auch eine Belastung für die Wirt-
schaft, wenn dringend notwendige Maßnahmen zur 
Klimatransformation nicht umgesetzt werden kön-
nen. Und Sparpolitik verhindert wirksamen Klima-
schutz und sorgt damit zukünftig für höhere Kosten. 
Die Ostseeflut im Herbst war aus meiner Sicht nur 
der erste Vorbote zukünftiger Naturkatastrophen.

Unsere Koalition wird auch in schwierigen Zei-
ten versuchen, für Schleswig-Holstein die richtigen 
Prioritäten zu setzen. Doch wer behauptet, die fi-
nanziellen Herausforderungen seien allein durch 
Prioritätensetzung zu lösen, hat die Dimension des 
Problems aus meiner Sicht nicht erkannt. In die-
sem Jahr ist es mithilfe des Einsatzes von Notkre-

diten gelungen, einen verfassungskonformen Haus-
halt aufzustellen. Doch für die Zukunft braucht 
es auch andere Lösungen, sonst werden drastische 
Kürzungen im Landeshaushalt zukünftig nicht zu 
vermeiden sein. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen Kurzbeitrag hat sich nun 
der Abgeordnete Martin Habersaat gemeldet.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 
Herren! Wie Sie wissen, bin ich kein Mitglied des 
Finanzausschusses, aber ich schaue gelegentlich in 
die Protokolle des Finanzausschusses. Am 11. Janu-
ar 2024 berichtete die Landesregierung, dass der 
Bund den Ländern Schleswig-Holstein und Ham-
burg in Sachen Fluthilfe 50 Millionen Euro zur 
Verfügung stellt. Man kann kritisieren, dass das 
zu wenig ist, aber ich finde, man kann sich nicht 
hier hinstellen und behaupten, der Bund würde gar 
nichts beitragen, Herr Günther.

(Beifall SPD und vereinzelt FDP)

Wir haben in Schleswig-Holstein nicht nur 15.000 
Kitaplätze zu wenig, Herr Kollege Koch, sondern 
wir befinden uns in einer Situation, in der Einrich-
tungen Stück für Stück schließen. Teilweise werden 
einzelne Gruppen geschlossen, teilweise sind klei-
ne Einrichtungen kurz davor, ganz zu schließen, 
und in größerem Maße werden momentan Bauvor-
haben für weitere Plätze, die wir eigentlich drin-
gend brauchten, verschoben, weil den Trägern die 
Finanzierung nicht sicher genug scheint. Das ist 
ein großes Problem, für das Sie in Ihrem Haushalt 
keine Lösung aufzeigen.

(Beifall SPD)

Schleswig-Holstein verliert von einem Bildungs-
vergleich zum anderen an Boden. Die Lage ist dra-
matisch. Ihre Reaktion ist, DaZ-Klassen zu vergrö-
ßern und die Unterrichtsversorgung zu verschlech-
tern.

Herr Günther, ja, Sie haben auch schon einmal die 
Unterrichtsversorgung verbessert, aber das war frü-
her. Letztes Schuljahr ist die Unterrichtsversorgung 
– aus Versehen – schlechter geworden. Nächstes 
Schuljahr wird sie absichtlich und geplant schlech-
ter. Sich hier also hinzustellen und zu sagen „wir 
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verbessern die Unterrichtsversorgung“, das wäre ei-
ne Rede von vor ein paar Jahren gewesen.

(Vereinzelter Beifall SPD – Tobias Koch 
[CDU]: 100 Prozent Unterrichtsversorgung! 
– Martin Balasus [CDU]: Das ist höher als 
damals zu SPD-Zeiten!)

Zehn Prozent der Lehrkräfte in Schleswig-Holstein 
sind inzwischen keine vollständig ausgebildeten 
Lehrkräfte mehr. An Grundschulen sind 15 Pro-
zent der Lehrkräfte keine vollständig ausgebildeten 
Lehrkräfte. Wir finden Schulen, wo die Hälfte des 
Personals aus nicht ausgebildeten Lehrkräften be-
steht. Die Lage ist ernst. Der Gradmesser für Erfol-
ge der Landesregierung sollte doch sein, was Sie 
hier im Land erreichen, und nicht, welche Positio-
nen Ihre Bildungsministerin in Berlin erreicht.
Bei den Hochschulen ist es noch ein Stück schlim-
mer. Die Hochschulen sind schon immer unterfi-
nanziert in Schleswig-Holstein – über alle Legis-
laturperioden hinweg. Die Küstenkoalition hat es 
geschafft, in schwierigen Haushaltslagen eine regel-
mäßige Steigerung von 5 Millionen Euro hinzube-
kommen. Aus dieser Vereinbarung steigen Sie jetzt 
aus.
Von wegen „dieser Haushalt ist der schwerste“ – 
das erinnert mich ein bisschen an Singer-Songwri-
ter, die Jahr für Jahr ankündigen: „Das nächste Al-
bum ist mit Sicherheit das persönlichste, das ich 
jemals veröffentlicht habe.“ Ungefähr da müssen 
wir das einordnen. Aber wenn Sie den Hochschulen 
Mittel kürzen, können Sie nicht gleichzeitig mit 
dem Wissenschaftsrat-Gutachten durch das Land 
laufen und den Leuten versprechen, was Sie alles 
für Schwerpunkte planen. Ein paar Schwerpunkte 
brauchten wir dringend – Innovationsagentur und 
andere sind bereits angesprochen. Meine Damen 
und Herren, momentan lösen Sie die Probleme 
nicht!

(Beifall SPD und Christian Dirschauer 
[SSW])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Vielen Dank. – Für einen weiteren Kurzbeitrag hat 
sich die Abgeordnete Birte Pauls gemeldet.

Birte Pauls [SPD]: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich stehe hier als Sozialpolitikerin, und mich 
erschüttert diese Situation ein bisschen. Ich möchte 
dazu gern noch etwas sagen. Der Kollege Habersaat 
hat es gesagt: Sie brüsten sich damit, dass Sie viel, 

viel mehr Geld in das Kita-System gegeben hätten. 
– Ja, aber das ist ja Ihr eigenes Gesetzt. Was denn 
sonst? Das sind Ihre Versprechen. Aber das reicht 
hinten und vorne nicht aus. Wir haben zu wenig 
Kita-Plätze, der Ausbau wird gebremst, und es ist 
durch Ihr Handeln eine Unzuverlässigkeit für die 
Eltern organisiert worden. Das ist nicht richtig. Den 
Ganztag haben Sie komplett außer Acht gelassen: 
2026 lassen Sie die Kommunen allein.

Die Jugend: Dazu haben wir gerade in der letzten 
Woche im Coronasymposium noch einmal gehört 
– keine neuen Erkenntnisse, sondern noch einmal 
gehört –, wie die Jugend unter Corona gelitten 
hat. Und was macht diese Landesregierung? Das 
nette Klassentreffen letzte Woche war gut, aber 
welche Konsequenzen ziehen Sie denn daraus? – 
Null, nichts, gar nichts! Keine Konsequenzen aus 
dem, was wir zu den Kindern und Jugendlichen von 
den Expertinnen und Experten, aber auch von den 
Expertinnen und Experten in eigener Sache gehört 
haben.

(Martin Balasus [CDU]: Sie fordern da was, 
während der Bund das streicht!)

Da gibt es keine zusätzlichen Gelder, um Kinder- 
und Jugendarbeit zu stärken. Das ist aber genau 
das, was jetzt notwendig wäre – im Bereich Freizeit 
und Bereich Schule die Arbeit für sie zu stärken, 
damit sie das aufholen können, was ihnen entgan-
gen ist, und auch den psychischen Belastungen, 
die entstanden sind, etwas entgegenzusetzen. Es ist 
wichtig, dem etwas entgegenzustellen. Alles das 
ignoriert diese Landesregierung mit diesem Haus-
halt. Das ist fatal, weil die Kinder und Jugendlichen 
unser Morgen sind.

(Beifall SPD)

Das Gleiche gilt für die Familien. Wir alle erin-
nern uns doch, wir alle haben doch Krokodilsträ-
nen geweint: Familien, zwei Erwachsene mit zwei 
Kindern in einer Dreizimmerwohnung, Homeoffice, 
geschlossene Schulen.

Diese Megabelastung für Familien mit gestiegener 
Gewalt und gestiegenen Suchtproblemen und allen 
Problemen, die Kinder und Jugendliche in der Fol-
ge erfahren mussten! Und welche Konsequenzen? 
Keine, gar keine. Es gibt eine Überrollung und 
damit an dieser Stelle weniger Angebote, reduzier-
te Angebote, weil die Trägerinnen und Träger die-
ser Maßnahmen quasi nicht weiterwissen, weil sie 
nicht genügend Geld haben.

Noch ein Thema sind die Themen Alter und Ein-
samkeit. Was setzen Sie dem entgegen? Auch da-
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von haben wir nach den Coronazeiten gehört und 
Folgen erlebt. Es wurde in der letzten Woche wie-
derholt. Was setzen Sie diesen Problemen entge-
gen? Nichts, keine Maßnahmen, keine Perspekti-
ven, keine Sozialarbeit, nichts Aufsuchendes, keine 
Stärkung in diesem ganzen Bereich.
Zur Inklusion: Das ist das schlechteste Angebot an 
Gebärdendolmetscher. Die LAG der Wohlfahrtsver-
bände hat gerade noch einmal darauf aufmerksam 
gemacht. Dies hat Auswirkungen auf den gesamten 
Arbeitsbereich. Was ist die Konsequenz im Haus-
halt? Gar keine. Sie hören Dinge, Sie nehmen Din-
ge auf, aber Sie produzieren nicht beziehungsweise 
Sie setzen das nicht um.

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Schluss!

Birte Pauls [SPD]: 
Sie setzen das nicht um. Die Sozialpolitik braucht 
eine bessere Lobby in diesem Land. Die Sozialpoli-
tik hat in dieser Landesregierung keine Lobby, und 
das ist sehr bitter. – Danke schön.

(Beifall SPD, SSW und Dr. Heiner Garg 
[FDP])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Zu einem weiteren Kurzbeitrag hat sich der Abge-
ordnete Thomas Hölck gemeldet.

Thomas Hölck [SPD]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Petersdotter, Sie haben zu Recht den Erfolg 
bei der sozialen Wohnraumförderung gelobt. Die 
Bewilligungszahlen sind gut, aber das hat auch ei-
nen Grund: Darin sind Bundesmittel enthalten. Bis 
2026 hat der Bund 426 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt, um der sozialen Wohnraumförderung 
in Schleswig-Holstein zu helfen. Das ist ein Riesen-
erfolg. Das ist Bundesgeld, und ohne diese Bundes-
mittel wären Sie nicht so erfolgreich.

(Beifall SPD – Zurufe CDU)
Wer jetzt aber einen Antrag stellt oder einen Termin 
für ein Erstgespräch zur sozialen Wohnraumförde-
rung vereinbaren will, der bekommt von der Ar-
beitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bauen und von 
der Investitionsbank Schleswig-Holstein die Nach-
richt: Vom 17. Januar bis zum 31. August 2024 
werden keine Erstgespräche vereinbart und auch 
keine Anträge zur sozialen Wohnraumförderung 
entgegengenommen.

(Wortmeldung Tobias Koch [CDU])

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, würden Sie eine – –

Thomas Hölck [SPD]: 
Ich würde gern fortfahren. – Das muss man sich 
einmal auf der Zunge zergehen lassen. Ich kann 
verstehen, dass die IB und auch die ARGE am 
Ende sind, weil die Strukturen sind, wie sie sind, 
sodass sie keine weiteren Anträge bearbeiten kön-
nen. Aber dann müssen wir uns gemeinsam überle-
gen, wie wir es hinbekommen, dass die Strukturen 
so geändert werden, dass dies kein Strohfeuer ist, 
sondern dass weiterhin so viel bewilligt werden 
kann, damit weiterhin Sozialwohnungen auf hohem 
Niveau gebaut werden.

Frau Innenministerin, das bieten wir Ihnen an. Das 
können wir gern gemeinsam angehen und lösen, 
weil wir ein Interesse daran haben, dass das kein 
Strohfeuer bleibt.

Wichtig ist nicht nur der Neubau. Die Mieterin-
nen und Mieter müssen geschützt werden. Die Kap-
pungsgrenzenverordnung ist immer noch nicht in 
Kraft, und die Mietpreisbremse wollen Sie nicht. 
Sie haben sie in der Jamaikakoalition abgeschafft, 
Herr Petersdotter. Wir können gemeinsam dafür 
sorgen, dass die Indexmieten begrenzt werden, und 
zwar über eine Initiative im Bundesrat, und wir 
können gemeinsam dafür sorgen, dass der Bundes-
justizminister endlich dafür sorgt, dass die Kap-
pungsgrenzenverordnung – wie im Koalitionsver-
trag der Ampel vereinbart – von 15 auf elf Prozent 
reduziert wird. Das können wir alles gemeinsam 
machen.

(Beifall Serpil Midyatli [SPD])

Herr Koch, wirklich langweilen tut das Bashing 
gegenüber der Ampel, diese beständige Forderung, 
dass mehr Geld aus Berlin fließen muss. 426 Mil-
lionen Euro Wohnraumfördermittel vom Bund, För-
dermittel in Höhe von 564 Millionen Euro vom 
Bund für Northvolt,

(Zuruf Martin Balasus [CDU])

50 Millionen Euro vom Bund für zusätzlichen 
Hochwasserschutz, 17 Millionen Euro für Junges 
Wohnen; ist das nichts? – Ehrlich gesagt, wenn Sie 
das Geld im Haushalt nicht hätten und es nicht ver-
wenden könnten und dürften, dann könnten Sie hier 
bald das Licht ausschalten, weil dann nicht mehr 
viel gehen würde.
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Also: Hören Sie auf mit der beständigen Forderung 
in Richtung Berlin! Berlin muss handeln und zah-
len? – Ihre Partei macht nichts in Berlin. Ihre Frak-
tion in Berlin tut keinen Handschlag dafür, dass 
Geld lockergemacht wird, und das ist eine perfide 
Doppelstrategie. Sie sind nicht so konstruktiv wie 
wir hier in Schleswig-Holstein.

(Beifall SPD – Lachen CDU)

Deshalb: Wirken Sie auf Ihre Leute ein, damit ge-
nügend Geld zur Verfügung steht, um Probleme in 
diesem Land zu lösen. – Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Zu einem Kurzbeitrag hat sich der Abgeordnete To-
bias Koch gemeldet.

Tobias Koch [CDU]: 
Pardon, wenn ich die Mittagspause jetzt noch ein 
wenig hinauszögere, aber der Kollege Hölck war 
eben nicht so freundlich, eine Zwischenfrage zuzu-
lassen. Das gibt mir die Möglichkeit richtigzustel-
len, was er hier gerade falsch vorgetragen hat.

Zur sozialen Wohnraumförderung. Der Hinweis des 
Kollegen Petersdotter ist richtig. Zurzeit können 
keine neuen Anträge eingereicht werden, weil wir 
mit einer so guten sozialen Wohnraumförderung 
am Markt sind, dass wir mit Anträgen überrannt 
wurden. Das ist nicht der alleinige Grund. Sie wie-
sen auf die Bundesförderung hin, Herr Kollege. 
Diese steckt da mit drin. Aber dass für dieses Jahr 
keine Anträge mehr gestellt werden können, liegt 
daran, dass die Bundesmittel erschöpft sind. Da 
reicht das, was der Bund macht, eben nicht. Wir 
haben noch einmal 100 Millionen Euro an Darle-
henskreditaufnahmemöglichkeiten nachgelegt. Das 
würden wir auch weiter tun. Das haben wir im letz-
ten Jahr getan, das machen wir in diesem Jahr. Wir 
stocken weiter auf, wenn die Nachfrage da ist. Die 
Bundesmittel sind begrenzt, die Bundesmittel sind 
erschöpft. Deshalb: Das Antragsvolumen für 2024 
ist schon am 15. Januar ausgeschöpft. Regeln Sie 
das in Berlin!

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfra-
ge oder eine Bemerkung der Frau Abgeordneten 
Midyatli zu?

Tobias Koch [CDU]: 
Ein Anruf bei Olaf Scholz und schon läuft das!

Serpil Midyatli [SPD]: Um ehrlich zu sein, 
ich würde sogar Vollzug vermelden. Jetzt 
wurde zusätzlich 1 Milliarde Euro als Bun-
deszusage im Landeshaushalt beschlossen. 
Also: Auftrag erledigt!

– Das ist bereits eingerechnet, das haben wir alles 
schon vergeben.

– Das ist jetzt erst ganz neu in den Haushalts-
beratungen hinzugekommen. Das können Sie 
noch gar nicht eingerechnet haben!

– Da sehen Sie, wie gut wir sind. Wir kalkulieren 
das alles schon mit ein.

(Zurufe)

– Doch, das ist wahr. – Mehr wollte ich dazu nicht 
antworten.

– Ich dachte, jetzt kommt noch etwas Sub-
stanzielles.

– Nein, das war alles ausreichend und erschöpfend.

Eine zweite Anmerkung, weil sich der Kollege Ha-
bersaat zu den Fluthilfemitteln geäußert hat. Ja, das 
waren 50 Millionen Euro, aber für beide Bundes-
länder. Das hat der Kollege Harms hier ja schon 
wunderbar seziert. 50 Millionen Euro für beide 
Bundesländer. Und was ist das? Herr Kollege Ha-
bersaat, das ist keine Fluthilfe.

(Zuruf CDU: Hört, hört!)

Das sind GAK-Mittel, um den Deichschutz weiter 
auszubauen. Wir müssen aber erst einmal reparie-
ren, wir müssen Flutschäden beseitigen. Null Euro 
für Fluthilfe – der Bund lässt uns alleine stehen. 
Der Bund hilft nicht!

(Beifall CDU, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist das Problem. Zusagen für die Fluthilfe; 
den Opfern helfen, den Wiederaufbau in den Kom-
munen finanzieren – das alles können wir nicht 
machen. Wir können aber die Deiche aufstocken, 
was ja nicht verkehrt ist. Das ist schön, es ist aber 
nicht das, was Olaf Scholz versprochen hat. Also: 
Immer schön selbst in Berlin dafür arbeiten, dass 
wir das erhalten, was uns der Bund zugesagt hat. -– 
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)
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Vizepräsidentin Jette Waldinger-Thiering: 
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Beratung.
Abstimmungen zu a) und b), Gesetzentwürfe 
der Landesregierung, Drucksachen 20/1700 und 
20/1701. Es ist beantragt worden, die Gesetzent-
würfe der Landesregierung, Drucksachen 20/1700 
und 20/1701, an den Finanzausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenprobe! – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.
Abstimmung zu c), Personalstruktur und Personal-
managementbericht 2023 des Landes Schleswig-
Holstein. Es ist beantragt worden, den Bericht 
der Landesregierung, Drucksache 20/1680, feder-
führend an den Innen- und Rechtsausschuss und 
mitberatend an den Finanzausschuss zur abschlie-
ßenden Beratung zu überweisen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. – Ge-
genprobe! – Stimmenthaltungen? – Das ist einstim-
mig so beschlossen.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Beauftragte 
oder den Beauftragten für Flüchtlings‑, Asyl- 
und Zuwanderungsfragen

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1790

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen.
Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 
20/1790 in den Innen- und Rechtsausschuss zu 
überweisen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Stimm-
enthaltungen? – Er ist einstimmig beschlossen wor-
den.
Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Bestattungsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP und SSW
Drucksache 20/1797

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen.

Ich schlage vor, den Gesetzentwurf Drucksache 
20/1797 federführend dem Innen- und Rechtsaus-
schuss und mitberatend dem Sozialausschuss zu 
überweisen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Stimm-
enthaltungen? – Er ist einstimmig beschlossen wor-
den.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 14 auf:

Ersatzwahl eines Mitglieds des Gremiums nach 
§ 8a Abs. 3 Landesministergesetz

Wahlvorschlag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/1796

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen.

Ich lasse über den Wahlvorschlag abstimmen und 
schlage Ihnen hierfür eine offene Abstimmung vor. 
– Ich erkenne keinen Widerspruch. Dann werden 
wir so verfahren.

Wer dem Wahlvorschlag, Drucksache 20/1796, sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Die Gegenprobe! – Stimment-
haltungen? – Ich stelle Einstimmigkeit fest. Damit 
ist die Abgeordnete Serpil Midyatli als Mitglied des 
Gremiums gewählt.

(Beifall ganzes Haus)

Ich unterbreche die Sitzung und wünsche allen eine 
angenehme Mittagspause.

(Unterbrechung: 13:12 bis 15:04 Uhr)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Ich eröffne die Sitzung und begrüße Vertreterinnen 
und Vertreter von „Mehr Demokratie“ auf der Tri-
büne. – Herzlich willkommen im Landtag!

(Beifall)

Ich muss vorweg noch einen Rückblick auf heute 
Vormittag vornehmen. In der heutigen Haushaltsde-
batte hat die Oppositionsführerin zum Haushalt des 
Wirtschaftsministeriums wie folgt formuliert:

„Ich würde gerne noch einige Ausführungen 
zum Wirtschaftsministerium machen. Wir ha-
ben da Minister Charming, unseren Minister 
Madsen. Sein Akzent ist unglaublich sympa-
thisch“.

Es folgten Ausführungen zur Verkehrspolitik.
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Bevor wir wieder in die Tagesordnung eintreten, 
möchte ich Sie darum bitten, dass das, was ich jetzt 
sage, nicht kommentiert wird. Ich kann mir vorstel-
len, dass es dazu unterschiedliche Positionen gibt. 
Aber es ist ein Beschluss der Präsidentin gewesen, 
hier so zu verfahren. Ich bitte darum, das nicht 
weiter zu kommentieren, weil wir uns dahin gehend 
verabredet haben.

Die Vorsitzende der SPD-Fraktion, Serpil Midyatli, 
hat in ihrem Redebeitrag den sprachlichen Akzent 
von Minister Madsen thematisiert, ohne dass ein in-
haltlicher Zusammenhang mit der in der Folge be-
handelten Verkehrspolitik erkennbar gewesen wäre. 
Eine Einfärbung der Sprache ist eine persönliche 
Eigenschaft, die nicht zuletzt mit Abstammung, 
Heimat und Herkunft zusammenhängt und nicht 
zur Charakterisierung von Personen, auch nicht von 
Ministern, genutzt werden sollte. Solchen Entwick-
lungen wollen wir nicht den Weg bereiten.

Ich gehe davon aus, dass wir hierin alle überein-
stimmen. Ich möchte noch einmal ausdrücklich dar-
auf hinweisen, dass Frau Midyatli gleich versucht 
hat, es einzuordnen. Sie hat es ausdrücklich freund-
lich gemeint. Das ist sehr deutlich geworden. Uns 
war es wichtig, darauf hinzuweisen, dass wir versu-
chen, hier nur in der Sache zu argumentieren und 
nicht persönlich. – Vielen Dank.

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, Sie können diese Posi-
tion gern im Anschluss diskutieren, wie und wo Sie 
wollen. Ich habe Sie darum gebeten, dass wir hier 
als Präsidium etwas verkünden und dass das nicht 
kommentiert wird.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 52 auf:

Bericht zu Suiziden und zur Suizidprävention in 
Schleswig-Holstein

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1771

Ich erteile das Wort der Ministerin für Justiz und 
Gesundheit, Professorin Dr. Kerstin von der De-
cken.

Dr. Kerstin von der Decken, Ministerin für Justiz 
und Gesundheit: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Viele dürften jemanden 
kennen oder haben von jemandem erfahren, der 
mit Gedanken an Suizid kämpft, den Versuch einer 
Selbsttötung unternommen oder diesen Versuch so-

gar vollendet hat. Suizid und die sogenannte Sui-
zidalität – also Gedanken und Handlungen, den 
eigenen Tod anzustreben oder diesen als Ergebnis 
einer Handlung in Kauf zu nehmen – gehen uns alle 
etwas an.

Suizide, Suizidversuche und entsprechende Gedan-
ken sind häufig das Ergebnis einer großen inneren 
seelischen Not. Wissenschaftliche Studien zeigen, 
dass viele Menschen, die einen Suizid begehen, an 
einer psychischen Erkrankung litten. Aber auch Le-
benskrisen, körperliche Erkrankungen, Abhängig-
keiten, belastende Lebensereignisse und zahlreiche 
weitere Umstände können ausschlaggebend sein. 
Die Ursachen sind häufig komplex.

Im Jahr 2021 betrug die altersstandardisierte Ster-
berate durch vorsätzliche Selbsttötung in Schles-
wig-Holstein 11,2 Fälle pro 100.000 Einwohnerin-
nen und Einwohner. Die Selbstmordrate ist seit 
Jahren rückläufig. Seit 1998 ist sie beinahe um 
ein Drittel zurückgegangen. Auch die Anzahl der 
bekannt gewordenen Suizidversuche nimmt ab. Al-
lerdings ist insgesamt von einer hohen Dunkelziffer 
auszugehen.

Die Prävalenz von Suizidalität – also die Häufigkeit 
von Suizidgedanken – ist in Schleswig-Holstein seit 
2011 angestiegen. Eine exakte Quantifizierung ist 
allerdings auch hier schwierig, weil Suizidalität bei 
einer Vielzahl psychischer Erkrankungen eine Rolle 
spielt und nicht immer erkannt wird.

Im Hinblick auf die Verteilung nach Geschlechtern 
zeigt der Bericht, dass in Schleswig-Holstein et-
wa zwei Drittel aller vollendeten Suizide auf Män-
ner entfallen, während Frauen bei den Suizidversu-
chen überrepräsentiert sind. Internationale Studien 
kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Grundsätzlich 
legt der Bericht nahe, dass Suizide in jüngeren 
Altersgruppen häufiger versucht und in älteren Al-
tersgruppen häufiger vollendet werden. Das Durch-
schnittsalter der Menschen, die sich selbst das Le-
ben nehmen, ist seit 1998 deutlich gestiegen.

Präventionsmaßnahmen sind von großer Bedeu-
tung. Zu ihnen gehören die Stärkung der psychi-
schen Gesundheit insgesamt, das Vorhalten von 
Hilfsangeboten, aber auch die Entstigmatisierung 
psychischer Erkrankungen. Es ist wichtig, dass 
Schleswig-Holstein über breite Hilfestrukturen für 
suizidgefährdete Menschen verfügt. Dazu gehören 
– neben stationären Einrichtungen – Angebote der 
ambulanten psychotherapeutischen Versorgung, de-
ren Anzahl in den vergangenen Jahren kontinuier-
lich gestiegen ist.
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Darüber hinaus gibt es niedrigschwellige und kom-
munal verankerte Hilfesysteme in Einrichtungen 
der offenen psychischen Hilfen und der ambulan-
ten Suchtkrankenhilfe. Selbstverständlich erhalten 
Menschen, die akut suizidgefährdet sind, unmittel-
bar Hilfe in allen Einrichtungen der medizinischen 
Regelversorgung.

Die Landesregierung setzt sich für den Erhalt und 
Ausbau der offenen psychischen Hilfen und der 
ambulanten Suchtkrankenhilfe ein. Deshalb haben 
wir die Fördersumme im neuen Rahmenstrukturver-
trag soziale Hilfen, über den diese Angebote bis 
2028 gefördert werden, um 20 Prozent auf jährlich 
rund 4,1 Millionen Euro erhöht.

Nicht zuletzt gibt es neben Selbsthilfegruppen auch 
Projekte. Eines davon ist das Projekt Lifeline des 
Vereins Lichtblick Flensburg e. V. Es macht Kin-
dern und Jugendlichen in Lebenskrisen und bei Sui-
zidgefahr ein Präventions- und Beratungsangebot. 
Auch bei diesem Projekt hat das Land seine Förde-
rung im vergangenen Jahr deutlich erhöht, damit es 
sein Angebot räumlich erweitern kann.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW, vereinzelt SPD und FDP)

Der nun vorgelegte Bericht bietet eine gute Grund-
lage für eine erweiterte und tiefgehende Beschäf-
tigung mit einzelnen Aspekten. Zur psychischen 
Gesundheit der Bevölkerung in Schleswig-Holstein 
wird mein Haus voraussichtlich noch in diesem 
Jahr einen weiteren Bericht vorlegen. Das unter-
streicht, welch hohen Stellenwert diese Themen für 
das Land und die Landesregierung haben. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW, FDP und Serpil Midyatli [SPD])

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Christian Dirschauer vom SSW.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte eines hier direkt her-
ausstellen: Suizidalität, Suizidversuche und Suizide 
sind äußerst sensible Themen, mit denen wir auch 
im politischen Raum sehr verantwortungsvoll um-
gehen müssen. Aber diese Tatsache ist vermutlich 
allen ebenso bewusst wie auch die konkreten Zah-
len. Denn Suizide sind in unserer Gesellschaft kein 
Randphänomen.

Laut Statistischem Bundesamt haben sich im Jahr 
2022 deutschlandweit 10.119 Menschen das Leben 
genommen. Dies entspricht rund 28 Personen täg-
lich. Auch in Schleswig-Holstein gibt es statistisch 
betrachtet jeden Tag mehr als einen Sterbefall nach 
einem Suizid. Spätestens wenn wir, wie vor einigen 
Tagen, von einem möglichen Femizid und anschlie-
ßendem Suizid lesen müssen, werden aus statisti-
schen Größen konkrete Schicksale. Diese Zahlen 
und Fakten fordern aus meiner Sicht dazu auf, dass 
wir uns näher mit der Thematik und der Situation 
bei uns im Land befassen.
Mit unserem Antrag für diesen Bericht ist aber 
nicht nur das Ziel verbunden, möglichst genaue An-
gaben rund um das Thema Suizid zu bekommen. 
Uns ging und geht es vor allem um belastbare Aus-
sagen zu den bestehenden Hilfestrukturen und Prä-
ventionsangeboten. Vor diesem Hintergrund möchte 
ich mich ausdrücklich für den vorliegenden Bericht 
bedanken. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall SSW, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und Serpil Midyatli [SPD])

Er ist nicht nur sehr gut erarbeitet und recherchiert, 
sondern auch mit Blick auf ebendiese Ziele, die wir 
als SSW formuliert haben, aussagekräftig. Vielen 
Dank dafür.
Noch dazu ist es aus meiner Sicht gut und folge-
richtig, dass auf die Notwendigkeit hingewiesen 
wird, aktiv an der Prävention von Suiziden und Sui-
zidalität zu arbeiten. Denn obwohl der grobe Trend 
zumindest bei den Suizidversuchen rückläufig ist, 
ist jeder Versuch und jeder vollendete Suizid einer 
zu viel. Deshalb sehen wir vom SSW einen wesent-
lichen Schwerpunkt in der Verbesserung von Hilfs- 
und Präventionsangeboten in diesem Bereich.
Zum Glück stehen wir mit dieser Einschätzung 
nicht allein da. Wer mit Fachleuten spricht, wird 
durchaus mit Defiziten in der Versorgung konfron-
tiert. Auch der Bericht erkennt diese an der einen 
oder anderen Stelle an. Gleichzeitig ist klar, dass 
Suizidprävention eine sehr anspruchsvolle Aufgabe 
ist. Denn Ursachen und Risikofaktoren für Suizida-
lität sind vielschichtig. Aber eines müssen wir uns 
immer wieder bewusstmachen: Die absolute Zahl 
der Betroffenen bleibt seit Jahren nahezu konstant. 
Die Tatsache, dass die Suizidalität vor allem bei 
Mädchen und jungen Frauen besonders ausgeprägt 
ist, ist alarmierend. Die hohe Betroffenheit und gro-
ße Sensibilität, die wir hier als Gesellschaft haben, 
sind wichtig.
Ich erkenne ausdrücklich an, dass die Landesregie-
rung der Bearbeitung des Themas einen hohen 
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Stellenwert beimisst. Aber auch die umfangreiche 
Beschreibung der vorhandenen Hilfsangebote darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir diese Struk-
turen stetig verbessern müssen.
Für den Verein Lichtblick aus Flensburg, der ins-
besondere Menschen in suizidalen Krisen schnell 
und kostenfrei unterstützt, konnten wir vom SSW 
eine feste Förderung im Landeshaushalt verankern. 
Doch obwohl dieser Verein seine Angebote sukzes-
sive ausweitet und neben Flensburg mittlerweile 
auch weitere Landkreise bedient und dort aktiv 
wird, bleibt die Arbeit bisher regional begrenzt.
Ehrlich betrachtet stehen wir weiterhin vor ei-
nem Missverhältnis zwischen Angebot und Bedarf. 
Auch im Bericht werden nur sehr wenige Einrich-
tungen benannt, die aktiv dabei helfen, Suizidalität 
und Suizide zu verringern. Um die Suizidzahlen 
aber nachhaltig, wirklich nachhaltig, zu reduzieren, 
brauchen wir zum einen eine flächendeckende und 
spezialisierte Beratung für Betroffene in diesen 
akuten Krisensituationen, zum anderen eben auch 
entsprechende Angebote zur Suizidprävention.
Das ist zweifellos ein weiter Weg; das ist noch 
einmal deutlich geworden. Aber ich halte es für 
notwendig, dass wir uns in der weiteren Beratung 
eben gemeinsam Gedanken darüber machen, wie 
wir uns diesem Ziel zumindest weiter annähern.
Lassen Sie mich mit einem auf den ersten Blick 
vielleicht nicht angemessenen Vergleich abschlie-
ßen. Wir hatten in Schleswig-Holstein im Jahr 2022 
102 Verkehrstote. Wir hatten aber 429 Suizide. Im 
Bereich des Straßenverkehrs haben wir die Vision 
Zero. Ich würde mich freuen – dazu möchte ich Sie 
gern einladen –, wenn wir uns in der Ausschussbe-
ratung mit dem Thema nicht nur weiter beschäftig-
ten, sondern vielleicht am Ende dieser Ausschuss-
beratung auch im Bereich der Suizide eine Vision 
Zero für uns im Land Schleswig-Holstein formu-
lierten. – Herzlichen Dank.

(Beifall ganzes Haus)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Werner Kalinka von 
der CDU.

Werner Kalinka [CDU]: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Bericht gibt einen umfassenden Einblick in die 
schwierigen und sensiblen Situationen und die 
Komplexität. Ich möchte, auch für die CDU-Frak-
tion, der Frau Ministerin und den Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern, die diesen Bericht erstellt haben – 
auch für die Ankündigung, einen weiteren hinzuzu-
setzen –, sehr herzlich danken.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Der Bericht zeigt viele Möglichkeiten der Hilfe und 
Unterstützung auf. Das ist ganz besonders wichtig.

Vielen ist der Tod des Nationaltorwarts Robert 
Enke 2009 nahegegangen – der Schock über die 
Nachricht, die bewegende Trauerfeier, aber auch als 
dann bekannt wurde, welch lange schwere Zeit hin-
ter Robert Enke, seiner Familie und seinen Freun-
den lag. Angst vor Fehlern, Angst vor dem Versa-
gen, Depression – das spielte eine Rolle.

Es geht immer um „eine sehr große seelische innere 
Not“, wie der Bericht formuliert, in der ein Mensch 
steht, der in einer solchen Situation ist. Der Bericht 
setzt hinzu:

„Vor der Gefahr, mit einer akuten Lebenskri-
se konfrontiert zu werden, ist niemand be-
wahrt.“

Häufig ist eine psychische Erkrankung die wich-
tigste Ursache. Es kommen aber auch andere mög-
liche Faktoren hinzu: Lebenskrisen, belastende Er-
eignisse, Stress, Enttäuschung, körperliche Erkran-
kungen. Dies alles – so sagt der Bericht, und dem 
ist nichts hinzuzufügen – könne „jeden Menschen 
an seine Grenzen bringen“.

Umso wichtiger ist es, Hilfesignale aufzunehmen, 
zu versuchen zu helfen, den Kontakt zu halten, das 
Entstehen einer solchen Situation überhaupt zu er-
kennen.

Alle Alters- und Gesellschaftsschichten sind betrof-
fen. Ältere sind bei vollendeten Suiziden besonders 
betroffen, Mädchen und junge Frauen besonders bei 
Versuchen. Es gibt keine gesicherten Erkenntnisse 
dazu, aber ich denke, wir müssen uns dem Thema 
der Vereinsamung und der Einsamkeit besonders 
widmen.

Erfreulich ist, dass die Zahl der Suizide in den ver-
gangenen 23 Jahren um etwa 30 Prozent gesunken 
ist. Das ist schon alles vorgetragen worden. Im 
Bund sind es 31 Prozent, bei uns 33 Prozent. Da-
zu haben sicherlich auch die inzwischen umfang-
reichen Möglichkeiten der Angebote zur Hilfe bei-
getragen. Wir haben eine Reihe von dezentralen 
Angeboten. Wir haben mehr als 1.000 niedergelas-
sene Ärzte, Psychotherapeutinnen und ‑therapeuten. 
Wir haben im vollstationären Bereich etwa 2.700 
Betten, in der tagesklinischen Versorgung mehr als 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 48. Sitzung – Mittwoch, 24. Januar 2024 3579

(Christian Dirschauer)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3170&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1255&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1255&format=WEBVOLLLANG


1.000 Betten, davon 206 auch in der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie.
Ein Problem sind die Wartezeiten, die zu lang sind. 
Der Bericht verschweigt dieses nicht. Er beruft sich 
auf eine Untersuchung – ich glaube der Bundesärz-
tekammer –, wonach die Zeitspanne zwischen Erst-
gespräch und Therapiebeginn im Durchschnitt bei 
142 Tagen liegt. Das ist natürlich zu viel.
Es gibt zudem Selbsthilfegruppen, sozialpsychia-
trische Dienste, Kriseninterventionsmöglichkeiten 
und offene Hilfen. Der Bericht geht auch auf die 
besonders schwierige Situation in Justizvollzugsan-
stalten ein, wo auch einiges getan wird, um der 
Gefahr in besonderer Weise zu begegnen.
Der Bericht zeigt zudem eine Reihe von Präventi-
onsangeboten auf, die Einbeziehung von Angehöri-
gen und Freunden, und vor allen Dingen auch einen 
weiteren Punkt, die Entstigmatisierung von psychi-
schen Erkrankungen und die Maßnahmen, die dazu 
geeignet sind. Ich glaube, das ist auch ein ganz, 
ganz wichtiger Punkt.
Der Bericht endet:

„Von besonderer Bedeutung ist auch die 
Schärfung des Bewusstseins durch Aufklä-
rung der Öffentlichkeit und die Entstigmati-
sierung psychischer Krankheiten sowie eine 
verbesserte Identifikation vulnerabler Grup-
pen.“

Es ist wichtig, dass wir das im Landtag als Thema 
diskutieren, um einen kleinen Beitrag zur Hilfe zu 
leisten. Deshalb danke ich Christian Dirschauer für 
die Antragstellung zu dem Bericht ausdrücklich. – 
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordneter Jasper Balke 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es gibt Themen, über die es wirk-
lich schwer ist zu sprechen, die eine besondere Auf-
merksamkeit und Sensibilität erfordern. Doch nur, 
weil es manchmal schwer sein mag, darf daraus 
nicht resultieren, dass darüber gar nicht gesprochen 
wird. Denn das macht die betroffenen Menschen 
nur unsichtbar und ihre Lebensrealitäten weniger 
präsent. Es ist deshalb gut und richtig, dass wir 

heute hier auf Antrag des SSW einen sehr umfang-
reichen Bericht der Landesregierung diskutieren, 
der eigentlich gar nicht prominenter hätte platziert 
werden können.
Suizid und Suizidalität kommen auch hier in 
Schleswig-Holstein – genauso wie in fast allen Ge-
sellschaften der Welt – vor. Zwar ist die Zahl der 
Suizidversuche seit 2011 um 42 Prozent herunter-
gegangen, jedoch bleibt die Anzahl an vollendeten 
Suiziden bei uns in Schleswig-Holstein mit etwas 
über 400 Fällen pro Jahr konstant.
Auffällig ist, dass über alle Altersstufen hinweg die 
Anzahl der vollendeten Suizide zu zwei Dritteln, 
70 Prozent, von Männern, Suizidversuche hingegen 
häufiger von Frauen durchgeführt werden. Diese 
gruppenbezogenen Unterschiede sind wichtig, denn 
sie sind Merkmale, auf die gerade bei präventiven 
Angeboten reagiert werden muss.
Jedoch lassen sich auch klare Gemeinsamkeiten 
bei Suiziden und Suizidalität über alle Gruppen hin-
weg erkennen. Die sogenannte große seelische in-
nere Not, auf die Suizidalität hinweist, resultiert im-
mer noch am häufigsten aus einer psychischen Er-
krankung, insbesondere der schweren Depression, 
Dysthymie, der chronischen Depression, aber auch 
aus anderen Ursachen: der generalisierten Angststö-
rung, PTSD, der Alkoholabhängigkeit. Auch ein-
schneidende Lebensereignisse, Lebenskrisen oder 
körperliche Erkrankungen spielen eine Rolle.
Als Indikator für diese Risikofaktoren ist insbeson-
dere – darauf hat der Kollege Kalinka schon hin-
gewiesen – die Einsamkeit zu nennen. Menschen, 
die allein leben, geschieden sind und keine Kinder 
haben, haben ein erhöhtes Suizidalitätsrisiko. Es ist 
deshalb eigentlich eindeutig, welches Signal von 
den Hilfestrukturen, aber auch von der Gesellschaft 
und der Politik klar ausgesendet werden muss, 
nämlich dass in diesem Land niemand mit seinen 
Problemen alleingelassen werden darf, und dass es 
sich lohnt, sich professionelle Hilfe zu holen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU, 
SPD, SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Dass dies leider nicht immer richtig funktioniert, 
wird deutlich, wenn wir uns beispielsweise die Zah-
len der Kassenärztlichen Bundesvereinigung – auch 
hierauf hat der Kollege Kalinka schon verwiesen – 
zur Wartezeit auf einen Platz in der Psychotherapie 
ansehen. Seit Jahren schon lassen wir zu, dass in 
manchen Fällen sechs Monate, 142 Tage, also ein 
halbes Jahr oder sogar noch länger, zwischen der 
Erstdiagnose und dem Beginn einer Psychotherapie 
vergehen. Dies ist also genau das Gegenteil von 
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dem so wichtigen Grundsatz: Niemand wird allein-
gelassen. Deshalb wird es wirklich Zeit, dass der 
Gemeinsame Bundesausschuss nachbessert und die 
psychotherapeutische Versorgung endlich an den 
steigenden Bedarf angepasst wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, 
vereinzelt CDU und SPD)

Denn die Verschleppung eines solchen Problems 
führt in den meisten Fällen dazu, dass sich die psy-
chische Situation weiter verschlechtert. Doch auch 
dann stehen die sozialpsychiatrischen Dienste so-
wie Kriseninterventionsdienste zur Verfügung, die 
in akuten Situationen unterstützen können. Auch 
für die An- und Zugehörigen ist es sehr entschei-
dend, hier adäquate Hilfe zu erhalten. Denn auch 
sie dürfen in so schweren Situationen nicht allein-
gelassen werden.
Als spezifisches Angebot für Betroffene in suizida-
len Lebenskrisen möchte ich an dieser Stelle aus-
drücklich dem Verein Lichtblick Flensburg e. V. 
danken, der mit seinem kostenfreien Angebot ei-
nen wirklich unschätzbar wertvollen Beitrag leistet. 
Deshalb freue ich mich, dass sich dieses Angebot 
in diesem Jahr erweitern wird. Es ist deshalb auch 
absolut richtig, dass dies im Haushaltsentwurf mit 
zusätzlichen Geldern unterstützt wird.
Doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, es muss 
mehr getan werden. Denn unabhängig davon, wie 
hoch die Zahlen genau sind: Wir müssen alle Maß-
nahmen ergreifen, um diese Menschen zu unterstüt-
zen und Risikofaktoren abzubauen. Das ist eine ge-
samtpolitische, aber auch eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe.
So braucht es mehr universelle Maßnahmen der 
sozialen Sicherung, Aufklärung zu spezifischen Be-
ratungshilfen; und vor allem braucht es innerhalb 
der Gesellschaft eine höhere individuelle gesund-
heitliche Handlungskompetenz, um Warnsignale 
bei sich, aber auch bei anderen zu erkennen. Es 
muss daher unser aller Aufgabe sein, Themen wie 
psychische Erkrankungen, den eigenen Gemütszu-
stand, die eigenen Emotionen, auch mit anderen 
anzusprechen, auch und gerade weil es eben nicht 
einfach ist, darüber zu sprechen. Deshalb ist es 
meiner Meinung nach Aufgabe der Politik, Tabus 
und Stigmata proaktiv abzubauen und neben dem 
Aufbau heterogener Hilfsstrukturen für Betroffene 
sowie An- und Zugehörige insbesondere dafür zu 
sorgen, dass Menschen mit ihren Lebensrealitäten 
gesehen und eben nicht alleingelassen werden.
Ich freue mich auf die weiteren Beratungen im 
Ausschuss über dieses und weitere Aspekte.

Vizepräsidentin Eka von Kalben:
Herr Balke!

Jasper Balke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich bedanke mich ganz herzlich bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Ministeriums für die-
sen ausführlichen Bericht – und bei Ihnen für die 
Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, 
SSW, vereinzelt CDU und Beifall Dr. Heiner 
Garg [FDP])

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat jetzt Birte Pauls von der SPD-Frakti-
on.

Birte Pauls [SPD]: 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Vielen Dank an die Landesregierung und 
ganz besonders an die Abteilung für den umfangrei-
chen Bericht. Wie verzweifelt, gekränkt, einsam, 
krank und perspektivlos muss sich ein Mensch füh-
len, um den Tod als einzigen Ausweg für sich zu 
sehen? Oder wie traumatisiert, wie im Falle des 
dritten Opfers von Brokstedt, die Frau, die sich spä-
ter das Leben genommen hat?
Auch wenn die Sterberate durch Suizide seit 1998 
rückläufig ist, ist jeder Suizid einer zu viel. Die 
Suizidrate in Schleswig-Holstein liegt bei 11,2 Sui-
ziden, berechnet auf 100.000 Menschen. An dieser 
Stelle zeigt sich, dass statistische Zahlen schwie-
rig sind, weil sich hinter jeder Zahl natürlich ein 
Mensch mit seinem Schicksal verbirgt.
Die Fragen, die sich An- und Zugehörige oft stel-
len, sind: Was haben wir übersehen? Hätten wir das 
verhindern können? – Die Frage nach dem Warum 
lässt die Betroffenen oft mit zusätzlichen Schuldge-
fühlen zu ihrer Trauer zurück.
Wenn sich Kinder und Jugendliche das Leben neh-
men, sie keinen anderen Ausweg sehen, dann ist 
das ein kollektives Versagen des gesamten Systems, 
das sie eigentlich beschützen und ihnen den Weg 
in die Zukunft bahnen sollte. Kinder und Jugendli-
che müssen ein Grundvertrauen haben dürfen. Sie 
müssen sicher sein, dass es Menschen um sie herum 
gibt, die sie unterstützen und die ihnen in einer 
Krise helfen. Das fängt natürlich in der Familie an, 
geht über Kita, Schule bis hin zur Freizeit. Haben 
wir alle wirklich die Augen auf, wenn es um die 
psychische Gesundheit unserer Kinder geht? Ich 
denke an das Stichwort Mobbing. Vor allem: Grei-
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fen die vorhandenen Angebote, wie zum Beispiel 
die Nummer gegen Kummer? Sind diese für Kinder 
in seelischer Not wirklich erkennbar? Nicht immer 
ist es das Zuhause, auf das sie sich verlassen kön-
nen.

Der Bericht zeigt auf, dass sich ein besonderer 
Handlungsbedarf gegenüber Mädchen und jungen 
Frauen ergibt.

Je höher das Alter, desto höher die Zahlen, bei 
Männern noch höher als bei den Frauen. Im mittle-
ren Alter können sich verändernde Lebensumstän-
de zu einer Ausweglosigkeit und Depression füh-
ren: das Ende einer Beziehung, Schulden oder das 
Scheitern im Beruf – alles Situationen, mit denen 
wir mit einer gesunden Fehlerkultur eigentlich um-
gehen können müssten. Aber oft ist der eigene, aber 
besonders der gesellschaftliche Anspruch höher als 
der Pragmatismus, mit belastenden Situationen um-
zugehen.

Depressionen sind immer noch ein Tabuthema – 
egal in welchem Alter – und besonders in gesell-
schaftlichen „Hochglanzschichten“. Da dürfen wir 
alle miteinander besser auf uns aufpassen und ein 
Stück weit toleranter sein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Die höchste Suizidrate finden wir im Alter. Die 
oft genannte Begründung ist eigentlich ein Armuts-
zeugnis für unsere Gesellschaft: Angst vor Krank-
heitsverlauf, vor Schmerzen, vor Pflegebedürftig-
keit, den Kindern nicht zur Last fallen wollen, 
Armut und Einsamkeit. Altersdepressionen werden 
oft nicht wahrgenommen beziehungsweise nicht be-
handelt.

Schauen wir auf die Möglichkeiten der Hilfe. Das 
Angebot von Psychotherapeuten und ärztlichen 
Psychotherapeuten ist zwar gestiegen, bleibt aber 
hinter dem Bedarf zurück und ist im Verhältnis zur 
Bundesebene in Schleswig-Holstein dann doch zu 
gering. Besonders zwischen Privat- und Kassenpa-
tienten klafft die Erreichbarkeit auseinander. Das 
steht zwar nicht in diesem Bericht, zeigen aber die 
Erfahrungswerte.

Die durchschnittliche Wartezeit zwischen Erstge-
spräch und Therapiebeginn – wir haben es gehört 
– beträgt 142,4 Tage, sechs Monate. Viel zu lange, 
wenn die gefühlte Ausweglosigkeit Raum greift. 
Wie lange man überhaupt auf ein Erstgespräch 
warten muss, ist dem Bericht nicht zu entnehmen. 
Wir wissen zwar, dass das durch die Reform jetzt 

schneller geht, aber wie lange es dauert, wissen wir 
statistisch gesehen nicht.

Es braucht also niedrigschwellige Beratungsange-
bote und eine umfängliche soziale Infrastruktur. 
Wir brauchen dem fachlichen Bedarf angepasste 
Personalschlüssel in Kita, Schule und Freizeit, mul-
tiprofessionelle Teams in Schulen und Freizeitan-
geboten, um gut auf die Kinder aufzupassen. Wir 
brauchen eine Kultur des Umgangs, die Moment-
aufnahmen eines möglichen Scheiterns als Chance 
begreift, und eine größere Toleranz im Umgang 
mit psychischen Erkrankungen. Wir brauchen eine 
zugehende, aufsuchende Sozialarbeit in den Quar-
tieren durch zum Beispiel unser neues Modell der 
Gemeindeschwester.

Die Palliativmedizin und die Hospizangebote kön-
nen Menschen selbstbestimmt, schmerzfrei und 
würdevoll bis zum Lebensende begleiten. Diese 
Angebote müssen verstärkt und mehr bekannt ge-
macht werden.

Einsamkeit ist eine schlimme Erfahrung, die sich 
durch alle Altersgruppen zieht. Das haben wir ge-
rade letzte Woche im Corona-Symposium wieder 
gehört.

Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung 
aus dem vorliegenden Bericht und dem Corona-
Symposium? Hält die Landesregierung die stationä-
ren und ambulanten Angebote für ausreichend? Sie 
haben einen neuen Bericht angekündigt. Das fin-
de ich prima. Ihr Haushaltsentwurf zeigt an dieser 
Stelle keine Konsequenz aus dem vorliegenden Be-
richt. Wir begrüßen die Aufstockung des Ansatzes 
für den Verein Lichtblick in Flensburg. Wir müssen 
aber auch auf sämtliche anderen Fragen Antworten 
finden, um die Menschen in Krisensituationen nicht 
allein zu lassen.

Ich bedanke mich ganz herzlich beim SSW für 
diesen Aufschlag und freue mich auf die weitere 
Beratung im Ausschuss. – Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe – –

(Widerspruch Dr. Heiner Garg [FDP])

– Entschuldigung! – Glücklicherweise darf ich jetzt 
das Wort Dr. Heiner Garg von der FDP erteilen.
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Dr. Heiner Garg [FDP]: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Zunächst einmal auch von meiner Fraktion 
herzlichen Dank an Sie, Frau Ministerin, an Ihr 
Haus für den vorliegenden Bericht. Auch herzli-
chen Dank an den SSW für die Initiative und 
ebenso an die Kolleginnen und Kollegen für Ihre 
Beiträge, denen ich mich ohne jede Einschränkung 
anschließe. Ich sage das deswegen, weil ich so eine 
Debatte ehrlicherweise wenig fruchtbringend finde, 
wenn ich dasselbe noch einmal sage.

Ich schließe mich ausdrücklich an und weise auf 
einen Punkt hin, der mir ein Herzensthema ist, seit 
ich in diesem Landtag bin, Frau Ministerin. Würden 
wir über ein anderes Thema reden, würde ich jetzt 
wahrscheinlich kritisieren; das will ich gar nicht 
tun.

Ich habe die herzliche Bitte, den Blick darauf zu 
lenken, dass eine Gruppe – es sei denn, ich habe es 
im Bericht komplett übersehen – nicht vorkommt, 
die aber ein vermutlich viermal so hohes Suizidrisi-
ko hat wie die sogenannte Allgemeinbevölkerung: 
Das sind queere Menschen.

Ich weiß, dass die Datenlage dazu relativ spärlich 
ist. Es gibt aber eine ausgezeichnete Studie von 
Pfister, und zwar, wenn ich das richtig sehe, aus 
dem letzten Jahr, vom Institut for Public Health 
an der Zürcher Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften in Winterthur. Ich wage die kühne 
Vermutung, dass die gesellschaftliche Struktur der 
Schweiz mit unserer relativ vergleichbar ist. Pfis-
ter kommt zu dem Ergebnis, dass die Gefährdung, 
die sogenannte Lebenszeitprävalenz, von Menschen 
mit queerem Hintergrund über alle Altersgruppen 
hinweg rund viermal höher ist als in der Allgemein-
bevölkerung.

Es werden universelle, selektive und indizierte 
Suizidpräventionsmöglichkeiten angesprochen. Ich 
glaube, dass gerade von universeller Suizidpräven-
tion immer auch die Allgemeinbevölkerung profi-
tieren würde. Ich erspare uns heute, an dieser Stelle 
ins Detail zu gehen, habe aber wirklich die Bitte: 
Wenn wir das Thema im Ausschuss auf Wunsch des 
SSW – den ich richtig finde – in geeigneter Form 
beleuchten, also mit einer Anhörung, einem Fach-
gespräch oder wie auch immer, sollte diese Gruppe 
mit Sicherheit nicht hinten runterfallen. Es ist eine 
Aufgabe, gemeinsam mit dem Sozialministerium, 
wo der Aktionsplan fortgeschrieben wird, auf diese 
spezielle Gruppe, die nicht nur in der Vergangen-
heit durch ganz besondere Stigmatisierung, sondern 
nach wie vor durch Rechtsetzung benachteiligt war 

und ist, zu gucken. Wir sollten ganz besonders 
darauf gucken, ob unsere Präventionsangebote in 
Schleswig-Holstein, insbesondere die zielgruppen-
spezifischen Angebote, also die sogenannten selek-
tiven Angebote, ausreichend auf diese Gruppe ge-
richtet sind.

Ich sage ausdrücklich: Ich bedanke mich bei allen, 
die in der Prävention tätig sind. Dazu gehören 
im Übrigen sogenannte Gatekeeper-Personen, also 
Lehrpersonal etwa an Schulen, oder Ärztinnen und 
Ärzte. Es gilt, sie stark zu machen, damit sie bei 
den allerersten Anzeichen tätig werden können. Als 
Stichwort nenne ich indizierte Prävention. Es geht 
zum Beispiel darum, Sätze wie: „Ich kann nicht 
mehr“, tatsächlich ernst zu nehmen, gerade wenn 
man feststellt, dass es sich um Menschen aus dieser 
Gruppe handelt.

In diesem Sinne: Noch einmal vielen Dank für die-
sen Bericht. Ich glaube aber, es ist notwendig, diese 
Ergänzung zu machen. Auch ich freue mich auf 
einen interessanten Austausch und würde mich dem 
Ziel natürlich gern anschließen, dass wir zu einer 
Vision Zero kommen, denn jeder Mensch, den man 
vor dem Hintergrund verliert, dass der Mensch sel-
ber kapituliert und nicht mehr weiter weiß, ist ein 
Mensch zu viel. – Insofern noch einmal herzlichen 
Dank fürs Zuhören.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Nun liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe diese, wenn ich das so kommentieren darf, 
wirklich sehr würdevolle Beratung. Vielen Dank, 
dass Sie sich alle so gut konzentriert haben. Ich 
glaube, das war dem Thema angemessen.

Es ist beantragt worden, den Bericht der Landes-
regierung, Drucksache 20/1771, an den Sozialaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenprobe! 
– Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 23 auf:

DaZ braucht gute Konzepte statt schwarz-grü-
ner Einsparungen

Antrag der Fraktionen von SPD und SSW
Drucksache 20/1777 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Martin Habersaat von der SPD.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen 
und Herren! Wir alle haben etwas gemeinsam. Wer 
in diesem Landtag sitzt, hat ein gewisses sprachli-
ches Talent bewiesen. Wer hier sitzt, hat auf No-
minierungsveranstaltungen eine mehr oder weniger 
mitreißende Rede gehalten, der hat einen Parteitag 
mehr oder weniger überzeugt, der kann in der Re-
gel Gesetzentwürfe oder andere Vorlagen lesen und 
anderen davon berichten, er kann vielleicht Presse-
mitteilungen verfassen. Wer hier sitzt, kann Anträge 
schreiben, mit denen er die Schwächen der Landes-
regierung scharf verurteilt oder die kleinste ministe-
rielle Bewegung auf das Schärfste lobt. Jede und 
jeder von uns kann das.

Nun stellen wir uns vor, wir müssten, aus welchem 
Grund auch immer, nach Südkorea ziehen. Welche 
von unseren Fähigkeiten hätten wir noch, wenn wir 
sie auf Koreanisch beweisen müssten? Wie erginge 
es unseren Kindern, die sich plötzlich in einer ande-
ren Sprache, einem anderen Kulturkreis zurechtfin-
den müssten? Und wie würden wir reagieren, wenn 
die Möglichkeiten unserer Kinder durch Beschlüsse 
der koreanischen Regierung verschlechtert würden? 
Vermutlich gehemmt, weil wir ja kein Koreanisch 
können und vermutlich auch etwas unsicher sind, 
weil wir nicht ganz genau wissen, wie wir mit 
diesem sprachlichen Defizit in einem vermeintlich 
sehr leistungsorientierten gesellschaftlichen Umfeld 
klarkommen. Sprache ist der Schlüssel, oder, wie 
es die Landesregierung in ihrem Integrationsbericht 
schreibt, ich zitiere:

„Sprachkompetenz ist eine der wichtigsten 
Voraussetzungen für die Persönlichkeitsent-
wicklung, den schulischen und beruflichen 
Erfolg sowie die gesellschaftliche Integrati-
on.“

Deshalb ist es so wichtig, dass „Schülerinnen 
und Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache … in 
Schulen aller Schularten im Rahmen einer durch-
gängigen Sprachbildung … so gefördert werden“ 
sollen, dass sie erfolgreich am Unterricht teilneh-
men können und „lernen, die deutsche Sprache in 
Wort und Schrift zu beherrschen“. – Das ist so 
wichtig, dass dieser Satz sogar Erlasslage ist.

Die IQB-Studien verfolgen nun, wie die von der 
Kultusministerkonferenz gesetzten Standards in den 
Ländern erreicht werden: zuletzt in Schleswig-Hol-
stein nicht so dolle. Schüler_innen aus zugewan-

derten Familien erreichen in allen Kompetenzberei-
chen im Durchschnitt signifikant geringere Kompe-
tenzen als Schüler_innen ohne Zuwanderungshin-
tergrund. Während sich im Kompetenzbereich Le-
sen der Abstand zwischen Kindern mit und ohne 
Migrationshintergrund in Schleswig-Holstein zwi-
schen 2009 und 2015 verringert hatte, verschlech-
terten sich Kinder mit Migrationshintergrund von 
2015 bis 2022 stark, auch in anderen Bereichen.

Es läuft nicht gut im DaZ-Bereich. Deshalb könnte 
ich verstehen, wenn die Landesregierung zu dem 
Schluss käme, man müsste die Ansätze überprüfen 
und evidenzbasiert nach besseren Lösungen suchen. 
Nicht verstehen kann ich, warum man damit an-
fängt, konzeptlos Mittel zu streichen, beziehungs-
weise die durchschnittliche Klassengröße von 16 
auf 18 zu erhöhen. Die durchschnittliche Klassen-
größe im Grundschulbereich liegt bei 21,4 Schü-
ler_innen. Eine DaZ-Klasse ist künftig im Vergleich 
dazu also nur um 3,4 Schüler_innen weniger stark 
gefüllt.

Damit alle wissen, wovon wir reden: In so einer 
Klasse kann ein polnisches Akademikerkind, das 
nachmittags zum Klavierunterricht und zum Ho-
ckey geht, möglicherweise neben traumatisierten 
Kriegsflüchtlingen sitzen und auch neben Kindern, 
die zum ersten Mal in ihrem Leben überhaupt eine 
Schule betreten.

Es gibt einen zweiten wichtigen Punkt: Eine Spra-
che lernt, wer sie spricht, wer sie sprechen muss. 
Das kann zum einen im Unterricht erreicht wer-
den, und zwar umso leichter, je kleiner die Gruppe 
ist, weil ich dann eher zum Sprechen auffordern 
kann. Das geht bei Kindern und Jugendlichen aber 
auch besonders gut außerhalb des Unterrichts, beim 
Spielen oder in der Freizeit. Deshalb ist es nicht 
nur für die Integration und das Kennenlernen des 
deutschen Schulalltags, sondern auch für das Ler-
nen der deutschen Sprache wichtig, dass Kinder aus 
DaZ-Klassen mit denen aus dem Rest der Schule in 
Kontakt kommen.

Das geht aber nur, wenn der DaZ-Unterricht nicht 
räumlich getrennt vom restlichen Schulbetrieb statt-
findet und wenn es in den Pausen und bei Schulver-
anstaltungen Kontakte gibt. Gar nicht geht es, wenn 
die DaZ-Kinder an einem anderen Ort beschult 
werden und nach der vierten Stunde nach Hause 
geschickt werden, um sich dann selbst überlassen 
zu bleiben. Es gibt Schulen in Schleswig-Holstein, 
an denen das der Fall ist. Ich werde hier keinen 
öffentlichen in die Pfanne hauen, aber ich würde 
die Ministerin bitten, dem Hinweis einmal nachzu-
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gehen, den Sie ja auch schon einer Kleinen Anfrage 
entnehmen konnten.

Es ist leicht, bei Menschen zu sparen, die nicht 
das sprachliche Vermögen haben, sich richtig zu 
wehren, und die nicht einmal Traktoren haben, mit 
denen sie Autobahnzufahrten blockieren können. 
Meine Bitte ist: Machen Sie es sich nicht leicht. 
Setzen Sie sich einmal in so eine DaZ-Klasse, 
bevor Sie entscheiden, oder, wie ein altes koreani-
sches Sprichwort sagt: Es ist besser, es einmal zu 
versuchen, als tausendmal zu hören. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Martin Balasus 
von der CDU.

Martin Balasus [CDU]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Migration hält Deutschland und 
damit auch Schleswig-Holstein nach wie vor in 
Atem. Flüchtlingsströme stellen Kommunen, Woh-
nungsmarkt, Anbieter von Sprach- und Integrati-
onskursen, Schulen und Kitas vor gewaltige He-
rausforderungen. Nur ein nationaler Kraftakt kann 
der Krise erfolgreich Einhalt gebieten. Alle Akteu-
re, Bund, Länder und Kommunen, müssen den 
Schulterschluss üben und zusammenhalten.

(Vereinzelter Beifall CDU)

So viel zur Analyse, nun zu den Folgen: Obwohl 
immer mehr Menschen zu uns kommen, hat, und 
das ist die bittere Wahrheit, die Ampelregierung 
die Sprach-Kitas eingestampft, Integrationskurse 
gekürzt und ist aus „Aufholen nach Corona“ ausge-
stiegen. Das ist mitnichten ein Schulterschluss. Das 
konterkariert alle Lösungsversuche.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Habersaat zu?

Martin Balasus [CDU]: 
Immer doch.

Martin Habersaat [SPD]: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie einmal erläutern könnten, welche 
Mittel für Integrationskurse gekürzt wurden.

– Das müsste ich ganz genau nachgucken, aber 
es geht um die Migrationsberatung. Da gibt es ver-
schiedene Punkte, die gekürzt wurden.

(Serpil Midyatli [SPD]: Die sind alle zurück-
genommen worden!)

– Das müsste ich jetzt genau nachgucken. Aller-
dings: Seien Sie etwas nachsichtig. Man verliert 
etwas die Übersicht, wenn die Ampel kürzt, zu-
rücknimmt, kürzt, zurücknimmt. Dann kommt man 
schnell und leicht durcheinander.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Diese Behauptung der SPD, wenn Sie den Antrag 
von SPD und SSW gelesen haben, die Landesregie-
rung betreibe Einsparungen auf dem Rücken der 
Schwächsten, verzerrt die Realität und ist schlicht-
weg anmaßend.

(Vereinzelter Beifall CDU – Zuruf Birgit 
Herdejürgen [SPD])

Ich frage mich: Wo war denn Ihr Aufschrei, als der 
Bund die Sprach-Kitas im Regen stehen ließ? Wo 
war Ihr Protest gegen Kürzungen bei den Migrati-
onsberatungen oder bei „Aufholen nach Corona“? 
Ich kann mich jedenfalls daran nicht erinnern, aber 
vielleicht habe ich auch genauso große Gedächtnis-
lücken wie der Bundeskanzler.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Also, warum haben Sie sich nicht mit der gleichen 
Verve für die Fortsetzung dieser Initiativen einge-
setzt? Das Geld hätten wir in Schleswig-Holstein 
weiß Gott gut gebrauchen können, schließlich – 
das betone ich nachdrücklich – sind wir als Land 
da eingesprungen, wo der Bund sich aus der Ver-
antwortung gestohlen hat. Also: Machen Sie sich 
ehrlich, machen Sie echte Vorschläge, Schluss mit 
stumpfer Oppositionsrhetorik oder Oppositionsge-
dröhne.

Vielleicht ein Faktencheck, da können Sie uns hel-
fen: Erstens. Die Größe der DaZ-Gruppen, also 
Deutsch als Zweitsprache, wird von 16 auf 18 an-
gehoben. Das ist natürlich keine gute Entwicklung, 
aber ich betone: Der Bundesdurchschnitt liegt un-
gefähr bei 20 Kindern pro Gruppe, und in Mecklen-
burg-Vorpommern sind es sogar 25. Da liegen wir 
also deutlich darunter.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Zweitens. Wenn die Schülerzahl im DaZ-Bereich 
stetig wächst, sich gleichzeitig aber der Fachkräfte-
mangel zuspitzt, dann kann eine Vergrößerung der 
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Gruppen nun einmal nicht ausbleiben. Das ist einfa-
che Mathematik.

(Beifall CDU)

Drittens. Von der Opposition, besonders von SPD, 
werden neue DaZ-Konzepte gefordert; wir haben 
es eben gehört. Das klingt auch super. Ich erinnere 
an das November-Plenum, bei dem wir erstens ei-
ne Evaluation und zweitens eine Weiterentwicklung 
des DaZ-Unterrichts beschlossen haben.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Also frage ich mich: Wie oft wollen wir denn noch 
dasselbe beschließen?

(Martin Habersaat [SPD]: Warten Sie es ab!)

Wir haben das doch schon auf den Weg gebracht.

Viertens. Durchgängige Sprachbildung – das beton-
ten Sie eben noch mal – soll das Instruments sein, 
das Nichtmuttersprachler besser fördern soll. Das 
ist auch wirklich der Fall. Es ist aber auch schon 
bewährte Praxis. Durchgängige Sprachbildung ist 
fester Studieninhalt; ich selbst habe schon vor über 
zehn Jahren Kurse besucht. Scaffolding – das ist 
der sprachsensible Unterricht – ist auch Teil des 
Vorbereitungsdienstes. Nichtsdestotrotz – da haben 
Sie völlig recht – wäre ein Ausbau in diese Rich-
tung sicherlich sinnvoll.

Fünftens, letzte Forderung: Der DaZ-Unterricht sol-
le nicht räumlich getrennt vom restlichen Schulbe-
trieb stattfinden – findet er ja deshalb auch nicht. 
Reine DaZ-Schulen gibt es in Schleswig-Holstein 
nicht, soll es hier auch nicht geben. Bei uns er-
folgt der Basisunterricht in einer DaZ-Klasse im 
selben Schulgebäude wie der reguläre Unterricht. 
Anschließend besuchen die DaZ-Kinder teilintegra-
tiv den Regelunterricht, und nach abgeschlossener 
Förderung sollen sie am normalen Unterricht teil-
nehmen. Also, werte Kolleginnen und Kollegen, 
der Vorwurf, die Landesregierung würde Benachtei-
ligte im Regen stehen lassen, ist unredlich, er ist 
falsch. Ich persönlich sehe die Gefahr einer Stim-
mungsmache, die letzten Endes nur dem Falschen 
nützt.

Allein dieser eine Satz aus dem SPD Antrag – ich 
zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin:

„Gleichzeitig sind diese Familien politisch 
oft weniger wehrhaft und bei konservativen 
Mehrheiten die ersten, die von Einsparvor-
schlägen betroffen sind.“

(Lukas Kilian [CDU]: Ui! – Zuruf Serpil 
Midyatli [SPD])

Das ist eine böswillige Unterstellung, das ist bloße 
Polemik. Ganz ehrlich? Das vergiftet bei uns das 
politische Klima.

(Beifall CDU, FDP und Malte Krüger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Lachen 
Serpil Midyatli [SPD])

Unsere Bildungsministerin, das Bildungsministeri-
um, hat sich leidenschaftlich für diejenigen Schü-
ler eingesetzt, die unsere Unterstützung besonders 
brauchen. Das beweist das PerspektivSchul-Pro-
gramm, das beweisen die vielen Anstrengungen aus 
dem DaZ-Bereich. Wir haben im DaZ-Bereich die 
Lehrerzahlen gegenüber 2015 mehr als verdoppelt. 
Wir haben noch mal 360 zusätzliche Stellen zur 
Beschulung ukrainischer Kinder und Jugendlicher 
nachgeschoben.

Deshalb möchte ich mit einem Dank schließen. Ich 
bedanke möchte mich ganz herzlich bei all unseren 
Schulen, bei all unseren Lehrkräften, die jeden Tag 
Großartiges leisten. Darauf sollten wir stolz sein. 
Das sollten wir uns auch nicht zerreden lassen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Vielen Dank. – Das Wort hat jetzt der Kollege Mal-
te Krüger von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Serpil Midyatli [SPD]: Die Migrantenkinder 
sprechen alle kein Deutsch! Das ist genau 
die Logik, der dahintersteht! Und das ist das, 
was mich so ärgert!)

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Eine umfangreiche 
und vor allem durchgängige Sprachbildung ist fes-
ter Baustein unseres Bildungssystems. Das ist so 
und wird sich auch nicht ändern. Schulpflichtige 
Kinder und Jugendliche, die zu uns fliehen oder 
aus anderen Gründen einwandern, haben ein Recht 
auf Schule, und diejenigen ohne Deutschsprach-
kenntnisse erhalten auch weiterhin einen Zugang 
zu unserem schleswig-holsteinischen DaZ-Mehrstu-
fenmodell.

Wir alle erinnern uns sicherlich an das Jahr 2015. 
Viele Menschen sind vor Krieg und Terror nach 
Deutschland geflüchtet. Nicht nur die Hilfsbereit-
schaft und der Zusammenhalt in der Bevölkerung 
waren enorm, auch das Bewusstsein für die Sprach-
bildung, was seitdem gewachsen ist. Seitdem ist 
alltagsintegrierte Sprachbildung fester Bestandteil 
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des Lehramtstudiums und DaZ auch ein wichtiger 
Teil des Vorbereitungsdienstes der Lehrkräfte.

Menschen haben sich damals wie heute freiwillig 
gemeldet, um zu helfen, und auch viele Studierende 
engagieren sich bis heute für Geflüchtete; ein Bei-
spiel ist der Verein „kulturgrenzenlos“, der in der 
CAU gegründet wurde.

Ich war im Jahr 2015 in meinem Bachelorstudium, 
habe Deutsch und WiPo studiert und hatte auch das 
Gefühl: Bei dieser Herausforderung damals muss 
geholfen werden, damit diese zu meistern auch 
gelingen kann. Ich habe mir ein Sozialsemester 
genommen und an einer Erstaufnahmeeinrichtung 
für Geflüchtete geholfen, sodass Menschen sich im 
Containerdorf wenigstens ein bisschen wohlgefühlt 
und ein wenig Orientierung bekommen haben.

Aber viele Studierende haben damals noch viel 
mehr gemacht. Mit sehr vielen Kommiliton_innen 
haben wir freiwillig an Fortbildungen für Deutsch 
als Zweitsprache teilgenommen. Ich habe selbst in 
Kronshagen DaZ-Unterricht gegeben, lustigerweise 
bei der Schule, die hier vorhin zu Besuch war. 
Dieser DaZ-Unterricht ist für mich ein sehr wichti-
ger Bestandteil meines Lehrerjobs gewesen. Das ist 
nicht nur Grammatikunterricht, den wir da geben. 
Das ist viel mehr, das ist auch Kulturaustausch und 
so viel mehr.

Deshalb: DaZ-Unterricht an unseren Schulen ist 
Kern unserer Bemühungen für eine gelingende In-
tegration, aber eben nicht nur an unseren Schulen, 
auch viele Unternehmen setzen auf eigenen Sprach-
unterricht, damit eine Integration in die Arbeitswelt 
gelingen kann.

DaZ ist uns wichtig. Deshalb ist es auch gut, wenn 
wir heute darüber debattieren – aber, Herr Haber-
saat, doch nicht so! Ich zitiere aus Ihrem Antrag:

„Die Landesregierung wird beauftragt, vor 
Einsparungen im DaZ-System das bisheri-
ge System zu evaluieren und Verbesserungs-
möglichkeiten sowie“

– jetzt kommt es –

„Einsparpotentiale und Synergieeffekte zu 
identifizieren.“

Ich fasse das für mich mal so zusammen: Das Land 
soll nicht bei DaZ sparen, aber schauen, an welcher 
Stelle bei DaZ gespart werden kann.

(Martin Habersaat [SPD]: Erst gucken, wo, 
und dann, wie wir weiter verfahren!)

Lesen Sie sich den Satz noch einmal durch, viel-
leicht fällt dann der Groschen. Ich finde das etwas 
merkwürdig.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und CDU)

Wenn wir schon beim Groschen sind: Der liegt 
nicht auf der Straße. Deshalb muss in allen Berei-
chen gespart werden, und das auch, so leid mir das 
tut, im Bildungsbereich.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])
Im Jahr 2024 geht doch jedes Bundesland von ei-
nem erheblichen Zuwachs an DaZ-Schüler_innen 
aus. Woher wollen Sie denn die ganzen Lehrkräfte 
bekommen? Es ist doch eher so, dass momentan 
Schulen nicht wissen, wo sie die Schüler_innen un-
terbekommen und sie daher erst mal in den Regel-
unterricht schicken.

(Zuruf Peter Lehnert [CDU] – Martin Ba-
lasus [CDU]: Ist ganz logisch! Kann nicht 
funktionieren!)

Das ist nun wirklich nicht gut. Ich habe das erlebt, 
ich hatte kurzzeitig in meiner Klasse – kurz nach 
dem Ausbruch des Krieges ukrainische Geflüchtete, 
die kein Wort Deutsch gesprochen haben. Die neh-
men Sie doch nicht langfristig in den Unterricht. 
Wie soll das funktionieren? Sie können zum großen 
Teil kein Deutsch. Deshalb muss gezielt Deutsch-
unterricht stattfinden und kurzfristig versucht wer-
den, eine Lösung zu finden. Es darf nicht passieren, 
dass Schüler_innen mit DaZ-Bedarf langfristig kei-
nen adäquaten Platz bekommen, sondern das Ge-
genteil muss erfolgen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Opposition ist immer leicht, wenn man keine Ge-
genfinanzierungsvorschläge macht. Oliver Brandt 
und Lasse Petersdotter haben darauf schon vorhin 
in der Haushaltsdebatte hingewiesen. So richtig 
spannend wird es immer erst, wenn Sie erklären, 
woher die Fachkräfte kommen sollen, aber auch die 
finanziellen Mittel, die benötigt werden, wenn wir 
die Schüler_innenzahlen pro Klasse nicht erhöhen 
würden. Es gibt unterschiedliche Prognosen, wie 
viele DaZ-Schüler_innen wir im kommenden Jahr 
aufnehmen werden. Ich gehe davon aus, dass die 
Landesregierung hierzu vielleicht noch etwas sagen 
wird. Meines Wissens kalkuliert die Landesregie-
rung damit, dass durch die Erhöhung der Lerngrup-
pengröße rund 40 Stellen eingespart werden kön-
nen; das entspricht rund 2 Millionen Euro. Ich habe 
Ihrer Rede vorhin, Herr Habersaat, nicht entnehmen 
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können, wie Sie das gegenfinanzieren wollen; viel-
leicht wollen Sie dazu gleich noch etwas sagen.

(Martin Habersaat [SPD]: Staatssekretäre 
einsparen!)

Ich halte fest: Sie wissen weder, woher die Lehr-
kräfte kommen sollen, noch wie eine mögliche Ge-
genfinanzierung aussehen könnte. Sie wollen bei 
DaZ nicht sparen, aber schon mal nach Einsparpo-
tenzialen schauen. – So geht das nicht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Sie können mir glauben, dass uns Grünen guter 
DaZ-Unterricht sehr wichtig ist; aber Fremdspra-
chenunterricht in größeren Lerngruppen ist immer 
noch besser als gar kein Fremdsprachenunterricht. 
Mit zukünftig 18 Schülerinnen und Schülern in un-
seren DaZ-Klassen werden wir immer noch – Herr 
Balasus hat darauf hingewiesen – unter dem Bun-
desdurchschnitt liegen. Auch mit 25 Unterrichts-
stunden pro Woche bekommen unsere Schülerinnen 
und Schüler in der Basisstufe mehr Förderung als 
in vielen anderen Bundesländern. Da es Ihnen nicht 
nur um die Lerngruppenerhöhung geht – Sie haben 
das vorhin ausgeführt, Herr Habersaat –, sondern 
Sie auch konzeptionell beim DaZ-Unterricht etwas 
verbessern wollen, auch wenn Sie das nicht so kon-
kret ausführen, schlagen wir vor, Ihren Antrag in 
den Bildungsausschuss zu überweisen.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dann können wir zum Beispiel auch darüber spre-
chen, wie sprachsensibler Unterricht in anderen Fä-
chern ausschaut.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Herr Krüger!

Malte Krüger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir haben dort den Antrag IQB. Das passt gut zu-
sammen. Deshalb unterbreiten wir den Vorschlag. – 
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie mit 
mir Teilnehmerinnen und Teilnehmer eines Enrich-

ment-Kurses 2023/2024 aus verschiedenen Kieler 
Gymnasien. – Herzlich willkommen hier Landtag!

(Beifall)
Als Nächstem erteile ich Herrn Christopher Vogt 
von der FDP das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: 
Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Der schwarz-grüne Haushaltsent-
wurf beinhaltet zwar – wie ich vorhin schon er-
wähnt habe – keine breit angelegte Haushaltskon-
solidierung, geht aber dennoch an einigen Stellen 
zweifelsohne zulasten der Bildungsqualität. Wenn 
man die Klassengrößen zum DaZ-Unterricht er-
höht und sich die Unterrichtsversorgung unter dem 
Strich insgesamt verschlechtert, macht man das Bil-
dungssystem logischerweise nicht besser, sondern 
nimmt damit Verschlechterungen in Kauf.
Die Zahl der DaZ-Schülerinnen und ‑Schüler ist 
bereits auf sehr hohem Niveau und steigt weiter an. 
Bei gleichbleibenden Mitteln kann dies natürlich 
nur zulasten der Qualität gehen. Dies ist in Zeiten 
von PISA-Studien und des IQB-Bildungstrends ei-
ne Herausforderung, um es sehr freundlich auszu-
drücken.
Sprache und Bildung sind Grundvoraussetzungen 
für gelingende Integration und Teilhabe, hat Minis-
terin Prien hier einmal im Landtag gesagt. Ich teile 
diese Aussage voll und ganz. Die Landesregierung 
sollte sich nach unserer Auffassung anstrengen, die-
sen wahren Worten auch weiterhin die richtigen 
Taten folgen zu lassen.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
Im aktuellen Bericht der Landesregierung zur Un-
terrichtssituation ist der sehr hohe Bedarf im DaZ-
Bereich sehr deutlich ablesbar. Die Anzahl der 
DaZ-Schülerinnen und ‑Schüler hat sich zum Stand 
September 2022 im Vergleich zum Vorjahr in sehr 
kurzer Zeit mehr als verdoppelt. Das liegt natürlich 
vor allem am völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine, aber eben auch nicht 
nur daran. Ich kann nachvollziehen, dass es ange-
sichts dieser ganzen Entwicklung sehr schwierig 
ist, die Zahl der Lehrkräfte in gleichem Maße wie 
die Schülerzahlen anwachsen zu lassen. Ich teile 
die Einschätzung, dass es durchaus hilfreich und 
sinnvoll ist, Lehrkräften im Vorbereitungsdienst 
verstärkt das Angebot zu machen, das Zertifikat zu 
erwerben.
Nennenswerte Abstriche bei der Unterrichtsqualität 
würden unser ohnehin schon stark belastetes Schul-
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system weiter unter Druck setzen. Deswegen bin 
ich der Meinung, dass man sich diesen Schritt noch 
einmal sehr gut überlegen sollte. Ich bin wirklich 
sehr für solide Finanzen, vermutlich mehr als die 
meisten hier im Raum

(Widerspruch CDU)

– zumindest im unteren Bereich des Raumes. Ich 
weiß aber aus eigener Erfahrung, dass es Einspa-
rungen geben kann, die kontraproduktiv wirken,

(Serpil Midyatli [SPD]: Genau!)

nicht nur für die direkt Betroffenen, sondern auch 
für die Gesellschaft insgesamt.

Es wird seinen Grund gehabt haben, warum die 
Koalitionsfraktionen im vergangenen Jahr hier im 
Plenum mit einem Antrag vom Bund gefordert ha-
ben, dass dieser mehr Geld für Integrations- und 
Sprachkurse ausgeben soll. Da waren wir uns hier 
im Großen und Ganzen einig und einer Meinung. 
So war es übrigens auch beim Thema Sprach-Kitas. 
Ich habe die Debatten ganz anders in Erinnerung. 
Herr Kollege Balasus, Sie haben gesagt: Vielleicht 
hätten Sie ein ähnlich gutes Gedächtnis wie Olaf 
Scholz. – Ich glaube, Sie haben damit recht. Die 
Debatten haben wir hier geführt.

(Beifall FDP, SSW und Serpil Midyatli 
[SPD] – Martin Balasus [CDU]: Und hat es 
was genutzt?)

Ich kann mich sehr genau daran erinnern, dass auch 
die Vertreter der von Ihnen so geschätzten Ampel-
parteien das mit Blick auf die eigenen Leute in 
Berlin kritisch gesagt haben. Herr Kollege Balasus: 
Sie haben wirklich eine engagierte Rede gehalten. 
Aber wenn Sie hier von „Oppositionsgedröhn“ re-
den, nachdem Sie drei Minuten lang Oppositions-
gedröhn Richtung Berlin geschickt haben, dann 
braucht es auch noch einmal mehr Selbstreflexion.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Martin Ba-
lasus [CDU]: Man muss auch mal das Kind 
beim Namen nennen!)

Aber im Ernst: Wie wichtig das Erlernen der Spra-
che ist, darüber haben wir hier in den letzten Mo-
naten sehr häufig debattiert. Ich fürchte, das wer-
den wir auch weiterhin tun. Nicht nur der IQB-Bil-
dungstrend oder die PISA-Studie geben uns dazu 
immer wieder traurigen Anlass.

Doch leider macht die Landesregierung hier bisher 
viel zu wenig. Verpflichtende Sprachtests von Vier-
einhalbjährigen – ich sprach es vorhin schon an – 
halten wir für extrem wichtig, und die Landesregie-

rung kommt leider nicht voran, weil sich die Minis-
terinnen Prien und Touré hier nicht einig werden.
Im Dezember 2023 hat Ministerin Prien hier im 
Plenum gesagt, dass man das Bildungssystem nicht 
von heute auf morgen verändern könne. Das ist 
für viele strukturelle Maßnahmen sicherlich zutref-
fend. Man kann aber das Schulsystem wie bei der 
geplanten Erhöhung der Klassengrößen oder der 
Reduzierung der Unterrichtsversorgung durchaus 
auch mit Einzelentscheidungen spürbar weiter unter 
Druck setzen. Deshalb sage ich Ihnen abschließend: 
Wir sind bei Weitem nicht gegen jede Sparmaßnah-
me. Der Haushalt wird in den nächsten Jahren mit 
sehr umfassenden Maßnahmen wieder ins Lot ge-
bracht werden müssen, und fast jede einzelne Kon-
solidierungsmaßnahme ist auch immer irgendwie 
schmerzhaft. Das wissen wir aus eigener Erfahrung 
nur zu gut. Wir sind aber bei diesem Thema sehr 
skeptisch, ob man das wirklich so durchziehen soll-
te, weil das Land beim Thema Bildung und Integra-
tion einfach generell sehr viel Luft nach oben hat.
Gehen Sie also bitte noch einmal in sich und über-
denken Sie Ihre Pläne. Denken Sie bitte noch ein-
mal darüber nach, endlich verpflichtende Sprach-
tests für Viereinhalbjährige und entsprechende För-
dermaßnahmen vor der Einschulung einzuführen. 
Das ist eine Frage der Chancengerechtigkeit. Es ist 
nicht nur für die betroffenen Kinder gut, sondern 
auch für die Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft 
insgesamt.
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit, Herr 
Kollege, und hoffe, dass wir im Ausschuss noch 
ernsthaft und nicht so wie vorhin diskutieren wer-
den. – Vielen Dank.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Martin Ba-
lasus [CDU]: Es haben ja auch noch andere 
zugehört außer mir!)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat Jette Waldinger-Thiering vom SSW.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Im Dezember-Plenum haben wir

(Unruhe)
in einer Aktuellen Stunde zu den alarmierenden 
PISA-Ergebnissen gesprochen. Als Erklärung für 
das schlechte Abschneiden der Schüler und Schüle-
rinnen in der PISA-Studie wie auch in der IQB-Stu-
die wurde in erster Linie auf die wachsende Zahl 
an geflüchteten Kindern und Jugendlichen an den 
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Schulen verwiesen. Allerdings wird in den Analy-
sen und Evaluierungen der PISA- und IQB-Ergeb-
nisse immer wieder deutlich, dass die Förderung 
unserer Schülerinnen und Schüler mit Migrations-
hintergrund besonders im Hinblick auf die basale 
Fähigkeit – also auch Sprache – unzureichend ist. 
Das wiederum führt dazu, dass die Leistungssche-
re zwischen Schüler und Schülerinnen mit und 
ohne Migrationshintergrund immer weiter ausein-
anderklafft. Hier besteht doch schon eine klar er-
kennbare Schieflage. Statt eine gut durchdachten 
und umfangreiche Investition für den Ausbau der 
Sprachförderung – wie zum Beispiel des DaZ-Un-
terrichts an allgemeinbildenden und beruflichen 
Schulen – zu tätigen, werden hier die Mittel gekürzt 
und die Klassengrößen erhöht, obwohl ganz klar 
benannt wird, dass sich die Anzahl der DaZ-Schü-
ler und ‑Schülerinnen aufgrund des russischen An-
griffskriegs in der Ukraine quasi verdoppelt hat.

Die einzige halbherzige Lösung, um möglichst vie-
le Schülerinnen und Schüler mit DaZ-Unterricht zu 
versorgen, besteht darin, die Schülerzahlen von 16 
auf 18 pro Klasse zu erhöhen – also kaum weniger 
als die durchschnittliche Schülerzahl in einer regu-
lären Grundschulklasse. Für viele DaZ-Lehrkräfte 
wird der Unterricht dadurch nur noch herausfor-
dernder, als er ohnehin schon ist. Aufgrund des 
aktuellen Lehrkräftemangels ist es jetzt besonders 
wichtig, attraktive Anreize für DaZ-Lehrkräfte, vor 
allem für Quereinsteiger, zu schaffen, um den Be-
darf an DaZ-Lehrkräften zu decken.

Der Einsatz von DaZ-Lehrkräften muss der Aufga-
be entsprechend honoriert werden. Statt Klassen zu 
vergrößern, muss der Unterricht für die Schüler und 
Schülerinnen mit den unterschiedlichen Ausgangs-
sprachen und unterschiedlichen Ausgangsniveaus 
individuell und effektiv gestaltet und angepasst 
werden.

Die Sprachförderung unserer Schülerinnen und 
Schüler ist notwendig, denn Sprachkompetenz ist 
eine wichtige Stellschraube, wenn es um Integrati-
on und Teilhabe geht. Sprachkompetenzen sind die 
Grundlage, um zu kommunizieren, um sich mitzu-
teilen und um Zusammenhänge zu verstehen. Sie 
bilden die Basis, um Fähigkeiten und Talente zu 
entwickeln. Nicht nur die Schulleistungen werden 
durch Sprachkompetenzen verbessert, auch die ge-
sellschaftliche Teilhabe und Integration steht und 
fällt mit den sprachlichen Fähigkeiten.

Gute Sprachkompetenzen der Schüler und Schüle-
rinnen können sich so auch positiv auf die Integra-
tion des gesamten Familiensystems auswirken. So-

mit führt intensive Sprachförderung gleichzeitig zu 
Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit.

Eigentlich haben wir diesbezüglich kein Erkennt-
nisdefizit. Bei uns ist der Groschen gefallen. Wir 
haben ein deutliches Handlungsdefizit. Zusammen-
gefasst heißt das: Die Sprachförderung in Form von 
DaZ-Unterricht an allgemein- und berufsbildenden 
Schulen muss ausgebaut und erweitert werden. Da-
für müssen mehr Quereinsteiger für das DaZ-Lehr-
amt gewonnen werden und die bisherigen Sprach-
förderkonzepte evaluiert und verbessert werden. Ei-
ne Investition in den Ausbau der Sprachförderung 
ist besonders nachhaltig und effektiv investiertes 
Geld. Wir stärken hiermit nicht nur unsere Schüler 
und Schülerinnen, sondern einen großen Teil unse-
rer Gesellschaft.

Deshalb bin ich froh, dass wir unseren gemeinsa-
men Antrag von SPD und SSW in den Ausschuss 
überweisen, wo wir hoffentlich ordentlich darüber 
diskutieren, wie genau wir dieses Problem anpa-
cken können. Bei uns ist der Groschen gefallen. 
Wenn man den Satz nicht richtig versteht: Wir sind, 
als die große Flüchtlingskrise anfing, mit dem DaZ-
Konzept gestartet. Und, kære venner, irgendwann 
kann man das auch mal evaluieren und gucken: 
Wie können wir es verbessern, wie können wir es 
ausbauen? – Etwas anderes wollen wir gar nicht. 
Insofern sollten wir im Ausschuss darüber diskutie-
ren.

Wir gehen alle auf die Straße und demonstrieren 
gegen das, was wir nicht haben wollen. Geben wir 
uns doch gemeinsam den Ruck, diesen Kindern die 
Möglichkeit zu geben, unter schwierigen Vorausset-
zungen ein Teil dieser Gesellschaft zu werden.

(Beifall SSW und SPD)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat jetzt die Bildungsministerin Karin 
Prien.

Karin Prien, Ministerin für Allgemeine und Beruf-
liche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Große Einigkeit besteht hier im Haus – ich 
darf den englischen Philosophen John Locke dazu 
zitieren –, dass „Sprache das wichtigste Werkzeug 
und das gemeinsame Band der Gesellschaft“ ist. 
Gute Sprachkenntnisse sind der erste Schritt für ei-
ne gelingende Integration. Auch insoweit sind wir 
uns einig. Sie sind Voraussetzung für eine erfolgrei-
che Bildungsbiografie und die aktive und gleichbe-
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rechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und 
an der Arbeitswelt.

Ja, jedes Kind hat das Recht auf die Chance, das 
eigene Potenzial voll auszuschöpfen. Das gilt für 
jedes Kind, das hier geboren wird, das woanders 
geboren ist, das später oder früher zu uns kommt. 
Das spielt für uns keine Rolle.

Der jüngste IQB-Bildungstrend zeigt: Jugendliche 
mit Zuwanderungshintergrund haben bundesweit 
gerade im Fach Deutsch nicht den Kompetenzstand, 
den sie haben müssten, um am gesellschaftlichen 
und beruflichen Leben so teilhaben zu können, wie 
wir uns das gemeinsam wünschen.

Das gilt übrigens auch für Schülerinnen und 
Schüler ohne Migrationshintergrund aus häufig bil-
dungsfernen Schichten, ist aber eben auch vor al-
lem nachteilig bei den Schülerinnen und Schülern, 
die zu Hause gar kein oder selten Deutsch sprechen. 
Deshalb kommt einem guten DaZ-Unterricht an un-
seren Schulen eine besondere Bedeutung zu.

Ich will aber trotzdem eine Seitenbemerkung ma-
chen, lieber Herr Vogt – ich weiß gar nicht, ob er 
noch da ist oder wieder da ist; ja, da ist er –: Selbst-
verständlich ist die frühkindliche Bildung für uns, 
Aminata Touré und mich, und die gesamte Landes-
regierung ein prioritäres Anliegen. Deshalb haben 
wir schon angekündigt, dass wir mit dem Schul-
jahr 2024/2025 in ein früheres Sprachscreening mit 
geeigneten Fördermaßnahmen einsteigen werden, 
dass wir das gemeinsam entwickeln. Wir werden 
dazu am 14. Februar 2024 einen Fachtag durchfüh-
ren, und wir werden ein entsprechendes Konzept 
vorlegen. Das haben wir alles längst angekündigt. 
Deshalb müssen Sie keine Sorge haben, dass wir 
diese sinnvolle Maßnahme nicht auch gemeinsam 
mit aller Kraft verfolgen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen sagen: 
Wir haben in den letzten Jahren massive Kraftan-
strengungen unternommen, um den DaZ-Unterricht 
nicht nur für eine massiv ansteigende Zahl von 
Schülerinnen und Schülern zu gewährleisten, nein, 
sondern auch um die Qualität deutlich zu verbes-
sern.

Die Zahlen haben Sie gehört: Einschließlich der 
DaZ-Stellen für die ukrainischen Kinder und Ju-
gendlichen haben wir über 600 zusätzliche Stellen 
in den letzten Jahren geschaffen – zuzüglich 160 
Unterstützungslehrkräfte, die Sie übrigens in Ihren 
ganzen Erörterungen auch nirgends erwähnen. Mit 

den Unterstützungslehrkräften haben wir erstmals 
in Schleswig-Holstein die Möglichkeit geschaffen, 
eine Doppelbesetzung in DaZ-Klassen zu schaffen 
und eine ganz andere Unterrichtssituation zu ge-
währleisten. Das hat es in dieser Form vor 2022 in 
Schleswig-Holstein nicht gegeben. Auch das müs-
sen Sie bei der Bewertung unseres DaZ-Unterrich-
tes berücksichtigen.
Darüber hinaus müssen Sie berücksichtigen, dass 
wir weitere 136 zusätzliche Lehrkräfte für Alpha-
betisierung, für Inklusion und für die Mathematik-
unterstützung geschaffen haben, die nicht auf die 
Gruppengröße angerechnet werden. – Auch das ist 
eine Maßnahme zur Qualitätssteigerung im DaZ-
Unterricht, die ich für sehr wichtig erachte, aber die 
eben bei Ihren Argumentationen bisher leider keine 
Berücksichtigung gefunden hat.
Herr Vogt, ich bin dankbar, dass Sie immerhin 
anerkennen, dass uns der Aufwuchs an geflüch-
teten Schülerinnen und Schülern vor massive He-
rausforderungen stellt, weil wir inzwischen fast 
35.000 Schülerinnen und Schüler im DaZ-Bereich 
beschulen. Wir haben ein all time high, einen abso-
luten Höchststand erreicht. Ja, das stellt das System 
vor große Herausforderungen räumlicher Art, aber 
auch personeller Art.
Um das auch gleich zu sagen: Wir haben seit 2017 
über 4.000 Menschen – Lehrkräfte – als DaZ-Kräf-
te in unserem System ausgebildet. Da kann man 
jetzt auch nicht sagen: Ihr habt ja versäumt, da die 
Leute auszubilden! – Nein, wir haben überhaupt 
nicht nachgelassen in dem Bemühen, junge Men-
schen und übrigens auch nicht nur junge Menschen, 
sondern auch Lehrkräfte im Rahmen von Fort- und 
Weiterbildungen hier auszubilden. Selbstverständ-
lich bestand die ganze Zeit die Möglichkeit, das 
DaZ-Zertifikat im Rahmen des Vorbereitungsdiens-
tes zu erwerben. Das haben wir gar nicht ausge-
setzt, weil wir immer gesagt haben: Wir müssen 
damit rechnen, dass wir auch wieder in eine Situati-
on kommen, in der wir besonders viele Lehrkräfte 
brauchen, die das beherrschen.
Frau Waldinger-Thiering, wir evaluieren das jetzt, 
nachdem wir ein System von der Küstenkoalition 
übernommen haben. Wir sagen heute – das sagen 
wir übrigens nicht erst seit heute, damit haben wir 
im letzten Jahr schon begonnen –, wir müssen 
da genau draufschauen, ob die Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen, die wir machen, ausreichen 
oder ob wir angesichts der Heterogenität nicht noch 
zusätzliche Angebote machen müssen, ob es aus-
reicht, das Zertifikat zu machen oder ob wir ge-
nau diese Leute, die das Zertifikat machen, auch 
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im späteren Verlauf noch einmal weiterbilden müs-
sen, damit die Qualität ansteigt. – All das prüfen 
wir zurzeit. Darüber haben wir uns übrigens im 
Dezember 2023 verständigt. Das werden wir selbst-
verständlich auch tun. Die Evaluation hat schon 
begonnen.

Ich verstehe es natürlich, glauben Sie mir: Sparen 
im Schulbereich macht auch mir überhaupt keinen 
Spaß. Es macht niemandem Spaß in dieser Landes-
regierung, genauso wie Sparen im Kitabereich oder 
im Sozialbereich keinen Spaß macht. Deshalb ha-
ben wir uns das natürlich sehr genau angeschaut. 
Man kann das alles kritisieren, selbstverständlich, 
aber es eignet sich weiß Gott nicht zum Skandali-
sieren.

Ich will Ihnen auch erklären, warum. Es gibt zwei 
Stellgrößen. Das hat übrigens keiner von Ihnen an-
gemerkt. Es geht einmal um Gruppengrößen, und 
es geht um die Anzahl der Stunden, die im DaZ-Be-
reich gegeben wird. Tatsächlich ist es doch so, dass 
in Schleswig-Holstein – anders als in anderen Bun-
desländern – 25 Wochenstunden im DaZ-Unterricht 
erteilt werden und eben nicht nur 20, wie zum 
Beispiel in Hessen, obwohl es da größere Grup-
pen gibt, ähnlich wie in Mecklenburg-Vorpommern. 
Dass wir hier in Schleswig-Holstein tatsächlich ein 
qualitativ schlecht ausgestatteten DaZ-Unterricht 
hätten, das ist nun wirklich nicht richtig.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern können Sie mir glauben, dass wir erstens 
alles tun werden, um im Rahmen der Evaluation 
herauszufinden: Wie können wir den DaZ-Unter-
richt noch besser machen? Dazu gehört natürlich 
auch die feste Überzeugung, dass die frühe Inte-
gration in den Schulbetrieb und das „Sprachbad“ 
selbstverständlich die richtigen Wege sind, dass der 
sprachsensible Unterricht – auch über den DaZ-Un-
terricht hinaus übrigens; ein Thema, das auch noch 
nicht angesprochen wurde – ein Weg ist, den wir 
gehen müssen. Wir werden auf Dauer eine hetero-
gene Schülerschaft – oftmals mit einem Migrations-
hintergrund – haben. Deshalb ist das notwendig.

Selbstverständlich stehen wir auch dafür, dass die 
Kinder und Jugendlichen am Nachmittag im Rah-
men des Ganztags – auch das ein Thema, das 
Sie nicht angesprochen haben – in die entsprechen-
den Angebote eingebunden werden. Trotzdem ist 
es weiter notwendig, zusätzliche Sprachfördermaß-
nahmen außerhalb des Unterrichtes am Nachmittag 
und in den Ferien anzubieten. Deshalb investieren 
wir auch in diesem Bereich in sprachfördernde Pro-

jekte im Rahmen eines Sprachförder- und Integrati-
onsvertrags mit den Verbänden, mit denen wir das 
gemeinsam durchführen. Dazu gehört auch, dass 
man im Bereich Musik, Sport, Theater und so wei-
ter zusätzliche Projekte anbietet.

Ich bleibe also dabei: Die Maßnahme, die wir hier 
vornehmen, ist vertretbar. Ich halte sie für keines-
falls skandalisierbar. Ich freue mich darauf, mit 
Ihnen gemeinsam den DaZ-Unterricht weiter zu 
evaluieren. Das tun wir übrigens auch gemeinsam 
mit den anderen Bundesländern, die vor ähnlichen 
Fragestellungen stehen. Ich bleibe dabei: Sprache 
ist das gemeinsame Band der Gesellschaft, und es 
ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe, für die sprach-
liche Integration aller bei uns lebenden Menschen 
zu sorgen. Das tun wir. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Die Ministerin hat die Redezeit um dreieinhalb Mi-
nuten überzogen. Es hat sich Herr Habersaat zu 
einem Redebeitrag gemeldet. – Drei Minuten oder 
Restredezeit?

(Martin Habersaat [SPD]: Dreieinhalb Minu-
ten!)

– Dreieinhalb Minuten.

Martin Habersaat [SPD]: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Meine Damen und 
Herren! Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich will auf 
ein paar Punkte eingehen, weil unsere Kritik nicht 
so wahnsinnig pauschal und undifferenziert ist, dass 
man das so machen kann, wie Herr Balasus das 
gemacht hat – finde ich. Niemand hat gesagt, dass 
unser DaZ-Konzept in Schleswig-Holstein schlecht 
ausgestattet wäre. Das hat keiner gesagt. Wir ha-
ben im Bildungsausschuss allerdings gemeinsam 
festgestellt, dass trotz der vergleichsweise hohen 
Mittel, die wir in unser DaZ-System investieren, 
vergleichsweise schlechte Ergebnisse dabei heraus-
kommen. Das war der Grund, warum wir uns auf 
eine Evaluation geeinigt haben.

Mein Ansatz ist nun zu sagen: Bevor Sie jetzt die 
Klassen vergrößern, warten Sie doch die Evaluati-
on ab, denn es ist ja erkennbar, dass durch das rei-
ne Vergrößern der Klassen sicherlich nichts besser 
werden wird. Das ist, glaube ich, ein nachvollzieh-
barer Punkt.
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Was die Qualität der Ausstattung angeht, hätte ich 
einen Einwand. Wir stellen immer noch sehr vie-
le Menschen als DaZ-Hilfskräfte mit befristeten 
Verträgen ein, obwohl die erkennbar dauerhaft ge-
braucht werden. Da würde ich mir wünschen, dass 
wir solchen Menschen, die wir dauerhaft im Bil-
dungswesen brauchen, auch dauerhafte Perspekti-
ven verschaffen.

(Martin Balasus [CDU]: Das wäre ein guter 
Satz für den Antrag gewesen!)

Der zweite Punkt, Herr Balasus oder Herr Krüger, 
das weiß ich jetzt gar nicht mehr, der ein bisschen 
an der Sache vorbeiging: Natürlich haben wir keine 
DaZ-Schulen. Das hat auch niemand behauptet. Mit 
dem Argument, dass es keine reinen DaZ-Schulen 
gibt, lösen Sie aber nicht den berechtigten Kritik-
punkt auf, dass es Schulen mit DaZ-Klassen gibt, 
die diese Klassen räumlich getrennt vom restlichen 
Schulgebäude beschulen. Diese Schülerinnen und 
Schüler kommen gar nicht – niemals – mit den an-
deren Schülerinnen und Schülern in Kontakt. Meine 
herzliche Bitte ist: Gucken Sie sich das einmal im 
Land an, und lassen Sie uns gemeinsam überlegen, 
wie wir das verbessern können!

Wenn diese Schülerinnen und Schüler im Ganztag 
ankommen, dann freue ich mich sehr. Momentan 
scheint es allerdings die Regel zu sein, dass diese 
Kinder nach ihrem DaZ-Angebot zu Hause landen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Dann erfahren sie keinerlei Ansprache mehr auf 
Deutsch, es sei denn, es gibt irgendwelche ehren-
amtlichen oder hauptamtlichen Initiativen wie in 
Bad Oldesloe. Dort gibt es das Projekt des Famili-
engartens, in dem es darum geht, solchen Kindern 
schon am späten Vormittag Ansprache auf Deutsch 
zu ermöglichen.

Als ich Lehrer war, hing in unserem Lehrerzim-
mer eine Karikatur, an die ich ein bisschen denken 
musste, als Sie über die gute Ausbildung der DaZ-
Kräfte sprachen. Da stand: In Anerkennung Ihrer 
fachlichen Kompetenzen und ihrer pädagogischen 
Qualität gestattet sich die Schulleitung, Ihre Klasse 
um drei Schüler aufzustocken. – So ganz weit sind 
Sie davon gerade nicht entfernt. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Antrag Drucksache 
20/1777 (neu) dem Bildungsausschuss zu überwei-
sen. Wer so beschließen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW, FDP 
und CDU. Das ist einstimmig beschlossen.
Ich rufe die Tagesordnungspunkte 11 und 40 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Gesetzentwurf der Volksinitiative „Rettet den 
Bürgerentscheid!“
Drucksache 20/1792

b) Entscheidung über die Zulässigkeit der 
Volksinitiative „Rettet den Bürgerentscheid!“

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- 
und Rechtsausschusses
Drucksache 20/1785

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht der Fall.
Ich erteile das Wort zu b) dem Berichterstatter des 
Innen- und Rechtsausschusses, dem Abgeordneten 
Jan Kürschner.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Ich verweise auf die Vorlage.

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Ich danke dem Berichterstatter. – Gibt es Wortmel-
dungen zu dem Bericht? – Das ist nicht der Fall.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Thomas Jepsen von der CDU-Fraktion.

Thomas Jepsen [CDU]: 
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Das erforderliche Quorum ist erreicht, und die 
Volksinitiative ist selbstverständlich zulässig.

(Beifall FDP und SSW)
– Das war nur eine einfache Feststellung.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, fang bloß nicht 
mit dieser Demokratie an!)

Wir werden uns mit der Volksinitiative noch ein-
mal im Innen- und Rechtsausschuss und mitbera-
tend im Petitionsausschuss befassen. Ich möchte an 
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dieser Stelle aber noch einmal darauf hinweisen, 
dass der Titel „Rettet den Bürgerentscheid!“ etwas 
suggeriert, das so nicht zutrifft und irreführend ist. 
Denn es wird so getan, als würden Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheide abgeschafft. Das aber trifft 
überhaupt nicht zu.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN)

Auch der Vorwurf von Demokratieabbau und wenig 
Respekt vor direkter Demokratie, der immer mal 
wieder vorgebracht wird, ist haltlos. Nein, so ist es 
eben nicht.

(Christopher Vogt [FDP]: Sondern?)

Bürgerbegehren und Bürgerentscheide gibt es im-
mer noch.

(Dr. Bernd Buchholz [FDP]: Aber nicht mehr 
für alle!)

Es wird sie auch weiterhin geben: zu Schulstandor-
ten, Kitas, Fahrradwegen, Mobilfunkplanung, Kli-
maschutz und zu allen möglichen Themen. Vor 
zehn Monaten haben wir hier lediglich eine Korrek-
tur zu einigen nicht bewährten Regelungen vorge-
nommen.

Für Wiederholungsbürgerbegehren wurde eine Frist 
von zwei Jahren eingeführt, damit über den glei-
chen Gegenstand nicht ständig neu diskutiert wird. 
Was einmal klargestellt ist, muss zumindest für eine 
gewisse Zeit klar bleiben.

Für kassatorische Bürgerbegehren, also Bürgerbe-
gehren, die sich gegen einen Beschluss der Ge-
meindevertretung wenden, muss das Bürgerbegeh-
ren innerhalb von drei Monaten eingereicht sein. 
Was einmal beschlossen ist, muss dann auch nach 
einer anschließend nicht allzu langen Zeit verläss-
lich bleiben.

Bei den kassatorischen Bürgerbegehren im Rahmen 
von Bauleitplanungen haben wir eine vor elf Jah-
ren eingeführte Regelung nur zum Teil zurückge-
nommen: Wenn ein Aufstellungsbeschluss nicht mit 
Zweidrittelmehrheit beschlossen wird, sind Bürger-
begehren weiterhin möglich. Die mit großer Mehr-
heit entschiedenen Bauleitplanungen sollen aber 
verlässlich sein und nicht verzögert werden.

Die Quoren für Unterschriften zu Bürgerbegehren 
und Mehrheiten bei Bürgerentscheiden haben wir 
auch nur moderat angehoben und etwas vereinheit-
licht.

(Beifall CDU und Bina Braun [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN])

Insgesamt haben wir einen ausgewogenen und fein 
tarierten Weg eingeschlagen und sind zu einem 
guten Ausgleich von direkter und repräsentativer 
Demokratie gekommen. Das Grundgesetz geht von 
Volksvertretungen aus, und wir haben die gewähl-
ten Volksvertreter mit ihrem dem Allgemeinwohl 
verpflichteten Interessenausgleich in den Kommu-
nalvertretungen etwas gestärkt. Die Kommunen 
sollen handlungsfähig und Kommunalpolitik ver-
lässlich bleiben. Dazu muss es Planungssicherheit 
für alle geben. Dabei sollten wir bleiben. – Vielen 
Dank.

(Beifall CDU und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Eka von Kalben: 
Das Wort hat nun die Abgeordnete Bina Braun von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Bina Braun [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Das Thema Bürgerbegehren beschäftigt 
uns heute erneut, weil es der Volksinitiative gelun-
gen ist, über 20.000 Unterschriften zu sammeln. 
Das ist eine sehr beeindruckende Zahl.
Als ich bei der Übergabe der Unterschriften an den 
Landtag hier vor dem Haus dabei war, sprach mich 
ein Journalist an, ob ich bereit wäre, etwas dazu zu 
sagen. Ich sagte zu, und er hielt mir sein Handy zur 
Aufzeichnung hin. Seine erste Frage war: Haben 
sich die Grünen über den Tisch ziehen lassen?

(Christopher Vogt [FDP]: Ja! – Dr. Bernd 
Buchholz [FDP]: Sie haben mit Ja geantwor-
tet!)

– Nein, das habe ich nicht. Diese Art der Betrach-
tung beschäftigt mich seitdem. Denn ehrlich ge-
sagt halte ich es für gesellschaftlich problematisch, 
wenn ein Kompromiss als Niederlage für die eine 
und als Sieg für die andere Seite gewertet wird. 
Es mag der vermeintlich interessanteren Meldung 
geschuldet sein, aber für alle hier ist es doch un-
ser Alltag, Kompromisse zu finden. Das ist gut so. 
Denn Demokratie bedeutet nicht, dass ich hundert-
prozentig meine Meinung durchsetze und ansonsten 
verloren habe oder mich über den Tisch habe zie-
hen lassen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Wenn wir auf Landesebene Kompromisse schlecht-
reden, wie soll es dann auf kommunaler Ebene 
funktionieren? Bei Bürgerbegehren geht es darum, 
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die eigene Meinung auf kommunaler Ebene durch-
zusetzen. Auch hier müssten sich eigentlich beide 
Seiten aufeinander zubewegen. Manchmal klappt 
das wirklich nicht. Darum sind Bürgerbegehren an 
sich unverzichtbar.

Sie sind aber weder das einzige Mittel zur Bürger-
beteiligung, noch das beste. Bei einem Bürgerrat 
beispielsweise redet man miteinander. Das ist ein 
konstruktiver Prozess.

Bei Bürgerbegehren gibt es mehrere Arten, zum 
Beispiel initiierende oder kassatorische. Die initiie-
renden Bürgerbegehren finde ich klasse. Menschen 
haben eine Idee, sammeln Unterschriften, bringen 
das in ein kommunales Gremium ein – so weit, so 
gut.

Beim kassatorischen Begehren geht es darum, den 
Beschluss eines demokratisch legitimierten Gremi-
ums zu kippen. Das ist manchmal leider notwen-
dig, wenn die Gemeinde- oder Stadtvertreter_innen 
nicht gesprächsbereit sind, was sie eigentlich sein 
sollten. Aber am Ende gibt es dabei immer Gewin-
ner und Verlierer. Das ist in kleinen Gemeinden 
wirklich sehr problematisch.

Demokratie bedeutet für mich anzuerkennen, dass 
es unterschiedliche Blickwinkel auf dieses Thema 
gibt. Die einen finden Bürgerbegehren schlecht. Sie 
finden es völlig ausreichend, wenn nur die gewähl-
ten Vertreter_innen entscheiden. Die anderen finden 
Bürgerbegehren geradezu ideal, um bei strittigen 
Fragen eine zügige Klärung herbeizuführen.

Wir Grünen sind für Bürgerbegehren. Daher habe 
ich mich bei den Verhandlungen mit unserem Ko-
alitionspartner sehr dafür eingesetzt, dass wir keine 
Anhebung der Quoren auf 15 Prozent für Bürger-
begehren und 30 Prozent für Bürgerentscheide be-
kommen – und das auch noch landeseinheitlich, 
egal, ob auf dem Land oder in der Großstadt.

Wir haben in den Verhandlungen folgenden Kom-
promiss erzielt: Es gibt weiterhin eine Staffelung 
nach Ortsgröße, was entscheidend ist, um Bürger-
begehren und -entscheide überhaupt noch erfolg-
reich durchzuführen. Wir haben geringere Quoren 
geeint. Ein Klimabegehren wie in Flensburg hätte 
übrigens mit Quoren von 15 und 30 Prozent keinen 
Erfolg gehabt. Es gibt auch weiterhin für Initiativ-
bürgerbegehren wie das Klimabegehren in Flens-
burg sechs Monate Zeit zur Unterschriftensamm-
lung.

Bei der Bauleitplanung sind die Fristen kürzer. 
Wenn die Beschlüsse mit einer Zweidrittelmehrheit 
gefasst werden, sind keine Bürgerbegehren dagegen 

mehr möglich. Dass wir da mitgegangen sind, hat 
auch damit zu tun, dass bei diesen Beschlüssen 
zur Bauleitplanung ohnehin Beteiligungsverfahren 
für Bürger_innen gesetzlich vorgegeben sind, ganz 
unabhängig vom Bürgerbegehren.
Fazit: Ja, wir Grüne hätten bei den Bürgerbegehren 
gar nichts verändert, und, ja, die CDU hätte bei 
den Bürgerbegehren gerne noch sehr viel mehr ver-
ändert.

(Unruhe FDP – Christopher Vogt [FDP]: 
Aha! – Dr. Heiner Garg [FDP]: Böse!)

Wir sind aufeinander zugegangen, wir haben hart 
miteinander gerungen und einen Kompromiss erar-
beitet. Zu diesem Kompromiss stehen wir. – Vielen 
Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich der Kollegin So-
phia Schiebe das Wort.

(Unruhe FDP)

Sophia Schiebe [SPD]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich habe heute die Ehre, die Rede 
meines geschätzten Kollegen Dr. Kai Dolgner zu 
halten. An dieser Stelle wünschen wir ihm natürlich 
gute Besserung.

(Beifall)
Ganz Deutschland spricht darüber, wie man Bürge-
rinnen und Bürger besser an den politischen Ent-
scheidungen beteiligen kann. 70 bis 80 Prozent 
wollen mehr direkte Demokratie. Ganz Deutsch-
land? – Nein, ganz hoch im echten Norden trotzt 
Schwarz-Grün dem Trend und hat im letzten Jahr 
die Bürgerentscheide in Schleswig-Holstein stark 
eingeschränkt – wenn man sich die Zahlen von 
2023 anschaut: mit Erfolg. So hat sich die Anzahl 
der Bürgerbegehren halbiert. Gratulation, das ist der 
erste Preis für rückwärtsgewandte Politik, und der 
geht an Sie!

(Beifall SPD, FDP, SSW – Christopher Vogt 
[FDP]: Damit kannst du sie gar nicht beleidi-
gen! – Heiterkeit SPD)

Sie haben während des gesamten Gesetzgebungs-
prozesses nicht erklären können, weshalb Bürgerbe-
teiligung so störend für die kommunalen Räte wäre. 
Zur Erinnerung: Unsere über tausend kommunalen 
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Räte fällen zehntausende Entscheidungen pro Jahr. 
Demgegenüber standen gerade einmal 20 Bürgerbe-
gehren pro Jahr. Das Argument ist deshalb schon 
rein zahlenmäßig nicht nachvollziehbar.

Abstimmungen sieht der Artikel 20 unseres Grund-
gesetzes neben Wahlen als legitimes Instrument der 
Meinungsbildung durch das Volk ausdrücklich vor. 
Sie haben zudem den unschätzbaren Wert, dass es 
im Gegensatz zur Sichtbarkeit von Demonstratio-
nen nicht darauf ankommt, ob man sich festklebt, 
blockiert oder langsam mit dem Trecker fährt. Je-
der hat mit seiner Stimme die gleiche Möglichkeit, 
die Politik zu beeinflussen, völlig unabhängig von 
Transportmittel und Lautstärke.

Hatte ich gerade gesagt jeder? – Das muss ich lei-
der zurücknehmen. In den Gemeinden, in denen 
es nur eine Fraktion im Rat gibt – das betrifft in-
zwischen über die Hälfte –, sind gar keine Bürger-
entscheide zur Bauleitplanung mehr möglich, denn 
wenn die Entscheidung mit zwei Dritteln der an-
wesenden Mitglieder gefallen ist, ist der Bürgerent-
scheid ausgeschlossen. Hätte die Gemeindevertre-
tung in Norderwöhrden, die nur aus Mitgliedern ei-
ner Wählergemeinschaft besteht, an diesem Montag 
den B-Plan zur Errichtung der Batteriefabrik abge-
lehnt, hätten die Bürger_innen diese Entscheidung 
nicht mehr durch einen Bürgerentscheid korrigieren 
können.

(Zurufe: Genau!)

Finde den Fehler!

(Beifall SPD, FDP und SSW)

Dabei käme es doch gerade in den Gemeinden mit 
einer überstarken oder sogar einer einzigen Frakti-
on darauf an, dass sich eine gegenteilige Meinung 
auch Verhör verschaffen kann, oder? Wer in einer 
solchen Gemeinde wohnt, hat durch Schwarz-Grün 
nun de facto weniger Beteiligungsrechte als andere. 
Das führt unweigerlich zur Frustration.

Es geht nicht darum, dass es massenweise Bür-
gerentscheide in der Vergangenheit gegeben hätte, 
aber allein die Möglichkeit eines Bürgerentschei-
des hat mancherorts die Dialogbereitschaft erheb-
lich gesteigert. Zum Glück kann Schwarz-Grün im 
Landtag ein Volksbegehren nicht mit Zweidrittel-
mehrheit unterbinden. Die uns vorliegende Volks-
initiative ist von einem breiten Bündnis getragen. 
Unter den über 50 Bündnispartnern finden sind üb-
rigens auch die Grüne Jugend Schleswig-Holstein 
und der Grünen-Kreisverband Ostholstein.

(Christopher Vogt [FDP]: Hört, hört! – Bei-
fall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Dabei ist die Volksinitiative nun wenig revolutio-
när.

(Christopher Vogt [FDP]: Denen müsst ihr 
mal „Kompromiss“ erklären!)

Sie will nicht etwa die fortschrittliche Gesetzge-
bung Bayerns einführen, sondern zum vorherigen 
Standard, bevor er durch Schwarz-Grün vermurkst 
wurde, zurückkehren.
Selbstverständlich habe ich nicht die Hoffnung, 
dass Sie sich diesmal durch bessere Argumente 
überzeugen lassen, deshalb kann ich Ihnen verraten, 
dass wir den Weg bis zum Volksentscheid konse-
quent zu Ende gehen werden.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Beifall Uta 
Röpcke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Lasse Petersdotter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Heiterkeit SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Kollegen 
Dr. Bernd Buchholz das Wort.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
25.363 gültige bei 27.467 abgegebenen Unterschrif-
ten. Ich sage einmal: eine stolze Leistung. So vie-
le Volksinitiativen hat es im Lande Schleswig-Hol-
stein nicht gegeben – wenn ich richtig recherchiert 
habe, ist das die 32. Volksinitiative in Schleswig-
Holstein –, die waren weiß Gott nicht alle erfolg-
reich. Ich gratuliere denjenigen, die es angescho-
ben haben, dass sie es geschafft haben. Herzlichen 
Glückwunsch!

(Beifall FDP, SSW, vereinzelt SPD und Bei-
fall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Diese erfolgreiche Volksinitiative gibt diesem Haus 
noch einmal die Gelegenheit, darüber nachzuden-
ken, was man da im letzten Jahr eigentlich auf die 
Reise schicken wollte und was wir in diesem Haus 
mehrfach diskutiert haben. Wir könnten die Positio-
nen jetzt erneut ausbreiten.
Kollegin Braun, nur eines zur Korrektur der His-
torie: Sie haben mit Ihrem Kompromiss im Koa-
litionsvertrag durchaus nicht das Allerschlimmste 
verhindert. Im Koalitionsvertrag steht für das Bür-
gerbegehren noch ein ganz anderer Passus, nämlich 
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dass die Landesregierung ermächtigt wird, den Ge-
genstand von Begehren festzulegen. Das einzubrin-
gen hat sich die Frau Innenministerin im ersten Ge-
setzentwurf gar nicht mehr getraut, weil wir schon 
vorher klargemacht haben, dass wir diesen Unsinn 
mit Sicherheit vor dem Landesverfassungsgericht 
beklagen würden – der ist rausgekommen. Aber Sie 
haben dem im Koalitionsvertrag zugestimmt; also, 
Sie haben viel mitgemacht. Ob Sie sich über den 
Tisch ziehen lassen haben oder all dies bewusst 
mitgegangen sind, damit Sie in dieser Regierung 
sitzen dürfen, weiß ich nicht. Es ist mir auch egal. 
An der Stelle ist aber Unsinn passiert. Das bitte 
ich bei den Beratungen vielleicht dem einen oder 
anderen ans Herz zu legen.
Auch ich habe vor dieser Legislaturperiode ge-
dacht: Menschenskind, bei den Bürgerbegehren 
passiert doch viel in bestimmte Richtungen. – Im-
mer war das so ein Gefühl, aber die Empirie da-
zu gab es nicht. Erst der Verein „Mehr Demokra-
tie“ mit seiner Plattform und der Ausarbeitung dar-
über: „Was ist denn eigentlich faktisch im Land 
passiert?“, zeigt auf, dass die Probleme, die Sie hier 
lösen wollen, in Wahrheit gar nicht existieren.

(Beifall FDP, SSW und Serpil Midyatli 
[SPD])

Es gibt die Probleme nicht, dass uns in einer Kom-
mune so schnell hintereinander per Jahresfrist eine 
Flut von Bürgerbegehren permanent überrollt. Es 
gibt die Probleme nicht mit den Quoren, die dazu 
führen, dass man überall nun steigende Zahlen von 
Bürgerbegehren hätte, sondern wir haben im Lande 
rund und roh auf kommunaler Ebene 15, 18 Bür-
gerbegehren in einem Jahr. Das ist nicht weniger 
geworden, das ist auch nicht mehr geworden, das 
ist einfach steady in dieser Größenordnung und ein 
Ausdruck davon, dass das, was wir alle einmal mit 
plebiszitären Elementen in unserem Land wollten, 
eigentlich gut funktioniert.
Wir werden deshalb nicht einfach nur – Kollegin 
Schiebe hat gerade angekündigt, dass sie bis zum 
Volksentscheid gehen wollen – abwarten, ob das 
notwendig ist. Am nächsten Freitag treffen wir 
uns erst einmal vor dem Landesverfassungsgericht 
wieder. Der Kollege Harms und ich hatten schon 
mehrfach das Vergnügen, dort vorzusprechen. Nach 
der letzten Verhandlung bin ich mir nicht so ganz 
sicher, wie dieses Verfahren am Freitag, den 2. Fe-
bruar 2024, ausgehen wird. In dem einen Punkt, 
der mich besonders interessiert, bin ich ganz zuver-
sichtlich. Was die Bürgerbegehren angeht, werden 
wir sehen. Aber gucken wir einmal, was das Lan-
desverfassungsgericht dazu sagt – bringen wir das 

durchaus in die Beratungen mit ein –, ob man so 
einfach, ohne das notwendige Argument oder die 
Empirie im Rücken zu haben, sagen kann: Wir 
verändern diese Quoren einfach mal hierhin oder 
dahin.

Insbesondere bei der Frage der kleineren Kom-
munen, der Zweidrittelmehrheit und der Bürgerbe-
gehren gegen die entsprechenden Aufstellungsbe-
schlüsse von Bauleitplanung – das hat die Kollegin 
Schiebe gerade sehr deutlich gemacht – führt es da-
zu, dass in den vielen kleinen Gemeinden, in denen 
nur noch eine Wählergemeinschaft sitzt, in der Tat 
die Bürgerentscheide über die Bauleitplanung erle-
digt sind und nicht mehr stattfinden. Deshalb finde 
ich es schon richtig, dass diese Volksinitiative sich 
„Rettet den Bürgerentscheid!“ genannt hat, denn 
das ist für viele Kommunen – jedenfalls in diesen 
Fallkonstellationen – so der Fall.

(Beifall FDP, SSW, Niclas Dürbrook [SPD], 
Birgit Herdejürgen [SPD] und Serpil Midyat-
li [SPD])

Also, nehmen Sie, die Sie alle ja auch irgendwie 
kommunalpolitisch unterwegs sind, die Beratungen 
zu dieser Volksinitiative noch einmal zum Anlass, 
darüber nachzudenken, ob es, nur weil man sich 
einmal eine vorgefasste Meinung so hingelegt hat 
und das in einen Koalitionsvertrag geschrieben hat, 
richtig ist, daran festzuhalten, wenn man selbst fest-
stellt, dass es eigentlich eine andere Faktengrundla-
ge gibt und man deshalb ein Gesetz in dieser Form 
nicht braucht. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, SSW, Serpil Midyatli [SPD], 
Niclas Dürbrook [SPD] und Birgit Herdejür-
gen [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für den SSW erteile ich dem Fraktionsvorsitzenden 
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zu Beginn des Jahres konnten wir im In-
nen- und Rechtsausschuss offiziell feststellen, dass 
die Volksinitiative „Rettet den Bürgerentscheid!“ 
das erforderliche Quorum von 20.000 Unterschrif-
ten erreicht hat. Wir konnten sogar feststellen, dass 
die Volksinitiative das erforderliche Quorum mit 
25.363 zulässigen Unterschriften weit übertroffen 
hat – und das, meine Damen und Herren, in nicht 
einmal der Hälfte der zur Verfügung stehenden 
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Zeit. Das zollt mir wirklich Respekt ab; das ist 
wirklich eine reife Leistung.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Serpil Midyatli 
[SPD])

Und das gilt umso mehr, weil wir – wenn ich das 
einmal so sagen darf – es hier mit einem etwas 
sperrigen Thema zu tun haben. Was Unterschriften-
quoren und Fristverkürzungen für Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheide bedeuten und warum das die 
demokratische Mitbestimmung erschwert, ist nicht 
einmal eben so einfach erklärt. Dafür braucht man 
viel Zeit und Geduld. Den Menschen, die sich in 
der Volksinitiative engagiert haben, hat das einen 
hohen Einsatz abverlangt, und ich glaube, davor 
haben wir alle einen hohen Respekt.

(Beifall SSW und FDP)
Knapp 50 Initiativen haben sich hier zusammen-
geschlossen – das sind ja nicht wenige –, um ge-
gen den Demokratieabbau in Schleswig-Holstein 
zu kämpfen. Wir als SSW waren eine davon und 
haben die Volksinitiative von Anfang an – wie viele 
andere auch – unterstützt. Wir haben das getan, 
weil wir vor allem ein Anliegen besonders teilen: 
Die Bürger wollen mehr Mitbestimmung und nicht 
weniger. Davon sind wir absolut überzeugt.
Es ist jetzt bald ein Jahr her, dass Schwarz-Grün 
trotz lauter Proteste und ohne wahrnehmbare Not 
ein Gesetz beschlossen hat, das die Bürgerbetei-
ligung in Schleswig-Holstein erheblich erschwert 
und damit einschränkt. Bürgerbegehren bei Bauvor-
haben, bei denen es im Gemeinderat eine Zwei-
Drittel-Mehrheit gab, sind seitdem unzulässig. Die 
gibt es nicht mehr. Da kann man schon von einem 
Abbau sprechen. Begehren gegen einen Beschluss 
einer Kommunalvertretung müssen zudem inner-
halb von drei Monaten erfolgen. Also auch da ist 
eine Frist verkürzt worden. Erneute Bürgerentschei-
de innerhalb von zwei Jahren sind seitdem nicht 
mehr möglich, auch wenn sich möglicherweise die 
Bedingungen geändert haben.
Ich erinnere mich noch gut an die mündliche Anhö-
rung dazu im Ausschuss. Ich erinnere mich noch 
deshalb so gut daran, weil ich selten mit so einem 
Eindruck wie an diesem Tag nach Anhörungen zu-
rückbleibe. Ihre Gesetzesänderung von damals war 
offensichtlich nicht nur unbegründet – das haben 
hier andere auch schon dargestellt –, sondern auch 
unvernünftig. Mir hat sich bis heute nicht erschlos-
sen, warum Sie so an Ihrem Vorhaben festgehalten 
haben. Vermutlich haben wir als SSW – wie andere 
auch – aber einfach eine andere Denke. Für uns 

sind Bürgerbegehren nämlich ein demokratischer 
Zugewinn und kein zu bekämpfender Störfaktor.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Beifall Serpil Midyatli [SPD] und 
Birte Pauls [SPD])

Gerade da, wo es Schwierigkeiten in den Gemein-
den gibt – das sind nun einmal oft Bauvorhaben –, 
brauchen Sie ein Instrument, das rechtsgültig eine 
Schlichtung herbeiführt. Gerade diese Funktion – 
darauf weisen Vereine wie „Mehr Demokratie“ ja 
immer wieder hin – erfüllen Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheide. Bürgern sollte es eher erleichtert 
statt erschwert werden, sich auf kommunaler Ebene 
konstruktiv einbringen zu können und sich aktiv an 
der Lösung aktueller Fragen zu beteiligen, die die 
Menschen oftmals in ihrem Umfeld direkt betref-
fen.

Ein Kommentar von „Merret reicht’s“, einem Sylter 
Bündnis, ist mir besonders im Ohr geblieben: Dass 
Bürgerbegehren von Mandatsträgern als „lästig“ – 
so wurde es gesagt empfunden würden – und „die 
Politik störten“, könne nicht als Gesetzesbegrün-
dung gelten. Das, meine Damen und Herren der 
regierungstragenden Fraktionen, ist der Eindruck, 
den Sie bei der Bevölkerung hinterlassen haben.

Wie geht es nun weiter? Das Bündnis hat da von 
Anfang an mit sehr offenen Karten gespielt. Der 
Fortgang des Prozesses war in diesem Sinne auch 
nicht weiter überraschend. Bereits im letzten Jahr 
hatten sich zahlreiche Organisationen in den Pla-
nungsprozess eingebracht und auf die Probleme 
hingewiesen, die von den geplanten Einschränkun-
gen der Bürgerbeteiligungsrechte ausgehen. Auch 
im offiziellen Anhörungsverfahren war ich beein-
druckt von dem Nachdruck und der Eindeutigkeit 
vieler Anzuhörender. Einige von Ihnen hatten – das 
möchte ich auch noch einmal hervorheben – bereits 
eine Tagesreise hinter sich gebracht, bevor sie sich 
im sich dann deutlich verzögernden Innenausschuss 
haben äußern können. Trotzdem waren sie da, trotz-
dem sind sie geblieben, und trotzdem haben sie mit 
Nachdruck klargemacht, wie wichtig kommunale 
Beteiligungsmöglichkeiten sind.

Nicht wenige von den damals Anwesenden sind 
nun in der Volksinitiative organisiert. Der Antrag, 
den wir dank der Initiative heute hier debattieren, 
sieht vor, die entstandenen Einschnitte bei Bürger-
begehren rückgängig zu machen. Deswegen mache 
ich mir auch gar keine Sorgen, dass sie den Prozess 
tatkräftig weiter begleiten werden. Wir als SSW 
werden – genau wie viele andere – weiter mit da-
beibleiben, selbst wenn es weitergehen muss, weil 
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keine Einsicht hier im Parlament herrschen sollte. 
Wir werden das weiter unterstützen, denn Bürger-
begehren sind nicht Teil des Problems, sondern 
Teil der Lösung. Meine Damen und Herren, Bür-
gerbeteiligung – auch das wieder – schützt davor, 
dass sich Menschen radikalisieren. Also lasst uns 
die Bürgerinnen und Bürger ruhig mal mitnehmen, 
lasst uns das Ganze wieder zurückdrehen! Das wäre 
der richtige Weg.

(Beifall SSW, FDP und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin 
für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Frau 
Ministerin Dr. Sabine Sütterlin-Waack, das Wort.

Dr. Sabine Sütterlin-Waack, Ministerin für Inne-
res, Kommunales, Wohnen und Sport: 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren 
Abgeordnete! Ihnen liegt ein Gesetzentwurf zur 
Änderung der Gemeinde- und Kreisordnung vor. 
Dieser ist von der Volksinitiative „Rettet den Bür-
gerentscheid!“ eingebracht worden. Der Entwurf 
hat im Wesentlichen das Ziel, die hier im Land-
tag am 24. März 2023 beschlossenen Änderungen 
zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in Ge-
meinden und Kreisen rückgängig zu machen. Nach 
Ansicht der Initiatorinnen und Initiatoren ist die 
Durchführung von Bürgerbegehen dadurch erheb-
lich erschwert und eingeschränkt worden. Das ha-
ben wir hier auch schon gehört. Beibehalten möchte 
die Initiative hingegen den im März 2023 neu ein-
geführten Suspensiveffekt für Bürgerbegehren, die 
sich gegen einen Beschluss einer Gemeinde oder 
eines Kreises richten. Alle weiteren Regelungen, 
meine Damen und Herren, die auch die Planungssi-
cherheit in unseren Gemeinden und Kreisen verbes-
sern, sollen rückgängig gemacht werden.

Die Initiative hat – das haben wir schon mehrfach 
gehört – für ihr Vorhaben das erforderliche Quorum 
erreicht. Deshalb beschäftigt sich das Hohe Haus 
hier jetzt, zehn Monate nach der letzten Änderung, 
erneut mit dem Thema Bürgerbegehren.

Ich erlaube mir eine kurze Einordnung: Durch die 
Änderung im vergangenen Jahr basiert die beste-
hende Gesetzeslage auf einem – wie ich finde – an-
gemessenen Ausgleich zwischen dem Anspruch der 
Kommune auf Planungssicherheit und der daraus 
resultierenden Stärkung des kommunalen Ehrenam-
tes auf der einen Seite und dem Wunsch auf Mit-
wirkung der Bürgerinnen und Bürger an kommuna-

len Entscheidungen außerhalb von Wahlen auf der 
anderen Seite.

Nach wie vor sind das Bürgerbegehren und der 
Bürgerentscheid ein elementarer Baustein der un-
mittelbaren Demokratie, der das bestehende System 
unserer repräsentativen Demokratie auf kommuna-
ler Ebene ergänzt. Bürgerbegehren und ‑entscheide 
gibt es, um die Willensbildung der Gemeinde- und 
Kreisvertretungen anzustoßen, zu korrigieren oder 
zu ergänzen. Dabei dürfen die plebiszitären Ele-
mente den Vorrang der repräsentativen Demokratie 
nicht ersetzen und die Vertretungen in den Kreisen 
und Gemeinden nicht aus ihren Kernaufgaben ver-
drängen. Der Bürgerbescheid ist in der bestehenden 
und ausgewogenen Form weiter ein wirksames In-
strument für unsere Bürgerinnen und Bürger zur 
effektiven Teilhabe an kommunalen Entscheidun-
gen. Meine Damen und Herren, das haben die poli-
tischen Debatten im Vorwege der letzten Gesetzes-
änderung im Ergebnis zutage geführt. Dem ist an 
dieser Stelle nichts hinzuzufügen. – Vielen Dank.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.

Ich lasse zunächst abstimmen über die Bericht 
und Beschlussempfehlung des Innen- und Rechts-
ausschusses, Drucksache 20/1785, in der die Fest-
stellung der Zulässigkeit der Volksinitiative „Ret-
tet den Bürgerbescheid!“ empfohlen wird. Wer der 
Ausschussempfehlung zustimmen will, den bitte 
ich um das Handzeichen. Das müsste einstimmig 
sein. Ich frage sicherheitshalber noch einmal: Ge-
genstimmen? Stimmenthaltungen? – Dann ist das 
einstimmig so festgestellt und beschlossen.

Ich komme dann zur Abstimmung zu a), Gesetz-
entwurf der Volksinitiative „Rettet den Bürger-
entscheid!“, Drucksache 20/1792, hier über die 
Ausschussüberweisung. Es ist beantragt worden, 
den Gesetzentwurf federführend dem Innen- und 
Rechtsausschuss und mitberatend dem Petitionsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Ich glaube, das 
ist auch einstimmig. Ich frage noch einmal: Gibt 
es Gegenstimmen oder Stimmenthaltungen? – Dann 
ist das einstimmig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 42 auf:
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Bericht über die Cybersicherheit unserer Infra-
struktur

Bericht der Landesregierung
Drucksache 20/1584

Ich erteile dem Minister und Chef der Staatskanz-
lei, Dirk Schrödter, das Wort.

Dirk Schrödter, Minister und Chef der Staatskanz-
lei: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordnete! Die digitale 
Transformation von Wirtschaft, Wissenschaft, Ver-
waltung und Gesellschaft insgesamt schreitet un-
aufhörlich voran. Deshalb gilt es, der Sicherheit 
im Cyberspace höchste Priorität einzuräumen. Es 
ist kein Geheimnis, dass unser Land, dass Schles-
wig-Holstein, in den vergangenen Wochen und Mo-
naten, wie beispielsweise im letzten April, von ent-
sprechenden Angriffen bedroht wurde. Wir haben 
den Angriff damals erfolgreich abgewehrt. Die An-
zahl dieser Angriffe nimmt zu.

Wir müssen aber davon ausgehen, dass diese An-
griffe und die Bedrohungslage in Zukunft weiter 
zunehmen werden. Deshalb müssen wir uns dem 
entsprechend stellen und entgegenwirken. Das ha-
ben wir Ihnen in dem 73 Seiten starken Bericht, den 
wir Ihnen vorgelegt haben, deutlich gemacht.

Schauen wir uns die Bedrohungslage an, erkennen 
wir, es gibt gleichzeitig keine Zweifel daran, dass 
sich Bürgerinnen und Bürger, unsere Unternehmen, 
unsere Verwaltung souverän im digitalen Raum si-
cher bewegen können müssen. Als Landesregierung 
arbeiten wir daher sehr intensiv an vielen proakti-
ven Maßnahmen, mit denen wir die Informations- 
und Cybersicherheit und die digitale Resilienz in 
unserem Land stärken und weiter voranbringen. 
Dabei ist klar: Informations- und Cybersicherheit 
sowie digitale Resilienz sind bei uns Querschnitts-
themen. Viele Aspekte der Sicherheit im digitalen 
Raum sind daher ressort- und sektorenübergreifend 
organisiert. Wir stimmen uns intensiv ab.

So bauen wir das Informations- und Cybersicher-
heitsmanagement der Landesregierung weiter aus. 
Damit stärken wir die zentrale Steuerung und Ko-
ordinierung in diesem Feld. Dazu gehören unter 
anderem ein Sicherheitsvorfeldmanagement, ein 
Risikomanagement, Audits und Revisionen, eine 
Schulungsplattform und entsprechende Schulungs-
inhalte für diese Plattformen. Auch ein IT-Notfall-
management gehört zu diesem Plan mit Schnitt-
stellen zu unserem Krisenmanagement, das wir ge-

meinsam abstimmen. Ebenso stärken wir im IT-Ma-
nagement selbst die Umsetzung von Maßnahmen 
der Informationssicherheit.
Selbstverständlich ist für uns auch – das haben wir 
im Bericht entsprechend dargelegt –, dass wir unse-
re Kommunen beim Thema Cybersicherheit unter-
stützen, unter anderem mit einem Förderprogramm 
„Kommunale Resilienz“. Daher wollen wir das Pro-
jekt, das wir in der Vergangenheit aufgesetzt haben, 
Sicherheit für Kommunen in Schleswig-Holstein, 
SiKoSH, verstetigen. Damit helfen wir unseren 
Kommunen beim Aufbau eines systematischen In-
formationssicherheitsmanagements.
Außerdem werden wir bei der Erstellung von Lage-
bildern sehr intensiv immer die Cyber- und Infor-
mationssicherheit auf der kommunalen Ebene ein-
beziehen.
Wir werden zudem die strategische Rolle des Infor-
mations- und Sicherheitsmanagements des Landes 
weiter ausbauen und stärken. Dazu werden wir eine 
übergreifende Landesstrategie „Digitale Resilienz“ 
formulieren. Mit ihr erfüllen wir dann auch die An-
forderungen, die uns aus Europa aus der NIS-Richt-
linie zur Cybersicherheit mitgegeben wurden.
Wir wollen den rechtlichen Rahmen zudem für die 
digitale Resilienz in unserem Schleswig-Holstein 
stärken und die diesbezüglichen Regelungen auf 
eine einheitliche Regelungsbasis in unserem Land 
stellen. Auch das haben wir in dem Bericht darge-
legt.
Ein weiterer wichtiger Punkt für mehr Cybersicher-
heit sind die unbestritten fehlenden Fachkräfte in 
diesem Bereich. Deshalb arbeiten wir sowohl an 
internen Weiterbildungsformaten und ‑angeboten, 
die wir umsetzen wollen, als auch an externen Fort- 
und Ausbildungen. Es gilt, diese zu stärken, um 
das Thema Fachkräfte, das ich eben angesprochen 
habe, weiter zu fokussieren.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, selbst-
verständlich gilt bei alledem, was ich an Maßnah-
men für unser Land beschrieben habe, dass wir ge-
meinsam stärker sind. Schleswig-Holstein betreibt 
deshalb gemeinsam mit unseren Nachbarn in Ham-
burg, aber auch mit Bremen und Sachsen-Anhalt 
ein Computer Emergency Response Team, das 
CERT Nord. Dieses Team unterstützt die Informa-
tionssicherheit bei den Maßnahmen, die wir ins-
besondere im Sicherheitsvorfeldmanagement aufge-
baut haben und in Zukunft weiter ausbauen werden. 
Unter anderem soll das CERT Nord unsere Kom-
munen unterstützen. Zur Bedeutung der Kommu-
nen hatte ich ausgeführt.
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Wir wollen unsere enge Zusammenarbeit mit dem 
BSI, dem Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik, weiter ausbauen und für unser 
Land dieses Jahr eine Kooperationsvereinbarung 
für mehr Sicherheit im Cyberspace abschließen.
Außerdem werden wir eine Sicherheitspartnerschaft 
weiterentwickeln, die wir in der Vergangenheit be-
reits aufgesetzt haben. Auch dort gibt es Ansatz-
punkte und Diskussionen, wie wir das mit unserer 
Wirtschaft und den Forschungseinrichtungen ent-
sprechend machen können.
Wir werden – das habe ich eben schon angedeutet 
– mit unseren Hochschulen im Land noch enger 
zusammenarbeiten und die Forschung zu Informati-
ons- und Cybersicherheit stärken, auch – das betone 
ich – über die Landesgrenzen hinweg. Wir haben 
zu diesem Thema einen sehr intensiven Austausch 
mit der süddänischen Universität, beispielsweise im 
Rahmen eines entsprechenden Summits, den wir 
mit der Universität Lübeck durchgeführt haben. Wir 
pflegen deshalb diesen engen Austausch und wer-
den ihn weiter intensivieren.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben 
in dem Bericht und in meinem mündlichen Bericht 
heute deutlich gemacht, dass wir als Landesregie-
rung einen Cybersicherheitsschirm über unser Land 
spannen. Ich lade Sie ein, dabei zu sein, mitzuwir-
ken und uns dabei zu unterstützen. – Danke.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Der Minister hat die Redezeit der Landesregierung 
um eine Minute erweitert. Diese Zeit steht selbst-
verständlich allen anderen Fraktionen zur Verfü-
gung.
Ich erteile zunächst für die Stellerin des ursprüngli-
chen Berichtsantrages, der SSW-Fraktion, und hier 
ihrem Fraktionsvorsitzenden Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]: 
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Das Thema Cybersicherheit 
scheint in letzter Zeit ein wenig aus dem Fokus der 
Öffentlichkeit geraten zu sein. Zu dem Zeitpunkt, 
zu dem wir den Bericht stellten, häuften sich je-
doch Nachrichten darüber, wo es überall Angriffe 
mit Schadsoftware gegeben hatte. Da ging es um 
Erpressung durch Schadsoftware, um IT-Systeme in 
Krankenhäusern bis hin zu Spionagevorwürfen und 
Angst vor Wahlbeeinflussung.

Am 6. Februar 2023 hat das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik, das BSI, von 
einem weltweit breit gestreuten Ransomware-An-
griff berichtet, dessen regionaler Schwerpunkt un-
ter anderem auf Deutschland lag. Wir haben den 
Berichtsantrag im März 2023 gestellt, um zu erfah-
ren, wie es eigentlich um die Cybersicherheit unse-
rer Infrastruktur steht. Im April 2023 gab es dann 
den Angriff der Gruppe NoName057 auf Landes- 
und Bundesbehörden, bei dem auch das Landespor-
tal Schleswig-Holsteins viele Stunden lang nicht 
erreichbar war. Seitdem sind bundesweit noch viele 
weitere Angriffe dazugekommen.

Das Bundesamt für Sicherheit der Informations-
technik hat unmissverständlich festgestellt: Die Be-
drohungslage für Cyberangriffe in Deutschland ist 
so hoch wie noch nie.

Ich bedanke mich für den vorgelegten Bericht. Ich 
sage außerdem direkt, dass trotz der Fülle des Tex-
tes an zu vielen Stellen die Informationen fehlen 
und wir uns im Innenausschuss dringend weiter mit 
diesen Fragen auseinandersetzen sollten.

Wir stellen deutschlandweit fest – das wird im 
Bericht an vielen Stellen deutlich –, dass wir ei-
gentlich nicht mit einem vernünftigen Lagebild ar-
beiten. Stattdessen wurde der Bericht an einigen 
Stellen geradezu lyrisch angedickt. Ich erspare Ih-
nen jetzt die unangenehme Rezitation, weil mir das 
Thema zu ernst ist.

Wir hatten die Landesregierung gebeten, auf ein 
paar Punkte gesondert einzugehen. Ich merke drei 
Stellen direkt an, über die ich aus inhaltlichen 
Gründen gestolpert bin.

Erstens. Im Bericht wird an mehreren Stellen auf 
vielfältige fachliche Zuständigkeiten hingewiesen, 
die das Land mit Vorliebe beim Bund feststellt. Al-
lerdings kommt man nicht umhin, dass das Land 
da, wo es zuständig ist, nicht liefert.

2019 wurde der Servicepoint Cybersecurity gestar-
tet, der als Dokumentations‑, aber auch Beratungs- 
und Bildungsstelle fungieren soll. Die Landesregie-
rung stellt selbst fest, ich zitiere:

„Der Servicepoint Cybersecurity wurde bis-
her nicht stark nachgefragt.“

Die Nachfrage sei sogar deutlich hinter den Erwar-
tungen zurückgeblieben.

Zweitens. Ich zitiere von Seite 14, auf der es um die 
öffentliche Verwaltung geht:
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„Die Etablierung spezialisierten Personals für 
Informationssicherheit ist von zentraler Be-
deutung …“

Wir springen zur Seite 17, auf der sich rhetorisch 
wahnsinnig viel Mühe gegeben wurde, um zu um-
schiffen, dass die Stellen für die Informationssi-
cherheitsbeauftragten weder vollständig eingerich-
tet noch vollständig besetzt sind. Im gesamten Be-
reich der Justiz kann ein Team genannt werden, 
das im Bereich Informationssicherheit aufgebaut 
worden ist. In einigen anderen Bereichen wurden, 
so der Bericht, ähnliche Strukturen aufgebaut, wie-
derum andere Bereiche seien – ich zitiere – „noch 
nicht so weit fortgeschritten“.

Das Problem des Fachkräftemangels macht sich al-
so auch hier bemerkbar. Was tut die Landesregie-
rung nun, um dem Fachkräftemangel in diesem 
Bereich entgegenzuwirken? Außer Ankündigungen 
finden sich bisher keine konkreten Maßnahmen in 
dem Bericht.

Drittens. Im Bereich der Bedrohung durch Desin-
formation bleibt das Handeln der Landesregierung 
bemerkenswert unkonkret. Einzig ein Digitalisie-
rungspreis wird aufgeführt. Hier passiert definitiv 
zu wenig, und ich bin schon daran interessiert, 
im Nachklang zu erfahren, welche Folgen der et-
was deplatziert wirkende abschließende Satz haben 
wird:

„Die Landesregierung beabsichtigt, ihre Ak-
tivitäten hinsichtlich der Bedrohung durch 
Desinformation weiter zu verstärken.“

Immerhin seien dafür entsprechende Ressourcen 
erforderlich. Ob und inwieweit die eingeplant wer-
den, bleibt aber völlig unklar. Das ist nun auch 
einmal eine finanzielle Frage, die dahintersteht, und 
die ist nicht geklärt.

Das ist es leider aus Sicht des SSW auch, was 
sich insgesamt durch diesen Bericht zieht. Beim 
konkreten Handeln der Landesregierung wird es 
sehr schnell dünn. Das ist aber eigentlich das, was 
interessiert. Wie kann man sich vor moderner Cy-
berkriminalität schützen? An wen wende ich mich 
in welchem Fall? Und wie gefährdet ist unsere 
Landesinfrastruktur hierdurch? Das sind im Grunde 
die Fragen, die eigentlich in diesem Bericht hätten 
beantwortet werden müssen. Eigentlich hätte man 
da sagen müssen: Vor Jahren haben wir hier schon 
etwas aufgebaut, hier sind die fixen Stellen, hier 
haben wir das geregelt. Bürgerinnen und Bürger, ihr 
könnt euch an diese Stellen wenden! – Leider sind 
diese Fragen nicht beantwortet. Deswegen sollten 

wir im Innen- und Rechtsausschuss noch einmal 
dringend über diesen Bericht beraten.

(Beifall SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die CDU-Fraktion erteile ich der Kollegin Uta 
Wentzel das Wort.

Uta Wentzel [CDU]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! An-
halt-Bitterfeld, IHK, Handwerkskammer – sie alle 
sind Opfer von Hackerangriffen geworden und ste-
hen beispielhaft für die Cyberkriminalität, die uns 
täglich bedroht. Die Digitalisierung hat unsere Welt 
grundlegend verändert, doch neben den Vorteilen, 
die diese Vernetzung bietet, entstehen auch erhebli-
che Risiken. Wir sind verwundbarer geworden.
Die Kriminalitätsstatistik der Polizei verzeichnet ei-
nen kontinuierlichen Anstieg der Cyberkriminalität: 
2022 wurden in Deutschland mehr als 130.000 Fäl-
le erfasst. Die Dunkelziffer ist weitaus höher. Auch 
bei uns in Schleswig-Holstein stiegen seit 2019 die 
Zahlen um fast 40 Prozent. Wir begrüßen daher 
sehr den Aufbau der Cyber-Hundertschaft durch 
das Innenministerium, um die Cyberkriminalität in 
Schleswig-Holstein wirksamer zu bekämpfen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nahezu alle Bereiche unserer Gesellschaft sind be-
troffen: Unternehmen, Behörden und wir Bürger, 
keiner ist sicher vor den kriminellen Machenschaf-
ten. Datenlecks, Hacker-Angriffe und IT-Ausfälle 
sind für Firmen in Deutschland und weltweit zum 
größten Risiko geworden. Das geht aus dem neuen 
„Allianz Risk Barometer 2024“ hervor. 44 Prozent 
der befragten Unternehmen schätzen Cyberkrimina-
lität als eine der größten Gefahren ein. Am meisten 
sehen sich Unternehmen durch Datenpannen be-
droht, bei denen Kriminelle personenbezogene Da-
ten oder Betriebsgeheimnisse abgreifen. Auch An-
griffe mit Ransomware häufen sich. Solche Schad-
programme können Systeme komplett lahmlegen. 
Dabei verschlüsseln Kriminelle mit einem Trojaner 
die IT-Netzwerke ganzer Unternehmen und erpres-
sen sie.
Was für Firmen geschäftsschädigend sein kann, ist 
für Kriminelle lukrativ – so sehr, dass sich darum 
Geschäftsmodelle gebildet haben. Im Darknet bie-
ten kriminelle Hacker Auftragsarbeiten an und ver-
mieten Erpressungssoftware.
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Die deutsche Wirtschaft kommen Cyberattacken 
teuer zu stehen. Laut der Bitkom-Studie „Wirt-
schaftsschutz 2023“ summierte sich der jährliche 
Schaden für Unternehmen auf 200 Milliarden Euro 
– allein in Deutschland. Die meisten Angriffe kom-
men übrigens aus Russland und China. Mehr als 
die Hälfte der befragten Firmen fühlen sich durch 
Cyberattacken in ihrer Existenz bedroht.
Auch in Schleswig-Holstein haben Hackerangriffe 
Schäden im Millionenbereich verursacht, wie zum 
Beispiel 2021 bei den Mürwiker Werkstätten in 
Flensburg. Dort forderten die Angreifer von dem 
Unternehmen, das mehrere Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderung betreibt, ein Lösegeld in 
Höhe von 2,3 Millionen Euro in Bitcoins für die 
Freigabe der verschlüsselten Daten. Auch hier wei-
gerte man sich zu zahlen und brauchte dann Mona-
te, um Systeme wieder zum Laufen zu bringen. Die 
Staatsanwaltschaft ermittelt und vermutet auch in 
diesem Fall eine russische Tätergruppe hinter dem 
Cyberangriff.
Seit dem russischen Angriffskrieg haben Cyberatta-
cken insbesondere auf staatliche Stellen zugenom-
men. Ob kritische Infrastruktur, unser Gesundheits-
wesen oder die Verwaltung – jeder Bereich des 
Staates wird bedroht und muss geschützt werden, 
wie im Bericht auch detailliert aufgeführt. Es gilt, 
Resilienz aufzubauen und mehr Aufmerksamkeit 
auf unsere digitale Sicherheit zu richten.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir begrüßen daher den Antrag des SSW und 
danken der Landesregierung an dieser Stelle sehr 
für den nun vorliegenden umfassenden Bericht zur 
Cybersicherheit unserer Infrastruktur. Der Bericht 
stellt die Notwendigkeit einer umfassenden Sicher-
heitsarchitektur dar sowie Maßnahmen, die effektiv 
unsere Sicherheit verbessern.
Besonders relevant ist das Drei-Säulen-Modell, das 
die Zusammenarbeit der verschiedenen Ebenen im 
Bereich der Informations- und Cybersicherheit dar-
stellt. Dieses Modell umfasst diese drei Säulen: 
Erstens polizeiliche Ermittlungen bei Cyberkrimi-
nalität durch LKA und BKA, zweitens das gesam-
te Informations- und Sicherheitsmanagement, das 
unter anderem für den Ordnungsrahmen, die Lan-
desstrategie digitale Resilienz und die Schnittstel-
le zum BSI, dem Katastrophenschutz und CERT 
Nord zuständig ist, und drittens die Spionageab-
wehr durch unseren Verfassungsschutz.
Der Bericht verdeutlicht, wie wichtig die Informati-
onssicherheit auch für das Vertrauen in staatliches 

Handeln und digitale Souveränität ist. Wir unter-
stützen daher unsere Kommunen konstruktiv. Ge-
meinsam mit der ITVSH hat das Land das Projekt 
„Sicherheit für Kommunen in Schleswig-Holstein“ 
entwickelt, kurz: SiKoSH. Das siebenstufige Pro-
gramm hilft beim Aufbau eines professionellen In-
formationssicherheitsmanagements und ermöglicht 
auch kleineren Organisationen, die Daten der Bür-
gerinnen und Bürger zu schützen. Das Ziel ist ein 
hohes gemeinsames Sicherheitsniveau.

Doch eines müssen wir uns stets vor Augen füh-
ren: Eine absolute Sicherheit wird es nie geben. 
Wir müssen uns kontinuierlich auf neue Entwick-
lungen und Bedrohungen einstellen. Auch im Haus-
halt 2024 stellen wir daher über 25 Millionen Euro 
für die Cybersicherheit bereit. Nur mit einer moder-
nen Sicherheitsinfrastruktur können wir uns den 
Herausforderungen im digitalen Raum stellen. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich dem Abgeordneten Jan Kürschner das 
Wort.

Jan Kürschner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-
ordnete! Auch ich danke der Regierung für den 
ausführlichen Bericht. – Am Tag der russischen In-
vasion in die Ukraine gab es auch einen russischen 
IT-Angriff auf den Satellitennetzbetreiber VIASAT 
in den USA, wodurch dessen Satellitennetzwerk 
lahmgelegt wurde. Als direkte Folge davon gerie-
ten mehrere Tausend Windkraftanlagen in Europa 
außer Kontrolle. Dieser Vorgang zeigt schmerzhaft: 
Unsere kritischen Infrastrukturen sind extrem vul-
nerabel. Das betrifft nicht nur die Windkraftanla-
gen, sondern gerade die kritische Infrastruktur im 
Meer, Stichwort Northstream, oder auch die großen 
Datenkabel vor Sylt, die zentral für den transatlanti-
schen Datenaustausch sind. Das sind alles extrem 
vulnerable Stellen.

IT-Angriffe stellen längst ein Mittel in beinahe 
jeder zwischenstaatlichen Auseinandersetzung dar. 
Seit Beginn des Angriffskrieges Russlands auf die 
Ukraine verzeichnet Deutschland viel mehr Cyber-
angriffe als davor. Die Zahl der registrierten Fälle 
hat sich im Jahr 2022 gegenüber dem Vorjahr um 
27 Prozent gesteigert. Niemand soll sich der Illusi-
on hingeben, es würden künftig weniger werden.
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Wir müssen uns diesen sicherheitspolitischen He-
rausforderungen mit aller Entschlossenheit gemein-
sam stellen, auch als Parlament, zumindest, wenn 
wir nicht wollen, dass es uns ergeht wie dem Deut-
schen Bundestag 2015, der sich einem wochenlan-
gen IT-Angriff Russlands ausgesetzt sah.
Wir wissen, dass die kritischen Infrastrukturen, die 
analogen und die digitalen Lebensadern unserer 
Demokratie und unserer Wirtschaft, im Fokus russi-
scher Angreifer stehen. Wer die Anhörung der Spit-
zen der drei Nachrichtendienste des Bundes neulich 
verfolgt hat, weiß: Auch die Warnungen unserer 
Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste könn-
ten eindringlicher nicht sein. Diesen großen sicher-
heitspolitischen Herausforderungen – nicht nur mit 
Blick auf Russland, sondern beispielsweise genau-
so mit Blick auf Technologieanbieter aus anderen 
autoritären Staaten, die unsere hochsensiblen Tele-
kommunikationsnetzwerke haben wollen – gilt es, 
rechtsstaatlich sehr entschlossen zu begegnen.
Meine Damen und Herren, wir sind als Gesellschaft 
in diesem Bereich aus meiner Sicht zu langsam. 
Überhaupt habe ich den Eindruck, dass der Krieg 
und seine Folgen von großen Teilen der Gesell-
schaft weitgehend ignoriert werden. Muss das im-
mer erst hier knallen, damit wirklich etwas pas-
siert? Wie nah und real die Gefahr von IT-Angriffen 
auch bei uns in Schleswig-Holstein ist, zeigt auch 
die Attacke auf die Stadtwerke Neumünster im 
letzten August: Keine E-Mails, kein Telefon, kein 
Zugriff auf Kundendaten, keine Vertragsabschlüsse, 
Schwierigkeiten im Zahlungsmanagement, monate-
lange Nachwehen. Dieser Vorfall stellte nicht nur 
ein Ärgernis für die Bürger_innen dar, sondern hat-
te weitreichende und geschäftsschädigende Auswir-
kungen für die SWN.
Die durch die IT-Angriffe verursachten Schäden für 
die Wirtschaft gehen laut des jüngsten BSI-Jahres-
berichts in die Milliarden. Über Monate waren auch 
immer wieder die öffentlichen Verwaltungen zahl-
reicher Kommunen gänzlich unerreichbar – ein De-
saster, gerade mit Blick auf die Bereitstellung von 
E-Government-Angeboten, die wir zu Recht massiv 
ausbauen.
Es gilt dringend, schnellstmöglich aufzuholen. Hier 
ist der Bund in der Verantwortung. Wir als Land – 
Stichwort: Gefahrenabwehr – sind es aber mindes-
tens genauso. Die Bundesregierung wird nun hof-
fentlich bald das sogenannte KRITIS-Dachgesetz 
vorlegen, das einen ganzheitlichen sowohl auf die 
physische als auch auf die digitale Infrastruktur 
abzielenden Schutz sicherstellt. Für uns Grüne ist 
es nicht nachzuvollziehen, dass dieses Gesetz noch 

immer nicht das Licht der Welt erblick hat. Das 
ist fatal, denn der physische Schutz lässt sich von 
der Cyberabwehr nicht trennen – Beispiel: der ein-
gesteckte USB-Stick. Die sabotierte Pipeline bei 
Brunsbüttel ist übrigens aktuell immer noch nicht 
als kritische Infrastruktur eingestuft, wäre es aber 
wahrscheinlich nach dem neuen KRITIS-Dachge-
setz.

(Lars Harms [SSW]: Alles andere!)

Aber auch wir müssen uns unserer Verantwortung 
stellen und uns frühzeitig, also jetzt, auf die neue 
Situation einstellen, mit allen Verantwortlichen 
frühzeitig in den Austausch treten und entsprechen-
de Kontaktstellen im Land einrichten. Umso wich-
tiger ist es, auf die bestehenden Kompetenzen im 
Land, auf das LKA und den Verfassungsschutz und 
deren kostenlose Beratungsangebote hinzuweisen. 
Man kann den Verantwortlichen in den Unterneh-
men nur raten, dieses Angebot tatsächlich vorher in 
Anspruch zu nehmen und nicht erst, nachdem etwas 
passiert ist. – Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich dem Kollegen Ni-
clas Dürbrook das Wort.

Niclas Dürbrook [SPD]: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich darf die Rede heute auch stellvertretend 
für den Kollegen Dolgner halten, dem ich selbstver-
ständlich ebenfalls eine rasche Genesung wünsche.

Ich bedanke mich beim SSW für den Berichtsantrag 
und den fleißigen Mitarbeitern der Landesregierung 
für den Bericht.

Sabotage, Diebstahl, Spionage – schon immer hing 
die Sicherheit einer Gesellschaft von ihren Wäch-
tern ab. Während sich in den letzten 40 Jahren 
der Bereich der IT explosionsartig vermehrt hat 
und unser aller Wohlstand unzweifelhaft von ihr ab-
hängt, bleibt die IT-Sicherheit immer ein Stiefkind. 
Selten wurden Wächter eingestellt, und Menschen, 
die auf Sicherheitslücken aufmerksam machten, 
wurden eher kriminalisiert als dass man ihnen zu-
hörte. Auch die Hoffnung, man könne mit Mitteln 
der Strafverfolgung der zunehmenden Cyberkrimi-
nalität Herr werden, hat sich als eine gefährliche 
Illusion entpuppt, entziehen sich die professionellen 
Tätergruppen doch meistens unserer Jurisdiktion.
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Umso wichtiger ist es, Sicherheitslücken schnellst-
möglich zu schließen, anstatt diese für staatliche 
Ausspähaktionen zu nutzen. Die NSA hat die Eter-
nalBlue-Lücke fünf Jahre für sich behalten. Die 
darauf beruhende Schadsoftware WannaCry hat zu 
Milliardenschäden geführt. Zum Glück wurde keine 
kritische Infrastruktur attackiert, denn dabei kann es 
schnell um Leben und Tod gehen.
Kommen wir zu dem eigentlichen Bericht. Wie ist 
die Lage in Schleswig-Holstein? – Das, lieber Herr 
Minister, bleibt auch nach dem Bericht schwer zu 
sagen, sind große Teile des Berichtes doch eher for-
malistisch beschreibender Natur mit so großartigen 
Erkenntnissen wie:

„Die Reichweite des Internets ist weltum-
spannend.“
(Heiterkeit Birte Pauls [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist interes-
sant, aber vermutlich ist etwas interessanter dann 
doch das, was zwischen den Zeilen steht, zum Bei-
spiel bei den Chief Information Security Officers:

„Diese Beauftragtenfunktionen samt Stell-
vertretung sind weitgehend eingerichtet. Zu-
künftig ist darauf zu achten, dass diese 
auch vollständig besetzt sind. Bei Besetzung 
mit Stellenanteilen sind zudem häufig Rol-
lenkonflikte festzustellen, beispielsweise im 
Fall gleichzeitiger Aufgabenwahrnehmung 
im IT-Management oder in der IT-Haushalts-
planung in Personalunion.“

Kollege Dolgner war so freundlich, das für uns alle 
in der übersetzten Form mitzugeben;

(Heiterkeit SPD)
die trage ich jetzt vor: „Für den CISO wurde un-
ser IT-Einzelkämpfer ausgeguckt, der bei uns eh 
schon die IT und die IT-Beschaffung macht, und 
der kontrolliert sich demnächst nebenamtlich auch 
noch selbst“. Das passt nicht zu den im Bericht 
beschriebenen Gefahren.

(Beifall SPD, FDP und SSW)
Es zieht sich an der Stelle leider auch wie ein roter 
Faden durch, weiteres Zitat:

„Hierfür benötigen die jeweiligen IT-Verant-
wortlichen der Fachverfahren Unterstützung 
und Zuarbeit. Hier ist eine personelle Ver-
stärkung angezeigt.“

Ich beziehungsweise der Kollege Dolgner fragt 
Sie, Herr Minister: Wo ist Ihr Masterplan, den 
Mangel zu beheben anstatt ihn nur zu beschrei-

ben? Das wäre ja eine Aufgabe einer Landesre-
gierung. Beim Informationssicherheitsmanagement 
sind Sicherheitsvorfallmanagement, Risikomanage-
ment, Audits und Revisionen, Schulungsplattform 
und Schulungsinhalte bislang nur geplant. Wir 
dachten, dass es das alles längst gäbe. Dem ist 
scheinbar nicht so.
Immerhin erfahren wir, dass der mit großem Tam-
tam eingerichtete Servicepoint Cybersecurity mit 
unter fünf Anfragen pro Jahr gefloppt ist. Ganz of-
fensichtlich ging dieses Angebot an der Zielgruppe 
bislang mit einem großen Bogen vorbei.
Mir sind die großen Herausforderungen bewusst, 
geeignetes Personal zu finden. Ich bin inzwischen 
zu der Überzeugung gekommen, dass wir nicht hin-
ter jeden Anwender einen IT-Spezialisten stellen 
können. Es ist jedoch erstaunlich, wie oft Angriffe 
noch immer über einfache E-Mail-Anhänge gelin-
gen, auch im Jahr 2024. Das kleine Einmaleins 
der IT-Sicherheit muss integraler Bestandteil jeder 
Aus- und Fortbildung werden. Genau da gibt es 
noch eine Menge zu tun, und darüber werden wir 
sicherlich im Ausschuss noch weiter reden können. 
– Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, FDP und SSW – Wortmeldung 
Martin Habersaat [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Bevor wir mit der Beratung fortfahren, begrüßen 
Sie gemeinsam mit mir bitte Teilnehmende des par-
lamentarischen Abends des Unternehmensverbands 
Unterelbe-Westküste und den Bundestagsabgeord-
neten Mark Helfrich, wenn ich das richtig gesehen 
habe. – Herzlich willkommen!

(Beifall)
Das Wort erteile ich nun für die FDP-Fraktion dem 
Kollegen Dr. Bernd Buchholz.

Dr. Bernd Buchholz [FDP]: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich danke zunächst auch der Landesregierung für 
diesen Bericht. Minister Schrödter, das ist ein sehr 
umfänglicher Bericht. Kollege Harms hat ihn aller-
dings als mit viel Prosa und auch an einigen Stellen 
mit wenig zum Anfassen und wenig Konkretem 
beschrieben, wobei: So kritisch, wie einige das hier 
sehen, sehe ich es in Teilen nicht.
Eines, das muss man an dieser Stelle konstatieren, 
ist in diesem Land anders als in anderen Bundes-
ländern: der Länderzusammenhalt mit den anderen 
norddeutschen Bundesländern. Hier spielt Dataport 
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wirklich mal eine positive Rolle. Das führt auch da-
zu, dass es ein Sicherheitszusammenarbeitsthema in 
den norddeutschen Bundesländern gibt und deshalb 
ein viel stärkeres Know-how, als man das teilweise 
in anderen Bundesländern erleben muss. Dafür bin 
ich der Organisation an dieser Stelle sehr dankbar. 
Ich bin ja sonst nicht unbedingt ein Befürworter 
dieses inzwischen sehr groß gewordenen Unterneh-
mens Dataport, das der privaten Wirtschaft oft – aus 
meiner Sicht zu Unrecht – erhebliche Konkurrenz 
macht. Aber an dieser Stelle macht es großen Sinn.

Bei dem Thema Cybersicherheit, Herr Minister 
Schrödter, haben Sie sich auch gar nicht so sehr auf 
den Berichtsantrag des SSW konzentriert, denn der 
bezog sich auf die Infrastruktur. Das ist ein Bericht 
zur Cybersicherheit in allen möglichen Bereichen 
insgesamt. Das schadet ihm nicht, aber es macht 
auch deutlich, dass der eigentliche Fokus, den der 
SSW zu Recht auf die Infrastruktur gelegt hatte, 
nicht aus dem Blick verloren werden darf. In Wahr-
heit sind die heutigen Dinge, die wir erleben, rela-
tiv harmlos, also die Angriffe durch Ransomware, 
durch Überlastung von Serversystemen.

Nehmen wir die Stadt Neumünster: Was passiert 
dann? – Dann bricht das System zusammen, und 
niemand kann mehr E-Mails schicken. Stellen wir 
uns das Eindringen in das System einmal bei den 
Stadtwerken in Neumünster vor, mit dem Außer-
kraftsetzen der Regulierungen für das Heizkraft-
werk, mit dem Hochfahren der Müllverbrennungs-
anlage über Temperatur. All das sind Bedrohungs-
lagen, die cybermäßig herstellbar sind und ganz an-
dere Szenarien erzeugen als nur eine Überlastung. 
Das zeigt, wie wichtig das ist.

Noch einmal ein anderes Beispiel: Denken wir dar-
über nach, dass man auch in die Systeme der DB 
AG und von NAH.SH eindringen kann, um die 
Signaltechnik auf unseren Bahnhöfen zu verändern 
und damit einfach große Unfälle zu provozieren, 
die zu massiven Verlusten an Menschen führen 
können. All das sind Bedrohungen, die nicht mehr 
irgendwie Science-Fiction sind. Das hat der Kol-
lege aus dem Innen- und Rechtsausschuss gerade 
eben zu Recht gesagt: Das sind Bedrohungen, die 
insbesondere seit dem Ausbruch des Ukrainekrie-
ges real sind. Wir hatten das bei Ausbruch des 
Krieges tatsächlich mit diesem Angriff auf das Sa-
tellitensystem und den Windkraftanlagen, die alle 
nicht mehr steuerbar waren.

Herr Kollege Kürschners Name war mir gerade 
entfallen – aus irgendeinem Grund, ich weiß auch 
nicht, warum.

(Heiterkeit)

– Meine Festplatte war überfüllt!

Es gibt einige Dinge, die mich sehr nachdenklich 
machen. Über die Zusammenarbeit mit dem BSI 
wird hier gesprochen. Ehrlicherweise glaube ich, 
Herr Minister Schrödter, wir sollten im Ausschuss 
auch darüber sprechen, ob die Sicherheitsarchitek-
tur, die wir im IT-Bereich haben, tatsächlich richtig 
ist. Ich befürchte, dass wir bei der Verteilung der 
Zuständigkeiten für Cybersicherheit zwischen dem 
Bund und den Ländern Veränderungen vornehmen 
müssen. Ich glaube, dass das BSI heraufgestuft 
werden müsste zu einer wirklichen Bundesoberbe-
hörde, die weitergehende Kompetenzen hat.

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen, der eben 
am Rande miterörtert worden ist: Ganz oft sind 
Sicherheitslücken auch durch unterschiedliche In-
teressen zwischen BSI und anderen Sicherheitsbe-
hörden da, weil Sicherheitsbehörden gern kleine 
Lücken in Systemen lassen, um selbst in die Sys-
teme gegebenenfalls eindringen zu können. Das 
konterkariert die Tätigkeit des BSI an dieser Stelle. 
Deshalb glaube ich, dass es eine stärkere Unabhän-
gigkeit vom Innenministerium braucht, eine Eigen-
ständigkeit. Wir sollten auch darüber reden, wie 
sich Schleswig-Holstein in diesem Zusammenhang 
verhält.

Herr Minister Schrödter, wir sollten uns auch dar-
über unterhalten, was wir als Land denn noch mehr 
machen können und müssen. Ich räume ein, dass 
der Servicepoint Cybersecurity, den ich übrigens 
damals selber eingerichtet habe, mit fünf Anfra-
gen gefloppt ist. Es wurden aber über das Cluster 
DiWiSH Kontaktaufnahmemöglichkeiten für Unter-
nehmen der freien Wirtschaft zur Verfügung ge-
stellt, um sich da beraten zu lassen, auch im Falle 
einer Attacke. Dass dies nicht in diesem Maße in 
Anspruch genommen wurde: Ja, das ist dann eben 
so, dann muss man es eben wieder abschaffen. Das 
kann man ja auch, es hat nicht viel Geld gekostet. 
Das ist aber auch ein Zeichen dafür, dass wir offen-
sichtlich die Sensibilität in bestimmten Teilen der 
Gesellschaft für dieses Thema noch nicht so ausge-
prägt haben, wie wir sie haben müssten.

Lassen Sie uns im Innen- und Rechtsausschuss wei-
ter über diesen Bericht beraten. Es lohnt sich. – 
Herzlichen Dank.

(Beifall FDP, SPD und SSW)
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Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Beratung.

Herr Kollege Dr. Buchholz, interpretiere ich es 
richtig, dass Sie Ausschussüberweisung beantragt 
haben?

(Birte Glißmann [CDU]: Wirtschaftsaus-
schuss und mitberatend Innen- und Rechts-
ausschuss! – Weiterer Zuruf: Einverstanden!)

– Bei mir steht: Innen- und Rechtsausschuss zur 
abschließenden Beratung.

(Birte Glißmann [CDU]: Unser Vorschlag 
wäre: Wirtschafts- und Digitalisierungsaus-
schuss und mitberatend Innen- und Rechts-
ausschuss!)

– Okay. Dann lasse ich über die Ausschussüberwei-
sung in dieser Form abstimmen. Wer so beschließen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegen-
probe! – Stimmenthaltungen? – Das ist einstimmig 
so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17, 32 und 34 
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Flurbereinigungsverfahren stärken

Antrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1692

b) Mündlicher Bericht über landwirtschaftspoli-
tische Schwerpunkte und Ziele 2024

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1800

c) Landwirtschaft braucht Zukunft und Per-
spektive

Antrag der Fraktionen von SSW, CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 20/1803 (neu)

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 20/1829

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? – Das 
ist nicht Fall.

Mit dem Antrag zu b) wird ein Bericht in dieser 
Tagung erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstim-
men, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben 
werden soll. Wer dem zustimmt, den bitte ich um 

das Handzeichen. – Gegenprobe! – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich erteile deshalb für die Landesregierung dem 
Minister für Landwirtschaft, ländliche Räume, 
Europa und Verbraucherschutz, Herrn Werner 
Schwarz, das Wort.

Werner Schwarz, Minister für Landwirtschaft, 
ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Aktuell läuft in Berlin 
die Grüne Woche. Bis gestern war ich dort und 
habe viele Gespräche mit Landwirtinnen und Land-
wirten geführt. Es ging dabei immer wieder um 
ein Kernanliegen: um eine Perspektive für die land-
wirtschaftlichen Betriebe. Mit den Ergebnissen der 
Borchert-Kommission und dem Bericht der ZKL 
liegen konkrete Vorschläge vor, die fraktionsüber-
greifend Akzeptanz gefunden haben, auch weil sie 
im Konsens mit den gesellschaftlichen Gruppierun-
gen erstellt wurden.

Auf Bundesebene ist es bisher nicht gelungen, die 
Umsetzung anzupacken. Ich bedauere dies. In Tei-
len fehlt mir sogar das Verständnis dafür, denn 
die Landwirte benötigen Klarheit und insbesonde-
re politische Verlässlichkeit. Diese kann aber nur 
entstehen, wenn man den Mut hat, den politischen 
Kompromiss zu schließen. Hierfür bedarf es in der 
gegenseitigen Auseinandersetzung aber auch einer 
nötigen Kompromissbereitschaft.

Was hingegen fehlende Entscheidungen oder Ent-
scheidungen ohne Kompromiss und ohne den poli-
tischen Diskurs erreichen, haben wir in den zurück-
liegenden Wochen durch die Demonstrationen der 
Landwirte sehr nachdrücklich aufgezeigt bekom-
men. Die Proteste haben gezeigt, unter welchem 
Druck die Landwirtinnen und Landwirte mittler-
weile stehen. Dabei ging es ihnen nicht nur um die 
Agrardieselrückerstattung, sondern auch um gesell-
schaftliche Anerkennung, politische Verlässlichkeit 
und um die von mir bereits genannte Perspektive.

Die eingebrachten Anträge, die heute zur Diskus-
sion stehen, sehe ich alle in diesem Gesamtzusam-
menhang. Auch die stetig steigende Flächenkonkur-
renz ist in diesem Zusammenhang zu benennen. 
Wir benötigen Flächen für die Energieerzeugung, 
für Infrastrukturprojekte, für den Wohnungsbau 
und für Wirtschaftsentwicklung, für den Klima- 
und Naturschutz. Die sehr vielfältigen gesellschaft-
lich relevanten Flächenansprüche gilt es, mit den 
Flächenbedarfen der Landwirtschaft und der Forst-
wirtschaft in Einklang zu bringen. Um diesen un-
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terschiedlichen Nutzungsansprüchen gesamtgesell-
schaftlich ausgewogen und unter Sicherung unserer 
hiesigen Landwirtschaft sowie lebenswerter ländli-
cher Räume gerecht zu werden, braucht es dringend 
integrierte, nachhaltige Landnutzungskonzepte.
Das Instrument dafür haben wir: die Flurbereini-
gung. Ich bin dem vormaligen MELUND dankbar, 
dass die dortige Naturschutzabteilung dafür gesorgt 
hat, dass dieser wichtige Fachbereich der Landes-
verwaltung überhaupt erhalten geblieben ist. Wir 
erkennen heute gemeinsam, dass es ein Fehler war, 
die Flurbereinigung fast vollständig preiszugeben. 
Aber: Noch haben wir sie und sollten sie stärken 
und stärker nutzen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Flurbereinigung ist als wichtiges Umsetzungs-
instrument in verschiedenen Landesstrategien ver-
ankert: in der Biodiversitätsstrategie, der Strategie 
für die Zukunft der Niederungen und im Klima-
schutzprogramm 2030. Um die mit den Vorhaben 
verbundenen Zielsetzungen erreichen zu können, 
sind in den nächsten Jahren verstärkte Neueinlei-
tungen von Flurbereinigungsverfahren erforderlich. 
Die beiden regierungstragenden Fraktionen haben 
dies erkannt und sich in ihrem Antrag für eine 
Stärkung der Flurbereinigung ausgesprochen. Ich 
unterstütze diesen Antrag ausdrücklich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, To-
bias Koch [CDU] und Oliver Kumbartzky 
[FDP])

– Die FDP ist da genauso einzubeziehen, Entschul-
digung.
Neben dem Thema Flächenkonkurrenzen möchte 
ich auf weitere landwirtschaftliche Schwerpunkte 
eingehen, die 2024 von Bedeutung sein werden.
Die Landwirtschaft ist in besonderem Maße vom 
Klimawandel betroffen, aber zugleich gefordert, 
nachhaltige Anpassungsstrategien zur Reduktion 
von Treibhausgasemissionen zu entwickeln. Da-
für müssen Landwirtschaft, Naturschutz, Wissen-
schaft und Verwaltung eng zusammenarbeiten. Um-
so mehr freue ich mich, dass uns dieser Schulter-
schluss mit dem Kompetenzzentrum für klimaeffi-
ziente Landwirtschaft gelungen ist.
Die Innovationsbereitschaft in unserem Land ist 
immens. Hieran wollen wir gemeinsam mit der Ex-
pertengruppe anknüpfen und auch 2024 den durch 
das Kompetenzzentrum bereits erfolgreich einge-
schlagenen Weg mit weiteren Projekten und Veran-
staltungen fortsetzen.

Ein weiteres Sorgenthema ist die anhaltend hohe 
Wildgänsepopulation. Ich kann die Betroffenheit 
der Landwirte gut verstehen. Oft genug habe ich 
auf kahlgefressenen, verkoteten Flächen gestanden 
und mir die Verwüstung angeschaut. Es ist dabei 
nicht die einzelne Gans das Problem, sondern die 
Masse, die den Schaden macht.

(Vereinzelter Beifall CDU und Beifall Lars 
Harms [SSW])

Die bisherigen Angebote, insbesondere über Ent-
schädigungsoptionen, haben wenig zur Lösung der 
Situation beigetragen. Wir sind dabei, alternative 
Optionen der Entschädigung zu prüfen. Wenn wir 
über effektive Lösungen für die betroffenen Land-
wirtinnen und Landwirte sprechen wollen, wie wir 
es im Koalitionsvertrag vereinbart haben, dann sind 
meines Erachtens auch die bestehenden Bejagungs-
möglichkeiten zur überprüfen.

(Beifall CDU, Oliver Kumbartzky [FDP] und 
Lars Harms [SSW])

Die kürzlich vorgenommene Aufnahme des Wol-
fes in das Jagdrecht des Landes ist ein wichtiger 
Fortschritt. Wir müssen aber auch erkennen, dass 
damit die Zielkonflikte, die durch das Vorhanden-
sein von Wölfen in Schleswig-Holstein ausgelöst 
werden, nicht gelöst sind. Die Nutztierhaltung steht 
weiterhin vor großen Herausforderungen, insbeson-
dere die Situation der Weidetierhalter – allen voran 
den Schafhalterinnen und Schafhaltern – ist hier 
zu nennen. Sie haben bislang nicht überall die Mög-
lichkeit, ihre Tiere durch wirksame und geeignete 
Maßnahmen vor Wolfsangriffen zu schützen. Bei 
einer zunehmenden Zahl an Wölfen in Schleswig-
Holstein sehe ich hier weiterhin ein wachsenden 
Konfliktpotenzial.

Eine schnellere und effizientere Entnahme von 
übergriffigen Wölfen ist ein erster Schritt. Die Um-
setzung, wie es das Bundesumweltministerium im 
Oktober letzten Jahres auf den Weg gebracht hat, 
halte ich aber für zu zaghaft. Ohne eine weiterge-
hende Ausschöpfung der vorhandenen Spielräume 
des Europäischen Rechts für Ausnahmen von stren-
gem Schutz dürften viele Probleme mit dem Wolf 
aus Sicht der Landwirtschaft ungelöst bleiben. Als 
Landwirtschaftsminister werde ich mich in dieser 
Debatte weiterhin im Sinne der Tierhalterinnen und 
Tierhalter und vor allem des Nutztierschutzes ein-
bringen.

(Beifall CDU und Oliver Kumbartzky 
[FDP])
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Der Agrar-, Fischerei- und Forstsektor ist durch ei-
ne sehr hohe Regelungsdichte belastet. Wir müssen 
daher noch stärker auf die Digitalisierung setzen, 
um Bürokratie abzubauen, Kontroll- und Antrags-
verfahren zu vereinfachen und die Betriebe zu ent-
lasten. Ein Beispiel hierfür ist die Profil-SH-App, 
die Landwirtinnen und Landwirte bei der Antrag-
stellung im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
unterstützt.
Auf der Agrarministerkonferenz im September 
2023 in Kiel haben die Agrarressorts der Länder 
dieses Problem deutlich adressiert und den Bund 
gebeten, geltende bürokratische Vorgaben in Ab-
stimmung mit den Ländern auf nationaler Ebene 
auf ihre Praxistauglichkeit, Verhältnismäßigkeit und 
Wirksamkeit zu überprüfen.
Zugleich wurde der Bund gebeten, sich auf EU-
Ebene verstärkt für eine Vereinfachung der Recht-
setzung sowie gegen die Schaffung weiterer büro-
kratischer Vorgaben einzusetzen.
Auch wenn sich bürokratische Vorgaben nicht in 
Gänze vermeiden lassen, so sollten wir gemeinsam 
bei politischen Entscheidungen verstärkt auf Ver-
einfachung und Abbau bürokratischer Lasten ach-
ten, was zum Beispiel durch Verlängerung von 
Kontrollzyklen geleistet werden könnte. Ich zähle 
hierbei auf Ihre Unterstützung.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Oliver Kumbartzky [FDP] und Lars Harms 
[SSW])

Ich bleibe weiter mit allen Bereichen der Landnut-
zung in intensiven Gesprächen, um Lösungen für 
die Zielkonflikte zu erreichen.
Mir ist es daher äußerst wichtig, den Dialogprozess 
zur Zukunft der Landwirtschaft weiterzuführen und 
dazu beizutragen, die 24 Thesen, die bereits in der 
letzten Legislaturperiode erarbeitet wurden, zu kon-
kretisieren. Hiermit haben wir 2023 bereits begon-
nen. Aktuell geht es mit dem Schwerpunktthema 
Biodiversität weiter.
Damit der Dialog aber auch in die Breite der Ge-
sellschaft überführt wird, müssen wir noch sichtba-
rer werden. Mein Haus hat daher kürzlich eine Me-
dienkampagne gestartet. Dazu zählt auch ein neues 
Verständnis von Zusammenarbeit und Zusammen-
halt – ein Bewusstsein, welches von uns als Wir-
Gefühl bezeichnet wird – das „Wir“ in der Land-
wirtschaft.
Denn die Landwirtschaft geht uns alle an. Wir si-
chern mit einer regionalen Landwirtschaft die sou-
veräne Erzeugung von Lebensmitteln in unserem 

Land. Wir erhalten mit ihr einen wichtigen Teil der 
Wertschöpfung in Schleswig-Holstein. Wir haben 
die Möglichkeit, gemeinsam mit den Landwirten 
bei der Erzeugung der Produkte, die wir täglich 
konsumieren, zugleich auch die natürlichen Res-
sourcen in unserer Heimat zu schützen, Biodiversi-
tät zu sichern und mehr Tierwohl zu ermöglichen.
Deshalb ist es mir besonders wichtig, eine Per-
spektive für die landwirtschaftliche Produktion un-
ter sich stetig ändernden Rahmenbedingungen in 
Deutschland und im Echten Norden sicherzustellen 
und dafür zu sorgen, dass ein gegenseitiges Ver-
ständnis innerhalb der Gesellschaft bestehen bleibt 
und gefestigt wird.
Schleswig-Holstein ist seit jeher ein Land der länd-
lichen Räume und ein Gunststandort für die Land-
wirtschaft. Dass das auch in Zukunft so bleibt, da-
für setze ich mich ein und hoffe auf Ihre Unterstüt-
zung. – Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und Oliver Kumbartzky [FDP])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Der Minister hat die vorgesehene Redezeit um vier 
Minuten 30 Sekunden erweitert. Dies würde theo-
retisch den Fraktionen auch zur Verfügung stehen. 
Ich weise aber auf die Zeit und die anstehenden 
parlamentarischen Abende hin.
Jetzt hat zunächst für die CDU-Fraktion zu Punkt a) 
die Kollegin Rixa Kleinschmit das Wort.

Rixa Kleinschmit [CDU]: 
Sehr geehrter Landtagspräsident! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Wer in den letzten Wochen 
auf den Straßen in diesem Land unterwegs war, 
hat sie überall gesehen: Landwirte und Landwirtin-
nen mit ihren Treckern. Die Bauernproteste der 
vergangenen Wochen waren beeindruckend, und 
sie dauern an. Aufhänger waren die quasi über 
Nacht beschlossenen Pläne, die Agrardieselrückver-
gütung sowie die Kfz-Steuerbefreiung, die soge-
nannte Grüne Nummer, ersatzlos zu streichen – oh-
ne vorherige Ankündigung, ohne vorherige Gesprä-
che mit der Branche und anscheinend auch ohne 
vorher über die damit verbundenen Konsequenzen 
nachzudenken.

(Beifall CDU und Dirk Kock-Rohwer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir wissen alle, dass der Staat, sei es auf Bundes- 
oder Landesebene, sparen muss. Die Diskussionen 
am heutigen Vormittag haben dies eindrücklich ge-
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zeigt. Aber dass Sparpläne einseitig zulasten einer 
Berufsgruppe umgesetzt werden, ist beispiellos und 
war für die Landwirtschaft der Tropfen, der das 
Fass zum Überlaufen gebracht hat.

(Beifall CDU, vereinzelt SSW und Bei-
fall Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Auch die Teileinsicht der Bundesregierung, dass 
die Streichung der Kfz-Steuerbefreiung viel Büro-
kratie nach sich ziehen würde und somit keine gute 
Idee war, sowie die schrittweise Reduzierung der 
Agrardieselrückvergütung bis 2026 haben die Bran-
che nicht befriedet. Ich kann den Ärger verstehen 
und stehe klar hinter den friedlichen und demokrati-
schen Protesten unserer Bäuerinnen und Bauern.
Wer in den letzten Wochen die Proteste mit offe-
nen Augen verfolgt hat, hat gesehen, dass in den 
kilometerlangen Konvois nicht mehr nur Trecker 
vertreten sind. Mehr und mehr reihten sich Lkw, 
Handwerkswagen und viele weitere Akteure des 
gesamten Mittelstandes ein. Dies sieht man, wenn 
man diese Veranstaltungen besucht.
Die Landwirte und Landwirtinnen berichten uns 
von viel positiver Resonanz aus der breiten Öffent-
lichkeit, wie Zuspruch auf Plakaten am Straßenrand 
oder ein nach oben gereckter Daumen eines warten-
den Autofahrers. Dies sollte uns allen zu denken 
geben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mehr noch, wir müssen diesen Unmut in breiten 
Teilen der Bevölkerung sehr ernst nehmen. Es wird 
der Sache nicht gerecht, wenn einzelne negative 
Vorkommnisse, von denen sich alle Akteure und 
auch wir zu Recht ganz klar distanziert haben, von 
den Sorgen, den Inhalten und politischen Forderun-
gen ablenken.
Wie gesagt: Die Sparpläne waren nur der Auslöser. 
Es gibt viel mehr, das den Landwirtinnen und Land-
wirten auf der Seele brennt und endlich angepackt 
werden muss. Die landwirtschaftliche Branche ist 
in den letzten Jahren mit Vorschriften, Gesetzen 
und Verordnungen auf EU-, Bundes- und auch auf 
Landesebene in einem Tempo überzogen worden, 
dass einem schwindelig werden kann.
Die Landwirtschaft wird heute für viele Aufgaben-
felder verantwortlich gemacht. War früher die Le-
bensmittelversorgung qualitativ auf höchstem Ni-
veau zu günstigen Preisen die Hauptaufgabe, ka-
men in den Jahren unter anderem Umweltschutz, 
Tierwohl, Energieerzeugung, Biodiversitätsleistun-

gen und Klimaschutz dazu. Aber günstige Lebens-
mittel soll sie bitte immer noch erzeugen.

Die Landwirtschaft hat sich immer allen Heraus-
forderungen gestellt, sich im Laufe der Zeit stark 
gewandelt und ist eine innovative, hochtechnisierte 
Branche mit erstklassig ausgebildeten Betriebsleite-
rinnen und Betriebsleitern.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt SSW)

Diese müssen wir schützen und uns dafür einset-
zen, dass sie die von der Gesellschaft gewollten 
Leistungen auch erfüllen können. Dafür müssen 
wir Lösungen finden und anbieten. Die Landwirt-
schaft wird zum Beispiel auch im Bereich des Kli-
maschutzes und der Klimaanpassung gefordert sein. 
Wir müssen bei Themen wie der Gans weiterkom-
men, nachdem wir beim Wolf schon ein gutes Stück 
weitergekommen sind.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Schaffen wir es nicht, in den verschiedenen Feldern 
praktikable Lösungen anzubieten, verlieren wir im-
mer mehr unserer Landwirtinnen und Landwirte, 
verlieren wir die heimische Produktion von Lebens-
mitteln und stärken den Import mit allen bekann-
ten Nebeneffekten. Damit schwächen wir den länd-
lichen Raum massiv. Das können wir wirklich nicht 
wollen.

Daher müssen wir ganz genau prüfen, wie wir die 
heimische Landwirtschaft entlasten können, welche 
Stellschrauben das Landesrecht hat, und diese auch 
anpacken. Natürlich gehört zur Ehrlichkeit dazu, 
dass viele Regelungen an Auflagen aus Brüssel 
oder Berlin geknüpft sind. Trotzdem müssen wir 
ganz genau schauen, am besten gemeinsam mit 
dem Blick aus der Praxis, wo Regelungen überflüs-
sig sind, wo Digitalisierung das Ausdrucken und 
Abheften von Zetteln unnötig macht und wo Fristen 
verändert werden können, um den enormen Druck, 
der auf den Betriebsleiterinnen und Betriebsleitern 
lastet, zu nehmen.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Diese Fragen müssen wir uns auch bei jeder neuen 
Auflage stellen: Ist das wirklich nötig? Hilft eine 
Verknüpfung mit einer vorhandenen Datenbank? 
Können – und wollen – wir das überhaupt noch 
kontrollieren?

Bei vielen bereits bestehenden Gesetzen und Ver-
ordnungen müssen wir geduldiger werden. Die 
Landwirtschaft arbeitet mit Jahreszeiten und in 
Tiergenerationen. Bis manche gesetzliche Rege-
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lungen ihre Wirkung entfalten, dauert es einfach. 
Es ist nicht zielführend, nach zu kurzen Zeiten ver-
frühte Rückschlüsse zu ziehen und dann mit unnöti-
gen Verschärfungen weiter den Druck zu erhöhen.
Einige Regionen stehen vor besonderen Herausfor-
derungen, dazu gehören bei uns im Land speziell 
die Niederungen. Um diese ökonomisch sicher in 
die Zukunft führen zu können, wollen wir neben 
dem freiwilligen Landtausch ein bereits seit Jahr-
zehnten genutztes Mittel wieder neu beleben: Die 
Flurbereinigung wurde in vielen Teilen des Landes 
in den 60er-, 70er- und 80er-Jahren durchgeführt 
und hat großen Anteil daran, dass wir in Schleswig- 
Holstein heute eine starke Agrarwirtschaft haben.
An der Flurbereinigung gibt es aber auch Kritik, 
und daher müssen wir aus der Vergangenheit ler-
nen. Um zum Beispiel sehr lange Verfahrensdauern 
zu umgehen, muss das verkürzte Verfahren möglich 
sein. Außerdem sollten die Erfahrungen der Land-
gesellschaft mit ihrer Nähe zu den Regionen einbe-
zogen werden und darüber hinaus die hierfür im 
Rahmen der Biodiversitätsstrategie vorgesehenen 
Stellen eingesetzt werden.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dann können die großen Stärken dieses Verfahrens 
zum Tragen kommen: der Grundsatz der Freiwillig-
keit sowie die Tatsache, dass alle Beteiligten gleich-
berechtigt auf Augenhöhe am Verfahren beteiligt 
sind. Wir wissen alle, die Landwirtschaft in Schles-
wig-Holstein leistet großartige Arbeit, und es ist 
unser klares Ziel, sie dabei und bei den zukünftigen 
Herausforderungen bestmöglich zu unterstützen.

(Beifall CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Zu Punkt b) erteile ich nun für die Fraktion der 
FDP dem Kollegen Oliver Kumbartzky das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Keine Sorge, die 
elf Minuten Redezeit werde ich nicht brauchen. 
Ich freue mich schon auf die hochwertigen land-
wirtschaftlichen Lebensmittel und Produkte, die 
wir nachher serviert bekommen. Nichtsdestotrotz 
möchte ich etwas dazu sagen.
Erst einmal möchte ich dem Minister für seinen 
Bericht ganz herzlich danken. Natürlich möchte ich 
eingangs etwas zu den Demonstrationen sagen, die 
stattgefunden haben. Dort war ein Spruch immer 

sehr präsent. Der lautete: Ist der Bauer ruiniert, 
wird Dein Essen importiert!

Ich finde, dieser Spruch trifft ganz genau den Nagel 
auf den Kopf, was die Situation unserer Landwirte 
angeht. Die Beschlüsse zu den grünen Nummern-
schildern und dem Agrardiesel haben, wie eben 
schon gesagt worden ist, das Fass zum Überlaufen 
gebracht.

Ich hatte und habe großes Verständnis für die Pro-
teste, die dort abgelaufen sind und weiterhin ablau-
fen – sofern sie ordentlich ablaufen.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Wir müssen eben sehen und zur Kenntnis nehmen, 
dass unsere Landwirte mit ihren Produkten im in-
ternationalen Wettbewerb stehen, die Preise selbst 
nicht bestimmen können und dass sie vor allem 
faire und verlässliche Perspektiven brauchen, damit 
sie in Zukunft in ihre Betriebe investieren und sie 
an ihre Nachfolger übergeben können.

(Beifall FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW)

Unser Mittelstand insgesamt braucht bessere Rah-
menbedingungen und vor allem deutlich weniger 
Bürokratie. Ein massiver Bürokratieabbau wäre 
jetzt das beste Konjunkturprogramm, das das Land 
bekommen könnte.

(Zuruf Sandra Redmann [SPD])

– Frau Kollegin, Vorschläge kommen gleich und 
auch die herzliche Einladung, dabei mitzumachen.

Jetzt noch einmal kurz zu den Landwirten: Die sind 
nicht erst seit Mitte Dezember 2023 am Limit. Kei-
ne Regierung, egal welcher Farbe, erst recht nicht 
die Union, kann sich davon freimachen, wie die 
Situation ist, Frau Kleinschmit.

(Beifall FDP, SPD und SSW – Unruhe und 
Heiterkeit)

Es wurden beispielsweise in den letzten Jahrzehn-
ten immer strengere EU-Vorschriften erlassen, die 
dann in Deutschland und in Schleswig-Holstein 
noch weiter verschärft worden sind. So ist leider 
immer neue Bürokratie entstanden. Die Liste will 
ich gar nicht vortragen. Immerhin war es ein Licht-
blick, dass Konservative und Liberale im EU-Parla-
ment im November 2023 die überzogene Pflanzen-
schutzverordnung gestoppt haben. Das war gut und 
richtig.

(Sandra Redmann [SPD]: Nein!)
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Auch die verlängerte Zulassung von Glyphosat 
aufgrund wissenschaftlicher Erkenntnisse war hilf-
reich.

(Beifall CDU – Eka von Kalben [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Es fing so gut an!)

– Jetzt habe ich euch wieder verloren, ich weiß. 
Aber jetzt kommt der Bogen. Bei allem Fingerzei-
gen auf EU-Politik und Bundespolitik müssen wir 
auch feststellen: Wir debattieren hier gerade im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag. Wir haben seit 
Sommer 2022 eine schwarze Koalition, die sich 
damit brüstet, ein eigenes schwarz-geführtes Land-
wirtschaftsministerium zu haben, schwarz-geführt 
im doppelten Sinne.

(Heiterkeit und Beifall)

– Ach kommt, der war gar nicht so schlecht.

Ich schätze Werner Schwarz persönlich und fach-
lich sehr, und ich weiß, dass er liberaler ist als sein 
Nachname.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Jetzt wird er ganz 
gelb!)

Da fragt man sich dennoch, was das MLLEV in den 
letzten Monaten eigentlich konkret für die Stärkung 
unserer Landwirtschaft in Schleswig-Holstein getan 
hat. Ich finde, es ist ein bisschen wenig, gelegent-
lich bundespolitische Beschlüsse zu kommentieren. 
Auch die Werbekampagne „LandWIRtschaft“ ist 
durchaus gut, aber es reicht nicht. Ich hätte mir 
da von einem eigenen Ministerium deutlich mehr 
gewünscht. Wenn Sie jetzt eine Veranstaltungsreihe 
„Schwarz trifft …“ haben, finde ich es in Ordnung; 
aber mir wäre es wichtiger, dass Sie sich öfter mal 
mit Tobias Goldschmid träfen und sich öfter mal 
gegen ihn durchsetzten.

(Beifall FDP, SSW und vereinzelt SPD)

Deswegen konkret zur Sache, mit der Bitte um Er-
ledigung: Wir müssen beim Thema Gänsefraß end-
lich anpacken. Das ist doch gerade das CDU-The-
ma.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Mehr Jagdzeiten, effektivere Vergrämung und wirk-
liche Entschädigungen sind angesagt. Wir erinnern 
uns, Herr Ministerpräsident, an den Landesbauern-
tag 2021, an dem Sie neben Werner Schwarz, dem 
damaligen Präsidenten, gestanden und sich groß da-
für eingesetzt haben: Ab jetzt geht es den Gänsen 
an den Kragen, jetzt wollen wir das Thema Gän-
sefraß mal richtig angehen! – Ja, und was kam? 
„Gans“ wenig, Herr Ministerpräsident!

(Heiterkeit und Beifall FDP und Lars Harms 
[SSW])

Deshalb muss da deutlich mehr kommen.

Der Minister hat eben angedeutet, dass er bei dem 
Thema weiter rangehen will, genauso wie beim 
Thema Wölfe. Auch da sehe ich den Punkt. Das 
Jagdgesetz ist gut; dem haben wir gern zugestimmt, 
aber wir sehen auch: Es gibt immer mehr Wölfe, 
es gibt jetzt auch wieder mehr Rissereignisse und 
Rudel. Irgendwann werden die Jungtiere ihre Rudel 
verlassen. Das wird ein Thema, das uns in Zukunft 
nicht einfach kalt lassen kann.

(Hauke Göttsch [CDU]: Aber wir sind vorbe-
reitet!)

Dann brauchen wir zum Beispiel keinen National-
park Ostsee durch die Hintertür; auch das muss ich 
an dieser Stelle natürlich erwähnen.

Wir brauchen einen konsequenten Bürokratieabbau. 
Es gibt auch konkrete Vorschläge, die dazu auf dem 
Tisch liegen – noch einmal die herzliche Einladung 
zuzustimmen.

Abschaffung des Vorkaufsrechts für den Natur-
schutz – bingo, er hat es schon wieder gesagt! 
Aber, Frau Redmann und liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das können wir doch endlich einmal be-
schließen. Das ist auch eine konkrete Forderung aus 
der Landwirtschaft und jetzt aus der CDU heraus.

(Beifall FDP)

Der Landesbauernverband hat uns und sicherlich 
auch den Ministerien vor einem halben Jahr einen 
ganzen Katalog zugeschickt und Beispiele wie § 39 
Landeswassergesetz – Anzeigepflicht für Hofbrun-
nen – genannt. Warum brauchen wir das eigent-
lich? Es gibt viele, viele Dutzend weitere Beispie-
le. Deswegen lautet mein Vorschlag, Herr Rickers, 
den Landesbauernverband zeitnah in den Umwelt- 
und Agrarausschuss einzuladen, um diesen Katalog 
da noch einmal durchzugehen, dort auch konkrete 
Punkte für Schleswig-Holstein, die wir selber be-
einflussen können, vortragen zu lassen und mitzu-
nehmen.

Wir stimmen dem Antrag von SSW und Koalition 
gern zu, wenngleich uns da ein Punkt fehlt. Es ist 
ein ganz geschickt formulierter Antrag Richtung 
Bund, Richtung EU.

(Lars Harms [SSW]: Danke!)

Deswegen haben wir noch eine kleine Hilfestel-
lung eingereicht mit einem Hinweis, dass auch die 
Landesregierung anpacken statt rumschnacken soll. 
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Deswegen auch unsere herzliche Einladung, diese 
Klarstellung mit zu beschließen, damit auch die 
Landesregierung einen Auftrag erhält.

(Beifall FDP und SSW – Lars Harms [SSW]: 
Sehr gut!)

Zum Thema Flurbereinigungsverfahren habe ich 
schon an der richtigen Stelle applaudiert, weil wir 
auch da zustimmen werden. Ich finde es richtig und 
gut, dass die Koalition dieses altbewährte Verfah-
ren jetzt wiederentdeckt hat oder, wie die Kollegin 
Kleinschmit sagte, neu beleben will. Es ist auch – 
das hat die Kollegin jetzt nicht so deutlich gesagt, 
der Minister auch nicht – in gewisser Weise ein 
Zurückpfeifen der Stiftung Naturschutz, die ja mo-
mentan das Thema Flurbereinigungsverfahren quasi 
ganz alleine macht, ohne mit der Landgesellschaft 
zu sprechen. Sie nutzt zum einen das Vorkaufsrecht, 
aber vor allem ist sie gerade beim Thema biologi-
scher Klimaschutz – Stichwort: Moorprogramm – 
dabei, immer mehr Flächen aufzukaufen.
Wir haben in den letzten Wochen gesehen, wie groß 
der Widerstand in der Eider-Treene-Sorge-Region 
ist, wo eben auch prominente CDU-Mitglieder da-
gegen protestieren. Ich habe so ein bisschen den 
Eindruck, dass da Niederungsstrategie mit Moor-
schutzstrategie vermischt wird, trotzdem ist da ei-
ne große Unzufriedenheit über die Stiftung Natur-
schutz. Ich finde es richtig, jetzt auch dieses Thema 
mit den Flurbereinigungsverfahren anzugehen.
Ganz wichtig ist eben: Wir brauchen auch in 
den Niederungsgebieten in Zukunft eine Landwirt-
schaft, die dort möglich ist, denn auch da gilt das 
Motto: Ist der Bauer ruiniert, wird dein Essen im-
portiert. – Vielen Dank. – Mahlzeit.

(Beifall FDP, SSW und Manfred Uekermann 
[CDU])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Zu Punkt c) erteile ich jetzt das Wort dem SSW und 
hier dem Kollegen Christian Dirschauer.

Christian Dirschauer [SSW]: 
Herr Präsident! Ich hätte fast gesagt: Oha, ob der 
Kollege Harms jetzt auch so viel klatscht? – Ich bin 
mir da nicht ganz sicher.

(Lars Harms [SSW]: Doch!)
Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich fange 
einmal mit der Wiederholung an. Wie wir jetzt 
schon mehrfach gehört haben – die beiden Vorred-
ner haben es gesagt –, haben die zunächst beabsich-

tigten Pläne der Bundesregierung – die Kfz-Steu-
erbefreiung für landwirtschaftliche Fahrzeuge zu 
streichen und die Streichung der Dieselsubvention 
– das Fass sozusagen zum Überlaufen gebracht. 
Diese Streichungen – auch das wissen wir heute 
– hatten wohl einzig einen finanzpolitischen Hin-
tergrund. Sie sollten also lediglich als Konsolidie-
rungsbeitrag für den angeschlagenen Bundeshaus-
halt dienen. Ohne Fingerspitzengefühl und nur mit 
einem Federstrich sollte hier etwas durchgedrückt 
werden.

Das hat in der Tat zu Allianzen innerhalb der Land-
wirtschaft geführt – AbL und Bauernverband ge-
meinsam, das ist jetzt auch nicht immer auf der 
Tagesordnung –, aber eben auch mit anderen Be-
rufszweigen, die es so auch noch nicht gegeben 
hat. Mit großen Treckerdemos haben Bäuerinnen 
und Bauern bundesweit und tagelang gegen diese 
Streichungen demonstriert und ihren Unmut auf 
die Straße getragen. Damit haben sie von ihrem 
grundgesetzlich geschützten Demonstrations- und 
Versammlungsrecht Gebrauch gemacht, und das ist 
auch in Ordnung und gut so.

(Beifall SSW, vereinzelt CDU und Beifall 
Dr. Heiner Garg [FDP])

Gleichwohl – das gehört zur Wahrheit dazu – gab 
es Aktionen, die von diesem Recht nicht gedeckt 
sind.

(Serpil Midyatli [SPD]: So ist es!)

Dazu gehört das Sperren von Autobahnauf- und 
‑abfahrten und dass, was wir in Schlüttsiel gesehen 
haben.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ja!)

Um das ganz deutlich zu sagen: Geschehnisse wie 
in Schlüttsiel sind in einem demokratischen Rechts-
staat ein absolutes No-Go.

(Beifall ganzes Haus)

Das wird jetzt zu Recht juristisch aufgearbeitet. Zu-
dem wissen wir, dass diese aufgeheizte Stimmung 
politisch von rechtsradikaler und rechtsextremer 
Seite zu instrumentalisieren versucht wird. Daher 
begrüßen wir ausdrücklich, dass sich der Bauern-
verband ganz klar von solchen Tendenzen distan-
ziert hat und diese auch eindeutig ablehnt.

(Beifall SSW, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Beifall Rasmus Vöge [CDU])

Bereits zu Beginn des Jahres hatte der Bauernver-
band parteiübergreifend eingeladen, um auf die 
Situation aufmerksam und vor allem deutlich zu 

Schleswig-Holsteinischer Landtag (20. WP) – 48. Sitzung – Mittwoch, 24. Januar 2024 3613

(Oliver Kumbartzky)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2922&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3394&format=WEBVOLLLANG


machen, welche finanziellen Auswirkungen die be-
absichtigten Streichungen für unsere Landwirte ha-
ben. Es mag hierbei vielleicht nicht um die größten 
Summen gehen, das kann aber durchaus je nach 
Betrieb und Betriebsart sehr unterschiedlich sein.
Es geht aber auch darum, dass die Betriebe heute 
keine adäquate Alternative zu ihren Treckern ha-
ben. Die Entwicklung der E‑Traktoren steckt noch 
in den Kinderschuhen, und das bedeutet real, dass 
es derzeit noch keinen echten Markt für entspre-
chende Alternativen gibt. Auch E‑Fules für Trakto-
ren gibt es eben nicht. Das heißt, die Streichungen 
hätten nicht einmal eine Lenkungswirkung gehabt – 
das hätte man ja noch verstehen können. Dadurch 
wäre nicht einmal eine Lenkungswirkung eingetre-
ten.
Wie gesagt, die Streichungen, die nun zum Teil zu-
rückgenommen wurden oder sich jetzt auf mehrere 
Jahre verteilen, haben das Fass zum Überlaufen 
gebracht. Es geht bei den Bauerndemos aber um 
weit mehr als nur um Agrardiesel oder Kfz-Steuer. 
Vor dem Hintergrund, dass Landwirtschaft sich seit 
Jahren von Politik und Gesellschaft nicht verstan-
den fühlt und ihr – gesellschaftlich und politisch 
ja durchaus gewollt – immer neue Auflagen und 
Verschärfungen vorgeschrieben werden, brauchte es 
nun wohl ein Ventil, um einfach einmal Druck ab-
zulassen, aber eben auch, um noch einmal mehr 
auf die Situation der Landwirtschaft aufmerksam zu 
machen.
Wir wissen um die Herausforderungen, vor denen 
die Landwirtschaft steht: Verschärfung der Dünge-
verordnung, tierwohlgerechte Stallumbauten, Bio-
diversität, Klimawandel mit Extremwetterlagen wie 
Dürre und Überschwemmung. Landwirtschaft ist 
heute mehr denn je von äußeren Zwängen beein-
flusst. Die Landwirtschaft befindet sich also in ei-
nem Transformationsprozess, der politisch und ge-
sellschaftlich gewollt ist.
Die Empfehlungen der Borchert-Kommission wer-
den von allen Interessenvertretern getragen. Sie 
sind die Grundlage für einen Umbau in der Tier-
haltung und für mehr Tierwohl. Dafür braucht es 
finanzielle Unterstützung und keine Kürzungen – 
und wenn doch, braucht es eben adäquate Kompen-
sation.

(Beifall SSW und Rixa Kleinschmit [CDU])
Der sukzessive Umbau in der Tierhaltung wird in 
der Politik diskutiert. Es geht aber nicht um das Ob, 
sondern um das Wie und vor allem darum, wie es 
bezahlt werden soll. Hier gehen die Vorschläge der 
Borchert-Kommission und die von Bundeslandwirt-

schaftsminister Özdemir weit auseinander, sowohl 
im Umfang als auch in der Geschwindigkeit. Aber 
genau hier brauchen die Landwirte klare und ver-
lässliche Aussagen.

Dies gilt nicht allein für die Politik. Wir sehen auch 
die Lebensmittelindustrie und den Einzelhandel 
in der Verantwortung. Die Landwirtschaft ist das 
schwächste Glied in der Kette. Sie hat kaum Ein-
fluss auf den Verkaufspreis, weil sie einer Markt-
macht gegenübersteht, der nur selten etwas entge-
genzusetzen ist.

(Thomas Hölck [SPD]: Wir sprechen von Al-
di!)

Es ist kein Gleichgewicht der Kräfte, daher funktio-
niert dieses System so auch nicht. Landwirte brau-
chen faire, Verbraucherinnen und Verbraucher aber 
keine überhöhten Preise.

(Beifall SSW und Dirk Kock-Rohwer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Über Jahrzehnte war das Motto: wachsen oder wei-
chen, und entsprechend sind die Betriebszahlen 
Jahr um Jahr gesunken. Wenn die Betriebe im Dorf 
nach und nach verschwinden, lässt das auch dort 
niemanden unberührt. Das macht etwas mit den 
Menschen. Daher ist auch das Einfordern von Ver-
lässlichkeit und Planbarkeit ein klares Signal an die 
Politik, das wir wirklich ernstnehmen sollten.

Vor Jahren, liebe Kolleginnen und Kollegen, hatten 
wir vergleichbare Trecker-Demos hier bei uns im 
Land. Die Politik ist seinerzeit mit der Landwirt-
schaft ehrlich ins Gespräch gegangen. Wie stellen 
wir uns Landwirtschaft in Schleswig-Holstein im 
Jahr 2040 vor? Für diese Maßgabe wurden seiner-
zeit von Akteuren aus der Landwirtschaft, dem Na-
turschutz und der Forschung 24 Thesen herausgear-
beitet. Auch für uns als SSW haben diese Thesen 
immer noch ihre Gültigkeit. Wir wollen eine Land-
wirtschaft, die bäuerlich geprägt ist, die vor Ort 
Lebensmittel nach hohen Standards produziert. Wir 
wollen die Wertschöpfung im Land erhalten, denn 
nur dann behalten wir die Kontrolle, Qualität und 
Versorgungssicherheit.

Ein immer wiederkehrender Punkt ist der Büro-
kratieabbau. Was kann Politik machen, um hier 
für Entlastung zu sorgen? Sowohl der Bund als 
auch die Landesregierung sind hier gefragt, auf die 
Landwirtschaft zuzugehen und für entsprechende 
Entlastung zu sorgen. Gleichwohl gehört zur Ehr-
lichkeit dazu, dass dies wohl nicht in allen Berei-
chen geschehen kann. Wer öffentliche Gelder be-
kommt, muss entsprechende Leistungen erbringen 
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und Kriterien erfüllen, und diese sind mit bürokrati-
schem Aufwand verbunden. Da gibt es kein Vertun. 
Aber wo können wir endlich mit Bürokratieabbau 
anfangen? – Wegducken und auf Berlin zu verwei-
sen, hilft hier in der Tat nicht weiter, Herr Kolle-
ge Kumbartzky. Deshalb können wir auch Ihrem 
Änderungsantrag zustimmen. Wir müssen auf allen 
Ebenen für Bürokratieabbau sorgen.

(Beifall SSW, FDP und Rixa Kleinschmit 
[CDU])

Jetzt läuft mir die Zeit weg. Zur Flurbereinigung: 
Ja, das ist ein bewährtes System, ein partizipatori-
scher Ansatz. Ich bin mir allerdings nicht sicher, 
ob es wirklich gelingt, in den Hotspots der Niede-
rungen damit Prozesse – wie es in dem Antrag drin-
steht – zu beschleunigen. Da habe ich tatsächlich 
meine Zweifel, ob das gelingen wird. Da geht es in 
Teilen auch um echte Lebensgrundlagen. Insoweit 
können wir dem heute nicht zustimmen. Wir wer-
den das aber auch nicht ablehnen, wir werden uns 
enthalten. Insoweit bitte ich abschließend noch ein-
mal um breite Zustimmung zum Antrag von SSW, 
CDU und Grünen. Denn für uns im Land muss 
doch weiter gelten: Unter Nutella gehört Butter, 
liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Heiterkeit und Beifall SSW, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, FDP und vereinzelt 
CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die Kollegen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
erteile ich dem Kollegen Dirk Kock-Rohwer das 
Wort, und ich darf um etwas Aufmerksamkeit bit-
ten.

(Unruhe)

Darf ich bitte noch einmal um Aufmerksamkeit bit-
ten!

Dirk Kock-Rohwer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 
Wir sind ja auch gleich durch! – Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich danke 
zunächst dem Minister für seinen Bericht.

Landwirtschaft braucht Zukunft und Perspektive – 
darin sind wir uns hier einig. Wir haben in den letz-
ten Tagen und Wochen eindrucksvolle Demonstra-
tionen erlebt, die uns gezeigt haben, dass sich sehr 
viele Bäuerinnen und Bauern um ihre Höfe sorgen. 
Ich danke allen, die sich an die Demonstrationsre-
geln gehalten haben und verurteile hier noch einmal 

ganz klar die überhitzten Aktionen am Fähranleger 
in Schlüttsiel.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, CDU und SSW)

Das war klar ein Übertreten des Demonstrations-
rechts. Wir haben im Innen- und Rechtsausschuss 
von der Staatsanwaltschaft gehört, dass da ganz 
klar Straftaten zu sehen waren. Es kann nicht sein, 
dass ein Politiker auf dem Rückweg aus dem Ur-
laub – und mit ihm zusammen andere Familien mit 
Kindern – bedrängt und am Verlassen der Fähre ge-
hindert, beschimpft und beleidigt wird. Hier muss 
nach geltendem Recht gehandelt werden.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, CDU und Beifall Dr. Bernd 
Buchholz [FDP])

Die dann folgenden Proteste verliefen weitgehend 
friedlich und zu Recht. Denn es geht hier um 
mehr als Agrardiesel und grüne Nummernschilder; 
es geht um die großen Zukunftsherausforderungen, 
vor denen Landwirtschaft steht. Sie muss Klima-
schutz- und andere Umweltauflagen erfüllen. Sie 
muss mit dem Klimawandel zurechtkommen und 
ihre Produktion an diese neuen Bedingungen anpas-
sen. Sie muss die Tierhaltung im Sinne von mehr 
Tierwohl umbauen – um hier nur einige Probleme 
zu nennen.
Meine Damen und Herren, mit diesen Aufgaben 
dürfen wir die Landwirtschaft nicht allein lassen. 
Politik muss die Transformation aktiv begleiten und 
fördern. Im Prinzip wissen wir auch, was wir zu tun 
haben. Wir haben in diesen Fragen kein Erkennt-
nis‑, sondern ein Umsetzungsdefizit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt SSW)

Es liegen gut durchdachte Vorschläge auf dem 
Tisch, sowohl von Expert_innen als auch von Ver-
treter_innen der landwirtschaftlichen Praxis und 
von einer repräsentativen Gruppe von Bürger_in-
nen aus dem Bürgerrat. Ich spreche hier von der 
Borchert-Kommission, von der Zukunftskommissi-
on Landwirtschaft und von den Ergebnissen des 
Dialogprozesses „Zukunft der Landwirtschaft“ hier 
in Schleswig-Holstein. Jetzt ganz neu gehören auch 
die Vorschläge des Bürgerrats für Ernährung dazu.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Schnittmenge 
all dieser Vorschläge ist erstaunlich groß. Ich kann 
deshalb den Unmut über die bisher unzureichende 
Umsetzung gut verstehen. Zum Beispiel bei der 
Tierwohlabgabe: Mehr Tierwohl kann es nicht zum 
Nulltarif geben. Ich freue mich, dass auch der Bür-
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gerrat zu dieser klaren Feststellung gekommen ist. 
Ich hoffe sehr, dass sich die Ampelkoalition jetzt 
endlich auf ein Finanzierungsmodell verständigt, 
das den Betrieben die nötige Planungssicherheit 
gibt.

Wer das politische Geschehen in Berlin verfolgt, 
wird wissen, dass hier nicht die Grünen im Brems-
erhäuschen sitzen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – San-
dra Redmann [SPD]: Ihr seid euch auch für 
nichts mehr zu schade!)

Aber, meine Damen und Herren, es ist auch nicht 
nichts geschehen. Der Bund hat das Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz für frisches Schweinefleisch 
beschlossen. Es wird daran gearbeitet, sie auf wei-
tere Vermarktungswege und Tierarten auszuweiten. 
Der Bund stellt eine große Summe, 1 Milliarde 
Euro, für den Umbau der Tierhaltung bereit. Das ist 
weit mehr als eine Bundesregierung jemals zuvor 
bereitgestellt hat, das möchte ich betonen.

Aber wir wissen, dies wird nicht reichen. Es darf 
auch nicht sein, dass der Umbau der Tierhaltung, 
der große und längerfristige Investitionen erfordert, 
von der jährlichen Haushaltslage abhängig sein soll. 
Bauern und Bäuerinnen brauchen wirtschaftliche 
Planbarkeit, faire Preise und Unterstützung bei der 
Transformation der Betriebe.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt CDU und SSW)

Anders ausgedrückt: Weiter-wie-bisher ist keine 
Option. Das gilt auch für die Verwendung fossi-
ler Kraftstoffe. Auch da braucht es mittelfristig 
ein Umsteuern. Dennoch haben wir, haben grüne 
Agrarpolitiker_innen in den Ländern und im Bund, 
die einseitige Belastung der Landwirtschaft durch 
die offenbar voreilig getroffenen Beschlüsse zur 
kompletten Streichung der Beihilfen entschieden 
abgelehnt. Denn kurzfristig gibt es kaum Alternati-
ven. Dagegen sind andere Maßnahmen, wie die Ab-
schaffung des Dienstwagenprivilegs oder des Privi-
legs im Flugverkehr, weitaus sinnvoller und seit 
Langem überfällig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Landwirt-
schaft wird sich ändern, wird sich anpassen müssen. 
Wer das leugnet, leistet der Landwirtschaft einen 
Bärendienst.

Damit komme ich zu unserem dritten Antrag, zur 
Stärkung des Flurbereinigungsverfahrens. Flurbe-
reinigung hat in den 60er-Jahren die Landwirtschaft 

stark verändert. Das hatte Vorteile: Feldstücke wur-
den zusammengelegt, begradigt, um effizienter zu 
arbeiten. Der Nachteil: Es wurden viele unserer so 
typischen Knicks beseitigt oder verschoben. Aus 
heutiger Sicht war das nicht sehr positiv, damals ein 
Riesengewinn.
Heute wird es weiter zur Unterstützung des freiwil-
ligen Flächentausches angewendet. Genau hier liegt 
der große Nutzen, um Landwirtschaft in den Niede-
rungen weiter zu unterstützen. Aus der Sicht des 
Klimawandels müssen wir Moorflächen wieder ver-
nässen, das ist uns allen klar, um die CO2-Ausschei-
dungen aus dem Boden zu reduzieren. Landwirten 
mit Viehzucht und Milchwirtschaft wird durch die 
Flurbereinigung eine Möglichkeit geboten, auf hö-
her gelegene Flächen auszuweichen. Bäuerinnen 
und Bauern, die ihre Zukunft in der ganz anders 
gearteten Massenbewirtschaftung der sogenannten 
Paludikultur sehen, können dies auf den wieder ver-
nässten Moorflächen verwirklichen. Der Startpunkt 
dazu in Forschung und Umsetzung liefert die vom 
BMUV geförderte Klimafarm in der Eider-Treene-
Sorge-Niederung – im Moment auf den Flächen der 
Stiftung Naturschutz.

(Sandra Redmann [SPD]: Ja!)
Diese Bewirtschaftung mit Nutzung der erzeugten 
Pflanzenteile in der Industrie ist eine große Chance 
für diese Gebiete und die dort ansässigen Landwir-
tinnen und Landwirte und kann und muss durch 
ein gestärktes Flurbereinigungsverfahren unterstützt 
werden.

(Sandra Redmann [SPD]: Wie wollt ihr das 
stärken? Dazu steht hier gar nichts!)

Denn auch so bieten wir unseren Landwirtinnen 
und Landwirten einen Weg in eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft.
Bürokratieabbau – der Kollege Kumbartzky hat es 
angesprochen – ist ein sehr wichtiger Punkt. Wir 
haben es auch in dem Bericht des Ministers gehört. 
Herr Kollege, Sie werden das sicherlich mit Freude 
hören: Auch wir werden Ihrem Antrag zustimmen 
und hoffen, dass das, was Sie Erleichterung in der 
Landwirtschaft genannt haben, als Erleichterung in 
der Bürokratie gemeint war. – Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
vereinzelt CDU)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Für die SPD-Fraktion erteile ich der Kollegin San-
dra Redmann das Wort.
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Sandra Redmann [SPD]: 
Nicht: „Frau Präsidentin!“, sondern: „Herr Präsi-
dent!“ Liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ich bin bei dir! – 
Heiterkeit)

– Danke; dafür bin ich sehr dankbar. – Über Ge-
nerationen war es die Stärke der Landwirtschaft, 
sich den neuen Anforderungen anzupassen und sich 
darauf einzustellen. Die Konkurrenz, gerade inter-
national, ist groß, die Preise nicht fair, die bürokra-
tischen Anforderungen, die eher mehr als weniger 
werden und einen an den Schreibtisch zwingen, 
sind verständlicherweise wenig geliebt.

Tiere und Natur, Klimaschutzmaßnahmen, die um-
gesetzt werden müssen, Flächenknappheit und 
Konkurrenz, mangelnde gesellschaftliche Anerken-
nung – das lässt manch einen Landwirt nachts 
manchmal nicht schlafen. Dann kommen auch noch 
Verbraucher_innen, die einem erzählen, wie man 
alles bei Anbau und Tierhaltung viel besser machen 
könnte, aber eigentlich kaum ein Schwein von ei-
ner Kuh unterscheiden können und im Lebensmit-
telmarkt nur das Günstigste kaufen. Das kann schon 
nerven.

(Beifall SPD)

Dass die Bundesregierung ohne vorherige Gesprä-
che Subventionen kürzt, war sicher nicht geschickt. 
Aber wir können auch sehr gern einmal über die 
verfehlte Landwirtschaftspolitik der CDU auf Bun-
desebene über viele, viele Jahre reden.

(Beifall SPD – Martin Balasus [CDU]: Das 
ist ein tolles Argument!)

– Immerhin bringe ich, im Gegensatz zu Ihnen, 
Argumente. – Da muss man seinem Ärger auch 
mal Luft machen. Das ist okay. So wie auch die De-
mos okay sind. Nicht okay sind aber rechte Parolen 
und Attacken gegen Politiker, die es auch gegeben 
hat. Lassen Sie mich für die SPD-Landtagsfraktion 
sagen: Wir begrüßen nicht nur, dass sich der Bau-
ernverband in Schleswig-Holstein davon distanziert 
hat, sondern wir halten das auch für geboten.

(Beifall SPD und SSW)

Jeglicher Aggression und rechten Tendenzen müs-
sen wir alle gemeinsam widersprechen und ein Zei-
chen dagegen setzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun kommen der 
SSW und die Regierungskoalition mit einem An-
trag. Dessen Fazit: Der Landtag bekennt sich zur 

Landwirtschaft in Schleswig-Holstein. – Das ist 
nicht ihr Ernst! Dafür brauchen Sie einen Antrag?
Sie wollen, dass sich die Landesregierung im 
Bund und in der EU für Landwirte einsetzt. Herr 
Schwarz, Sie können auf jeder Demo hundertmal 
wiederholen, was der Bund Ihrer Meinung nach 
falsch macht. Sie könnten aber auch einfach mal 
Ihrer Aufgabe als Minister nachkommen und sagen, 
was Sie in Schleswig-Holstein verändern wollen.

(Beifall SPD)
Haushaltspolitik von anderen kritisieren, aber sel-
ber eine Haushaltssperre ohne Vorwarnung erlassen 
und für Panik im Land sorgen. Ist das Ihr guter Stil?

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])
Oder haben Sie vorher in Ihrer guten Stube im Ge-
sprächskreis darüber informiert?

(Zuruf)
– Die Landesregierung.
Sie haben Verbesserungen beim Ausgleich der Gän-
sefraßschäden angekündigt. Zufriedengestellt haben 
Sie damit aber niemanden.

(Wortmeldung Lasse Petersdotter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollegin Redmann – –

Sandra Redmann [SPD]: 
Nein, vielen Dank; ich lasse keine Zwischenfragen 
zu. – Wir haben Ihnen das prophezeit und andere 
Vorschläge gemacht. Sie haben sie abgelehnt.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Das haben wir 
im Ausschuss zum Thema! Darauf freue ich 
mich! – Heiterkeit)

– Ich freue mich über billige Witze. – Sie haben ein 
Kompetenzzentrum Landwirtschaft mit gerade mal 
einer Stelle initiiert. Soll das ein Schwerpunkt sein?
Sie machen mit Minister Goldschmidt Veranstaltun-
gen zur Strategie der Niederungen, die ohne Frage 
wichtig sind, doch schon bei etwas Gegenwind drif-
ten CDU und Grüne – das konnten wir in der Presse 
lesen – auseinander.
Sie wollten ein eigenes Ministerium, um der Land-
wirtschaft endlich mehr Gewicht geben zu können. 
Dann diskutieren Sie im Parlament über Briefe, die 
Sie schreiben wollen, die Sie aber schon längst ab-
geschickt haben. Sie machen hübsche Werbekam-
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pagnen und diskutieren dann über die Antworten 
auf die Briefe. Sie wettern gegen das Vorkaufsrecht 
und darüber, dass der Naturschutz der Landwirt-
schaft die Flächen wegkauft, weil es ein Vorkaufs-
recht gibt. So ein Quatsch! Sie bedienen damit alte 
Vorurteile. Das bestätigt auch Ihre Rede eben.

Nicht mal beim Thema „Zukunft der Landwirt-
schaft“ geht es richtig voran. Was genau haben Sie 
in Schleswig-Holstein eigentlich bisher geschafft?

(Zuruf SPD: Gar nichts!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun wollen 
Sie das Flurbereinigungsverfahren stärken. Vom 
Grundsatz her ein gutes Instrument und ein richti-
ger Ansatz – gerade für die grün-blaue Infrastruk-
tur.

Herr Kumbartzky, Sie müssen sich da noch ein 
bisschen hineinlesen; ich glaube, Sie haben das 
Thema noch nicht richtig begriffen.

(Zuruf Oliver Kumbartzky [FDP])

– Ja, ich mich auch. – Sehr geehrter Herr Minis-
ter, Sie wissen doch selber – das hoffe ich zumin-
dest –, dass die Flurbereinigungsverwaltung zurzeit 
gar nicht in der Lage ist, Verfahren abzuarbeiten, 
selbst wenn diese eingeleitet würden, um wirklich 
nennenswerte Beiträge leisten zu können. Es hat 
doch überhaupt keinen Stellenzuwachs gegeben. 
Oder was haben Sie geplant? Woher nehmen Sie so 
spontan qualifiziertes Personal, und woher nehmen 
Sie die Flächen? Diese Fragen haben Sie nicht mal 
bei der Biodiversitätsstrategie konkret beantwortet.

Auch die Landgesellschaft – das sagen Sie selber – 
kann kaum zuliefern. Unter den jetzigen Bedingun-
gen sind das Maßnahmen, die Jahrzehnte dauern. 
Wir machen Ihnen jetzt ein Angebot: Wenn Sie 
in Ihren Antrag einen weiteren Punkt aufnehmen, 
für die Flurbereinigung ausreichend Personal einzu-
stellen, stimmen wir dem Antrag hier und bei den 
Haushaltsverhandlungen zu. Ich bin gespannt, ob 
Sie das jetzt tun.

(Beifall SPD)

Wir wollen heute Ihre Zusage dafür.

(Zuruf Rixa Kleinschmit [CDU])

Ansonsten können Sie Ihren Antrag getrost in den 
Niederungen versenken.

(Heiterkeit)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die SPD hat 
bereits einen Maßnahmenkatalog mit Lösungsvor-
schlägen vorgelegt. Meine Kollegin Kirsten Eick-

hoff-Weber – das wissen Sie noch aus Ihrer Zeit als 
Präsident des Bauernverbandes – hat diese immer 
wieder angemahnt. Wir werden diese Forderungen 
wieder herausholen und dazu in jeder Sitzung An-
trag für Antrag stellen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Das wird span-
nend!)

Lieber Bauernverband, vielleicht sollten Sie sich 
das auch einmal ansehen. Dabei ist vieles, was sie 
gut unterstützen können – auch, wenn es von der 
Opposition kommt. Dafür kann man ruhig offen 
sein.

Wir beantragen, alle Anträge in den Umweltaus-
schuss zu überweisen, und bitten Sie, dem zuzu-
stimmen. – Danke schön.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich dem Kol-
legen Heiner Rickers das Wort.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Jetzt kommt die 
Zusage! – Sandra Redmann [SPD]: Dann bin 
ich dabei!)

Heiner Rickers [CDU]: 
Ich schaue erst einmal, ob der Unternehmensver-
band noch vertreten ist. – Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Drei Minuten. Sie wissen, ich 
selbst bin Landwirt und bei etlichen Demonstratio-
nen dabei gewesen. Frau Redmann, es tut mir leid, 
aber von der SPD habe ich nicht ganz so viele 
Abgeordnete bei den Demos gesehen. Das mag an 
mir gelegen haben.

(Zuruf SPD: Sie waren nicht im ganzen Land 
unterwegs, oder?)

– So ziemlich im ganzen Land. Das spielt aber 
keine Rolle. Das haben wir festgestellt.

Nehmen Sie beispielhaft die große Zusammenkunft 
in Hohenlockstedt auf dem Hunrigen Wolf. Da wa-
ren 10.000 Menschen, 6.000 Fahrzeuge. Von die-
sen 6.000 Fahrzeugen – Herr Kumbartzky hat ge-
sprochen, Minister Schwarz auch; ich muss mich 
entschuldigen, die SPD hat auch gesprochen – wa-
ren mindestens die Hälfte aus den Bereichen Hand-
werk, Gastronomie, Dienstleistungen und Spediti-
onsgewerbe, also alles Mittelstand. Wir haben in 
Schleswig-Holstein eine Demonstration von denen 
erlebt, die Leistung erbringen und arbeiten wollen. 
Das kommt nicht alle Tage vor.
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(Beifall CDU, FDP und SSW – Zuruf Oliver 
Kumbartzky [FDP])

Deswegen bedanke ich mich – hoffentlich im Na-
men aller – bei diesen Leistungsträgern ausdrück-
lich dafür.

(Beifall CDU, FDP und SSW – Wortmeldung 
Serpil Midyatli [SPD])

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kollege Rickers, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
der Kollegin Midyatli?

Heiner Rickers [CDU]: 
Ja, gern.

Serpil Midyatli [SPD]: Ich habe eine Frage. 
Ich habe neulich den Hauptgeschäftsführer 
der Handwerkskammer gefragt, welches die 
Forderungen der Handwerker sind, die betei-
ligt waren. Das war mein Ernst. Ich wollte 
es wirklich einmal wissen. Gerade der Mit-
telstand ist in Schleswig-Holstein wichtig. Er 
sagte: Weiß ich, ehrlich gesagt, nicht. Wir ha-
ben auch gefragt, und da kam nichts. – Kön-
nen Sie mir sagen, warum die da demons-
triert haben?

– Ja, natürlich kann ich eine Antwort darauf ge-
ben. Ich habe mich mit ihnen auseinandergesetzt. 
Es geht ihnen ähnlich wie uns. Fangen wir einmal 
beim Heizungsgesetz an. Wissen sie jetzt, was sie 
morgen einbauen sollen? Oder ob sie eine Wärme-
pumpe bekommen, die sie, wenn der Kunde das 
wünscht, tatsächlich verfügbar haben? Ob sie den 
Beton, den sie heute einbringen, morgen nicht als 
Sondermüll entsorgen müssen? – Es geht also um 
die ganzen bürokratischen Vorgaben, die zu ver-
mehrter Unsicherheit führen. Sie führen dazu, dass 
sie ihre tägliche Arbeit nicht ausführen können. 
Deswegen sind sie zu Recht gefrustet.

(Beifall CDU und Lars Harms [SSW])
– Vielen Dank. – Ich will einmal aus dem Nähkäst-
chen plaudern. Wussten Sie, dass ich ein Weideta-
gebuch führen muss? Man muss erst einmal dar-
über nachdenken, warum man das muss. Die Kühe, 
die auf der Weide herumlaufen, fördern eigentlich 
die Insektenvielfalt und die Artenvielfalt, und jeder 
will, dass die Kühe auf die Weide kommen. Für die 
Kühe muss nachgewiesen werden, wie viel Kot sie 
auf der Weide hinterlassen haben, damit ich über 
ein Onlineportal im Ministerium melden kann, ob 
das alles in Ordnung ist. Man muss sich fragen, 
ob das nicht zu Belastungen führt und ob ich da-

für gern am Schreibtisch sitze oder eher für meine 
Buchführung und meine Abrechnung? – Für Buch-
haltung und Abrechnung sitze ich gern am Schreib-
tisch, dafür nicht.

(Zuruf Dr. Bernd Buchholz [FDP])

– Das gibt es schon länger, und ich bemängele 
das auch schon länger. Zweimal wurde die Dünge-
verordnung verschärft, nur Bürokratie, ohne dass 
das Ergebnis besser gewesen wäre. Die Bürokratie 
muss weg.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Eine Frage, Herr Kollege Rickers?

Heiner Rickers [CDU]: 
Ja.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Gut.

Marc Timmer [SPD]: Meine Frage ist: Seit 
wann führen Sie das Buch?

Heiner Rickers [CDU]: 
Das Buch führe ich seit der letzten Verschärfung 
der Düngeverordnung beziehungsweise der Dünge-
gesetzgebung vom Bund, um in einer Bilanz genau 
nachweisen zu können, wie viele Kilogramm von 
welchem Nährstoff, egal ob Kompost, Gülle oder 
Mist, es waren. – 2017.

(Vereinzelter Beifall CDU – Werner Kalinka 
[CDU]: Sehr gut! – Weitere Zurufe)

Ich will Ihnen noch etwas erzählen, was mich auch 
persönlich stört. Das wird den Unternehmern wahr-
scheinlich ähnlich gehen. Ich bin relativ gut ausge-
bildet. Ich befasse mich jeden Tag fachlich intensiv 
mit den Themen. Da geht es immer wieder um 
Nachhaltigkeit, Düngung, Bilanzen, Pflanzenschutz 
– ja, nein. Nun liegt mein Betrieb im roten Gebiet. 
Obwohl ich gut ausgebildet bin, muss ich einmal im 
Jahr zu einer stundenlang dauernden Nachschulung, 
um mich auf den neuesten Stand der Düngetechnik 
bringen zu lassen. Okay, man kann darüber nach-
denken, ob das alles so richtig ist. Mir persönlich 
gefällt das nicht, und das geht vielen ähnlich, die 
zur Demo gefahren sind. Einmal darüber nachden-
ken!

Und das ist für alle wichtig: Herr Minister, wir ha-
ben glücklicherweise über ENDO-SH in Schleswig-
Holstein die Möglichkeit und die Verpflichtung, 
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schriftlich online alle ausgebrachten Nährstoffe auf 
jedem Quadratmeder Schleswig-Holsteins in einer 
Datenbank zu melden; einmal als Voranmeldung in 
der Schätzung, dann als Nachmeldung, wenn das 
tatsächlich ausgebracht wurde. Wenn Sie dagegen 
verstoßen, dann haben Sie ein richtiges Problem.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Herr Kollege Rickers, Ihre Redezeit ist leider abge-
laufen.

Heiner Rickers [CDU]: 
Dann haben Sie ein Problem, auch wenn Sie den 
Dünger noch gar nicht ausgebracht haben. Das 
macht es nicht einfacher. Fazit dieser ENDO-Mel-
dung muss am Ende aber sein, dass wir alles richtig 
gemacht haben.

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Kommen Sie bitte zum Schluss!

Heiner Rickers [CDU]: 
Dieser Nachweis fehlt leider auch noch, das führt 
auch zu Frust. Also: Alles verstanden, unterstützen 
Sie Landwirtschaft und Mittelstand! – Herzlichen 
Dank.

(Beifall CDU, FDP, SSW und vereinzelt 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich 
der Kollegin Sandra Redmann von der SPD-Frakti-
on das Wort.

Sandra Redmann [SPD]: 
Vielen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte noch einmal auf die Fra-
ge zurückkommen, die ich vorhin gestellt habe. Sie 
haben in Ihrem Antrag geschrieben, sie wollten die 
Flurbereinigung stärken, und Sie berufen sich dabei 
auf die Biodiversitätsstrategie. Ich kenne die Biodi-
versitätsstrategie. Es stimmt, dafür sind Stellen vor-
gesehen. So viel ich weiß, sind diese Stellen noch 
nicht da, sie sind zumindest noch nicht besetzt. Sie 
stehen da bisher.
Herr Minister, das können Sie nicht unbedingt wis-
sen, aber Sie haben gerade für den Antrag gespro-
chen, die Flurbereinigung zu stärken. Ich möchte 
von Ihnen wissen, ob Sie heute bereit sind. Es 
geschieht nicht oft, dass eine Opposition Sie bei ei-

nem Verfahren unterstützt, auch bei den Haushalts-
verhandlungen.

(Zuruf)
– Ich habe doch Sie gerade gebeten. Sie haben doch 
den Antrag gestellt. Warum soll ich denn das ma-
chen?

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Sie will doch 
den Antrag in den Ausschuss überweisen! – 
Weitere Zurufe)

– Warte doch mal. Das, was ich heute wissen möch-
te, ist:

(Zurufe)
– Man kann es ernst nehmen, man muss es aber 
nicht ernst nehmen. Man kann auch mit dem Bus 
immer auf Demos fahren und nur mit den Bauern 
darüber reden, aber man kann auch versuchen, hier 
sachlich zu einer Einigung zu kommen. Wer hat 
denn da vorhin etwas von Kompromissen erzählt?
Also, noch einmal: Sind Sie bereit, sonst werden 
Sie das gar nicht umsetzen können, für diese Flur-
bereinigung Stellen zur Verfügung zu stellen? Das 
ist meine Frage. Sonst frage ich das eben den Herrn 
Minister. Ich kann das bisher nicht sehen und frage: 
Wie wollen Sie das denn sonst umsetzen? Das ist 
für mich eine ganz konkrete und wesentliche Frage. 
Sonst geht das nämlich gar nicht. Darauf hätte ich 
hier gern eine Antwort.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Peter Lehnert: 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

(Sandra Redmann [SPD]: Das wissen Sie 
nicht! – Weitere Zurufe)

– Das können wir vielleicht im Ausschuss klären. 
Ich schließe jetzt jedenfalls die Beratung, weil kei-
ne weiteren Wortmeldungen vorliegen.
Ich stelle zunächst fest, dass der Berichtsantrag, 
Drucksache 20/1800, durch die Berichterstattung 
der Landesregierung seine Erledigung gefunden 
hat.
Ich komme zur Abstimmung zu a), Antrag der 
Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, Drucksache 20/1692. Seitens der SPD-Frak-
tion ist Ausschussüberweisung beantragt. Wer der 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die Fraktionen von SPD, FDP und 
SSW. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktio-
nen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
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Ich komme deshalb jetzt zur Abstimmung in der 
Sache. Es ist beantragt worden, über den Antrag, 
Drucksache 20/1692, in der Sache abzustimmen. 
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP. Gegenpro-
be! – Das ist die SPD-Fraktion. Stimmenthaltun-
gen? – Die SSW-Fraktion. Damit ist der Antrag mit 
Mehrheit angenommen.
Ich komme zur Abstimmung zu c), Antrag der 
Fraktionen von SSW, CDU und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Drucksache 20/1803 (neu), sowie Än-
derungsantrag der Fraktion der FDP, Drucksache 
20/1829. Auch hier ist von der SPD-Fraktion Aus-
schussüberweisung beantragt worden. Wer dem zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von SPD und FDP. Wer 
stimmt gegen die Ausschussüberweisung? – Das 
sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW. Damit ist die Ausschussüber-
weisung abgelehnt.
Ich komme zur Abstimmung in der Sache. – Noch 
kurze Konzentration, dann haben wir es gleich ge-
schafft. – Ich lasse zunächst über den Änderungs-
antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 20/1829, 
abstimmen. Wer dem Änderungsantrag zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist 
einstimmig.
Ganz kurz noch die Aufmerksamkeitsspanne hoch-
halten: Ich lasse dann abstimmen über den Antrag 
der Fraktionen von SSW, CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, Drucksache 20/1803 (neu), in 
der soeben geänderten Fassung. Wer dem so zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
– Das sind die Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, FDP und SSW. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die Fraktion der SPD. Damit ist 
der Antrag angenommen.
Ich unterbreche die Tagung und wünsche allen Kol-
leginnen und Kollegen einen schönen Abend. Wir 
sehen uns morgen früh wieder.
Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:28 Uhr
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